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Die Kosten der beruflichen Aus- und Weiterbildung 
Liebe Leserinnen, liebe Leser, 
großes Interesse an den Kosten der beruflichen Bildung besteht in Theorie und Praxis seit den grundlegenden 
Arbeiten der Sachverständigenkommission .,Ko$ten und Finanzierung der beruflichen Bildung'' zu Beginn der sieb­
ziger Jahre. Seither gehören Aussagen zu den Kosten der außerschulischen beruflichen Aus- und Weiterbildung 
auch international zu den gefragten Informationen über das bundesdeutsche Berufsbildungssystem Fragen nach 
Höhe, Art und Struktur der Kosten der betrieblichen Berufsbildung in der Bundesrepublik Deutschland sowie nach 
ihrer Finanzierung werden in jüngster Zeit vor allem auch aus den Ländern Ost- und Südosteuropas und der Deut­
schen Demokratischen Republik gestellt. Das wachsende Interesse an den beruflichen Bildungskosten resultiert 
nicht zuletzt aus dem inzwischen starken Kostendruck und dem gestiegenen Kostenbewußtsein in den Betrieben, 
wodurch Fragen nach dem Nutzen der betrieblichen individuellen und staatlichen Bildungsarbeit immer stärker 
in den Vordergrund treten. 

Zehn Jahre nach den Untersuchungen der Sachverständigenkommission wurden die Kosten der betrieblichen Be­
rufsausbildung in zwei repräsentativen Erhebungen vom Institut der deutschen Wirtschaft und dem Bundesinstitut 
für Berufsbildung Anfang der 80er Jahre erneut erfaßt. In der Folgezeit wurden die betrieblichen Bildungskosten 
wiederholt auf dieser Basis hochgerechnet, weil aktuelle Daten fehlten. Während die Kosten der betrieblichen 
Weiterbildung für das Jahr 1987 inzwischen vom Institut der deutschen Wirtschaft neu erhoben wurden, müssen 
sie im Bereich der außerschulischen Berufsausbildung bis heute auf der Datenlage von 1980/81 hochgerechnet 
werden. Angesichts der zwischenzeitlich eingetretenen quantitativen und qualitativen Veränderungen auf dem Ge­
biet der Berufsausbildung läßt sich eine solche Vorgehensweise nicht länger vertreten, bzw. ist eine aktuelle Erhe­
bung unumgänglich, die diesen Veränderungen Rechnung trägt. Sie wird z. Z. vom Bundesinstitut für Berufsbildung 
vorbereitet und soll nach Möglichkeit die betriebliche Berufsbildung in der DDR mit einbeziehen. 

Kosten für die berufliche Bildung entstehen außer in den Betrieben auch bei den öffentlichen Händen (Bund, Län­
der, Gemeinden) sowie bei Privatpersonen, die an entsprechenden Bildungsmaßnahmen teilnehmen. Recht gut 
und umfassend dokumentiert sind bisher die Mittel, die die Bundesanstalt für Arbeit für die Förderung der Fortbil­
dung, Umschulung und Einarbeitung sowie die Förderung der Ausbildung bereitstellt. Dagegen sind die Aufwen­
dungen der öffentlichen Hand nur in Bruchteilen zuverlässig erfaßt. Sie werden nach anderen Rechnungslegungs­
gesichtspunkten aufbereitet als die der privaten Wirtschaft in den empirischen Untersuchungen, so daß die vorlie­
genden Daten nicht miteinander verglichen werden können. So sind den Bildungsbudgets der öffentlichen Hände 
nur die Ausgaben zu entnehmen, die in den jährlichen Etats als Zuschüsse für die Durchführung systematischer 
und organisierter Bildungsmaßnahmen für die Bevölkerung ausgewiesen sind. Sie enthalten weder die Bildungsko­
sten im betriebswirtschaftliehen Sinne noch die Aufwendungen, die die Weiterbildung der im öffentlichen Dienst 
Beschäftigten verursacht. Umgekehrt werden in empirischen Untersuchungen der betrieblichen Bildungskosten zu 
Recht in erheblichem Umfang kalkulatorische Kosten und Opportunitätskosten berücksichtigt, die nicht unmittelbar 
zu Bildungsausgaben führen. Schließlich werden auch die Sondernachlässe nicht erfaßt, die der Fiskus beim Nach­
weis der betrieblichen und individuellen Weiterbildungsaufwendungen gewährt. 

Völlig unzureichend ist die Datenlage über die individuellen Aufwendungen, d . h. über die Kosten , die von den 
Auszubildenden bzw. ihren Eltern sowie den Weiterbildungsteilnehmern selbst getragen werden. Diese Kosten 
dürften erheblich sein, zumal in einer Repräsentativerhebung (Berichtssystem Weiterbildungsverhalten) drei Vier­
tel der angaben, keine direkte finanzielle Förderung für ihre beruflichen Bildungsbemühungen erhalten 
zu haben. Uber die Kostenbelastung der Privatpersonen für berufliche Bildung besteht die größte Unsicherheit. 
Insbesondere ist unklar, wieweit sie sich z. B. über Betriebe, die Bundesanstaltfür Arbeit bzw. Steuerentlastung re­
finanzieren. Dies wirkt sich nachteilig aus, wenn aufgrund bildungspolitischer Uberlegungen die Weiterbildungsin­
tensität beeinflußt werden soll. 

Die unbefriedigende Datenlage hängt neben dem immer noch mangelnden Kostenbewußtsein im Bildungssektor 
entscheidend mit den Schwierigkeiten zusammen, mit denen jede Kostenerfassung im Bildungsbereich konfrontiert 
ist. Um zuverlässige und vergleichbare Angaben zu bekommen, ist ein großer zeitlicher und finanzieller Aufwand 
erforderlich. Eine umfassende Erhebung der beruflichen Bildungskosten kann aus forschungsökonomischen Grün­
den immer nur in längeren Zeitabständen erJolgen. Andererseits wäre eine häufigere Erfassung aus Gründen der 
Aktualität und Kontinuität notwendig. Erste Uberlegungen, wie eine regelmäßige, ökonomisch vertretbare Erfas­
sung der betrieblichen Bildungskosten möglich wäre, werden seit geraumer Zeit im Bundesinstitut für Berufsbil­
dung angestellt. Dabei geht es um den Aufbau eines betrieblichen Mikrozensus, d. h. eines .,Kooperations- bzw. 
Korrespondenzbetriebssystems' ', mit dem die wichtigsten Kostenelemente über ein standardisiertes Verfahren re­
gelmäßig repräsentativ erhoben und in einer Hochrechnung .,bilanziert'' werden könnten. 

Dies wäre eine Möglichkeit, dem gestiegenen Interesse an Kostendaten auf dem Gebiet der beruflichen Bildung 
Rechnung zu tragen. Eine weitere Erleichterung wäre, wenn man sich in einem Kreis von Experten aus Wissen­
schaft und Praxis auf ein Standardverfahren einigen könnte, durch das eine übermäßige Belastung der Betriebe 
bei der Kostenerfassung vermieden würde und die Vorbehalte gegenüber einschlägigen Untersuchungen weit­
gehend ausgeräumt werden könnten. 

Ein solches Expertengremium fordert Friedrich Edding, der Nestor der deutschen Bildungsökonomie, seit vielen 
Jahren. Erste Erfahrungen auf diesem Gebiet hat das Bundesinstitut für Berufsbildung, das die Einrichtung eines 
solchen Expertenausschusses plant, bereits bei der Entwicklung eines Konzepts zur Erhebung der betrieblichen 
Aus- und Weiterbildungskosten gesammelt. Erfahrungen, die ermutigend sind und bei der Durchführung des ge­
planten Kostenerfassungsprojekts weitergeführt werden. 

Hermann Schmidt 
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Die Konzentration der Jugendlichen 
auf Ausbildungsberufe im Zeitraum 1973-1988 
Heinrich Althoff 

Im Zeitraum 1973-1988 nahm die Konzentration der Auszubildenden auf Ausbildungsberufe 
spürbar ab; das trifft für männliche wie weibliche jugendliche gleichermaßen zu. Es wird 
untersucht, welchen Einfluß das Berufswahlverhalten, die demographische Entwicklung 
und ein verändertes Bildungsverhalten auf die rückläufige Konzentration hatten. 

Heinrich Althoff 
Diplom-Soziologe; wissenschaftliche r Mitarbeite r 
in der Hauptabte ilung I "Strukturforschung, Stati­
stik, Planung"; Auswertung von Sekundärstatistiken 
des Bundesinstituts für Be rufsbild ung in Be rlin . 

Es gibt kaum eine Feststellung, die 
in den vergangenen Jahren auf so 
breite Zustimmung bei Bildungspo­
litikern, Praktikern und Wissen­
schaftlern stieß wie die, daß weibli­
che Jugendliche ihre Berufswün­
sche auf zu wenige Berufe konzen­
trierten. - Mit leichter Akzentver­
schiebung richtet sich eine ähnlich 
kritische Feststellung an die Ju­
gendlichen insgesamt. Denn hinter 
der bekannten Klage, daß bei der 
Berufswahl zu sehr die Mode- und 
Wunschberufe 1m Vordergrund 
stünden, verbirgt sich nicht viel 
mehr als die Behauptung einer zu 
starken Konzentration der Berufs­
wünsche auf einige wenige, zu­
meist stark besetzte Ausbildungs­
berufe. 

Beide Behauptungen sind im Kern 
zutreffend, wenngleich nicht jeder 
besetzungsstarke Ausbildungsbe­
ruf unbesehen als Wunschberuf 
der Jugendlichen bezeichnet wer­
den kann, und auch die Konzentra­
tion weiblicher Jugendlicher auf 
relativ wenige Berufe letztlich nicht 
nur eine Frage mangelnder Bereit-
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schaft von Frauen ist, andere Be­
rufe zu ergreifen. Ohne die Bereit­
schaft der Betriebe, Frauen nach 
der Ausbildung in den erlernten 
Berufen auch zu beschäftigen, ist 
ein verändertes Berufswahlverhal­
ten auf Dauer nicht zu erwarten. 
Eine solche Bereitschaft aber 
scheint, legt man die Arbeitslosen­
statistik zugrunde, in den typischen 
"Männerberufen" nicht sonderlich 
groß zu sein. 1) 

Die hohe Konzentration weiblicher 
Jugendlicher wird zumeist durch 
den Vergleich mit männlichen Ju­
gendlichen belegt, die sich etwas 
gleichmäßiger über die Ausbil­
dungsberufe verteilen. Daß beide 
Geschlechter sich bei der Berufs­
entscheidung zu sehr auf die gro­
ßen Ausbildungsberufe konzen­
trieren, wird spätestens beim 
Übergang vom Ausbildungs- zum 
Beschäftigungssystem deutlich, 
wenn gerade die besetzungsstar­
ken Berufe Verluste durch Abwan­
derung hinnehmen müssen, wäh­
rend die schwach besetzten Wan­
derungsgewinne verzeichnen. 2) 

Wie die Konzentration der Jugend­
lichen sich im Zeitraum 1973-1988 
veränderte und welche Gründe 
dafür ausschlaggebend waren, 
das soll hier genauer untersucht 
werden. 

Die Entwicklung der 
Konzentration im Zeitverlauf 

Die starken Belastungen, denen 
die betriebliche Berufsausbildung 
in den vergangenen Jahren wegen 
der Integration der geburtenstar­
ken Jahrgänge und des veränder­
ten Bildungsverhaltens ausgesetzt 
war, hatte mittelbare Auswirkun­
gen auch auf die Berufswünsche: 

Angesichts eines erheblichen Be­
werberüberhanges konnten viele 
berufliche Vorstellungen nicht rea­
lisiert werden. Die Jugendlichen 
mußten vermehrt auf andere Beru­
fe ausweichen. 

Mit Hilfe von Konzentrationskoeffi­
zienten 3) kann die Entwicklung im 
Zeitraum 1973- 1988 anschaulich 
dargestellt werden (Schaubild). 
Für die nachfolgende Erörterung 
wurden darüber hinaus drei mar­
kante Zeitpunkte ausgewählt: Das 
Jahr 1973 fiel in eine Periode, in der 
eine ausreichende Versorgung mit 
Ausbildungsplätzen fraglos gege­
ben war. Das Gegenteil gilt für das 
Jahr 1985, das neben dem Jahr 1984 
die ungünstigste Ausbildungsplatz­
bilanz im Untersuchungszeitraum 
aufweist. 4) Drei Jahre später (1988) 
ist aufgrund abnehmender Jahr­
gangsstärken der Höhepunkt des 
Ausbildungsplatzmangels bereits 
überschritten . 

Entwicklung der Konzentration von 
jugendlichen auf Ausbildungs­
berufe im Zeitraum 1973-1988 
1,0 --,------- ----------, 

0,4 

0,3 

0 

73 76 79 82 85 88 

Werden die Ausbildungsberufe 
nach ihrer Besetzungsstärke sor­
tiert, so dürfte das Ergebnis selbst 
denjenigen immer wieder überra­
schen, der mit der Materie weitge-
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hend vertraut ist: Im Jahre 1973 ent­
fielen auf zwei Prozent der Ausbil­
dungsberufe etwa die Hälfte (44%) 
aller Auszubildenden und auf nur 
die Hälfte aller Berufe mehr als 
99 Prozent der Auszubildenden 
(Übersicht, unten). 

Die Sortierung der Ausbildungsbe­
rufe nach der Besetzungsstärke mit 
männlichen beziehungsweise weib­
lichen Jugendlichen ergibt die be­
kannten Unterschiede zwischen 
den Geschlechtern: Auf die erste 
Gruppe (2% der Ausbildungsberu­
fe) entfielen 1973 bei den männ­
lichen Jugendlichen 46 und bei 
den weiblichen 66 Prozent der Alls­
bildungsverhältnisse (Übersicht). 

Beim Vergleich der Ergebnisse 
von 1973 mit denen von 1985 ist eine 
erhebliche Abnahme der Konzen­
tration bei der Gruppe der beset­
zungsstärksten Berufe zu beobach-

ten (-10 Prozentpunkte). Zwischen 
männlichen (-9 Prozentpunkte) 
und weiblichen (- 10 Prozentpunk­
te) gibt es keine sonderlichen Un­
terschiede. Die ermittelten Konzen­
trationskoeffizienten (Übersicht) 
weisen den Rückgang präziser aus, 
und hier wird deutlich, daß die Ab­
nahme bei den männlichen Ju­
gendlichen etwas ausgeprägter als 
bei den weiblichen war. 

Aus der rückläufigen Konzentra­
tion darf nicht der Schluß gezogen 
werden, daß in den besetzungs­
starken Berufen auch die Zahl der 
Ausbildungsverhältnisse abge­
nommen hat. Das träfe zu, wenn die 
Gesamtzahl der Auszubildenden 
seit 1973 konstant geblieben wäre. 
Da aber, bedingt durch demogra­
phisches Wachstum und ein verän­
dertes Bildungsverhalten, die Aus­
zubildenden um mehr als ein Drit­
tel zunahmen, ist deren Zahl in der 

Die Konzentration der jugendlichen auf Ausbildungsberufe 
19731 19851 1988 

nach Besetzungs- Ante il de r Auszubildende n pro Größenklasse 
stärke sortierte an allen Auszubilde nden in Prozent 

Ausbildungs-
be rufe 1973 1985 1988 

Ante il p ro ins- männ- weib- ins- männ- weib- ins- männ- weib-
Klasse in % ges. lieh lieh ges. lieh lieh ges. lieh lieh 

0 b is u . 2 43,9 45,7 65,9 33,7 36,8 55,9 34,0 35,4 54 ,9 
2 b is u. 5 22 ,2 24 ,6 23, 1 25,3 26,4 24,3 23, l 22 ,9 23,9 
5 bis u. 10 18,3 16, 7 8,5 19,0 16,0 12,5 18, 1 16,7 13,3 

10 bis u . 20 11 ,0 8,8 2,0 13,0 12,8 5,2 14,2 14,2 5,4 
20 bis u . 30 2,8 2, 5 0,4 5,1 4,3 1,3 5,6 6, l 1,4 
30 bis u. 50 1,5 1,4 0,1 3,1 3,0 0,7 4,0 3,8 0,9 
50 bis 100 0,3 0, 3 0,0 0,8 0,7 0,1 1,0 0,9 0,2 

100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Konzentration*) 

alle Be rufe: 0,32 0,34 0,46 0,27 0,29 0,40 0,26 0,27 0,39 
Hande1/Ind ustr.: 0,39 0,37 0,53 0,33 0,3 1 0,46 0,31 0,27 0,45 
Handwerk : 0,37 0,41 0,65 0,33 0,35 0,58 0,33 0,35 0,57 

*) vgl. zum gewählten Konzentrationsmaß Anmerkung3) , Seite 6. 

Quelle: Fachserie 11 I Bildung und Kultur; Reihe 3 I Berufliche Bildung; 
Hrsg.: Statistisches Bundesamt W iesbaden; eigene Berechnungen. 

Lesebeispiel: Auf die ersten zwei Prozent aller Berufe (das sind ca. lO Berufe) entfallen 1988 ein Drittel 
(34%) aller Auszub ildenden; 1973 waren es 44 Prozent. Bei den Männern entfallen 1988 auf die zwei Pro-
zent der am stärksten mit M ännern besetzten Berufe 35 Prozent der männlichen Jugendlichen; 1973 waren 
es 46 Prozent. Bei den zwei Prozent der am stärksten mit Frauen besetzten Berufen sind es 55 Prozent 
der weiblichen Jugendlichen; 1973 waren es 66 Prozent. 

BWP 2190 

FACHBEITRÄGE 

Gruppe der größten Berufe, trotz 
abnehmender Konzentration, annä­
hernd gleichgeblieben. Die Ju­
gendlichen der geburtenstarken 
Jahrgänge wurden also im wesent­
lichen von mittleren und kleinen 
Berufen aufgenommen, das heißt 
von Berufen, deren Besetzungs­
stärke unterhalb der Schwelle von 
ca. 50 000 Ausbildungsverhältnis­
sen lag. - Es läßt sich ferner nach­
weisen, daß mit abnehmender Be­
setzungsstärke der Berufe deren 
relativer Zugewinn wuchs (Über­
sicht). Je kleiner der Beruf, desto 
größer war also der Anteil , den 
er 1m Untersuchungszeitraum 
1973-1985 hinzugewann. 

Die Konzentration 
in Industrie/Handel 
und Handwerk 

Bevor auf die Konzentration in den 
beiden großen Ausbildungsberei­
chen eingegangen wird, sei noch 
auf einige bemerkenswerte Ent­
wicklungen hingewiesen: Im Zeit­
raum 1973-1988 wuchs der Anteil 
weiblicher Auszubildender von 35 
auf 43 Prozent. Angesichts der 
nicht unbeträchtlichen Zunahme 
von Frauen, die ja eine stets höhere 
berufliche Konzentration als Män­
ner aufweisen, erscheint die dar­
gestellte rückläufige Gesamtkon­
zentration (Übersicht) nicht recht 
einleuchtend. 

Sie wird verständlicher, wenn be­
rücksichtigt wird, daß der Anteil 
der Frauen in den verschiedenen 
Ausbildungsbereichen in sehr un­
terschiedlichem Ausmaße zunahm. 
Wuchs der Anteil weiblicher Aus­
zubildender im Bereich Industrie 
und Handel von 1973 bis 1988 eher 
geringfügig von 41 auf 44 Prozent, 
so nahm ihr Anteil im Bereich des 
Handwerks von 17 auf 28 Prozent 
zu, in der Landwirtschaft von 19 auf 
33 Prozent und im öffentlichen 
Dienst von 21 auf 48 Prozent. Der ei­
gentliche Zuwachs weiblicher Aus­
zubildender fand somit nicht im Be­
reich von Industrie und Handel 
statt, in dessen Berufen sie bevor­
zugt vertreten sind, sondern in an­
deren Bereichen und damit auch in 
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anderen als den stark besetzten 
"Frauenberufen". Daher blieb der 
bei wachsendem Frauenanteil ei­
gentlich zu erwartende Konzentra­
tionsschub aus. 

Stark fallende oder steigende Kon­
zentrationen bei den Ausbildungs­
berufen hängen - wie noch nach­
zuweisen ist- in der Regel mit Ver­
änderungen der Angebots-Nach­
fragerelationen zusammen. Geht 
die Konzentration auffallend zu­
rück, verteilen sich die Auszubil­
denden also gleichmäßiger über 
die Ausbildungsberufe, wie es im 
Bereich von Industrie und Handel 
(1973/ 1985) zunehmend der Fall 
war (Übersicht), so kann daraus auf 
einen Nachfrageüberhang ge­
schlossen werden, das heißt in un­
serem Falle auf ein erhebliches 
Anwachsen der Nachfrage nach 
Lehrstellen gegenüber den von 
den Betrieben angebotenen 
Plätzen. 

Bemerkenswert ist, daß eine ver­
gleichbare Abnahme der Konzen­
tration im Handwerk nicht zu beob­
achten war (Übersicht) . Der Nach­
frageüberbang müßte demnach in 
Industrie und Handel stärker als im 
Handwerk zugenommen haben. 
Direkt läßt sich dies nicht belegen; 
der Rückgang des auf das Hand­
werk entfallenden Teils aller Aus­
bildungsverhältnisse (1980: 41 %; 
1988: 35%) weist indes genau auf 
diesen Zusammenhang hin. Im Be­
reich von Industrie und Handel 
stieg im selben Zeitraum der ent­
sprechende Anteil (1980: 46%; 1988: 
50%). 

Vermutlich kommt der Arbeits­
marktlage hier eine ausschlagge­
bende Bedeutung zu. Sie steht in 
engem Zusammenhang mit der 
Möglichkeit, nach der Lehre vom 
Ausbildungsbetrieb übernommen 
zu werden: Wird davon ausgegan­
gen, daß die Übernahmechancen 
und -bedingungen im Bereich von 
Industrie und Handel besonders 
günstig sind5), dann gewinnen die 
Berufe letzterer an Attraktivität, so­
bald die Arbeitsmarktlage sich 
verschlechtert. Unter solchen Vor­
aussetzungen können die von klei­
nen Berufen in diesem Bereich 
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angebotenen Ausbildungsstellen 
leichter besetzt werden. Das aber 
führt zu einer rückläufigen Konzen­
tration. 

Auf solche veränderten Arbeits­
marktbedingungen, die sich in ei­
ner hohen Jugendarbeitslosigkeit 
niederschlugen, ist vermutlich die 
einerseits noch abnehmende Kon­
zentration im Bereich von Industrie 
und Handel und die seit 1986 -
wenn bisher auch nur geringfügig 
- wieder ansteigende im Hand­
werk (Übersicht) und in anderen 
Ausbildungsbereichen zurückzu­
führen. 

Gibt es Auswirkungen des 
Berufswahlverhaltens? 

Offenkundig besteht ein Zusam­
menhang zwischen den Ausbil­
dungsplatzreserven von Berufen 
und ihrer Besetzungsstärke. Es wä­
re eher müßig, nach den Hinter­
gründen solcher Zusammenhänge 
zu fragen, ergäbe sich daraus nicht 
auch ein praktischer Nutzen, der 
überwiegend Berufswahl und Be­
rufsberatung betrifft. 

Die Umschichtung von besetzungs­
starken Ausbildungsberufen zu be­
setzungsschwachen Berufen ist 
kein Phänomen, daß nur bei der 
Einmündung der geburtenstarken 
Jahrgänge in die betriebliche Be­
rufsbi1dung zu beobachten ist. Eine 
solche Umverteilung vollzieht sich, 

· wie bereits angeführt, auch beim 
Übergang vom Ausbildungs- zum 
Beschäftigungssystem. 

Erklären lassen sich solche Um­
schichtungen, wenn angenommen 
wird, daß für die Jugendlichen und 
die übrigen an der Berufswahl Be­
teiligten die Markttransparenz bei 
besetzungsstarken Ausbildungsbe­
rufen in der Regel größer ist als bei 
schwach besetzten: Welche Tätig­
keiten ein Schriftsetzer ausübt und 
welche Entwicklungschancen die­
ser Beruf hat, weiß man oder 
glaubt es zu wissen. Bei einem ge­
ring besetzten Ausbildungsberuf, 
beispielsweise dem Flexografen, 
wird das seltener der Fall sein, und 

entsprechend sinkt die Bereit­
schaft, einen solchen Beruf zu wäh­
len. Hier kann die Berufsberatung 
wirkungsvoll eingreifen. 

Eine ergänzende Erklärungsmög­
lichkeit bietet sich an, wenn von ei­
ner regional gleichmäßigen Vertei­
lung der Anbieter und Nachfrager 
von Ausbildungsplätzen ausgegan­
gen wird . In einem solchen idealty­
pischen Modell wächst mit abneh­
mender Besetzungsstärke eines 
Ausbildungsberufs die räumliche 
Distanz zwischen Anbietern und 
Nachfragenden. Damit aber fällt -
unter sonst gleichen Bedingungen 
- die Attraktivität kleiner Berufe, 
die nur um den Preis eines in der 
Regellängeren Weges zum Ausbil­
dungsort ergriffen werden können. 
- In diesem Falle sind die Mög­
lichkeiten der Berufsberatung ge­
ringer. Sie wachsen, wenn sich die 
ursprünglichen Berufsvorstellun­
gen aufgrund eines mangelnden 
Angebots nicht realisieren lassen, 
wie es in den vergangenen Jahren 
häufig der Fall war. 

Der vermutete Zusammenhang 
zwischen Berufswahlverhalten und 
Besetzungsstärke von Berufen -
und damit letztlich auch der Kon­
zentration - schlägt sich mittelbar 
selbst in der Prüfungsstatistik nie­
der. Denn mit abnehmendem Um­
fang der Berufe wächst deren Prü­
fungserfolg: 1973 bestand zwischen 
beiden Größen ein auffallender 
korrelativer Zusammenhang, der 
1985 geringer ausfiel, seither aber 
wieder steigt. 6) Das wird verständ­
lich, sobald von dem besagten 
Mangel an nachwachsenden Fach­
kräften in schwach besetzten Beru­
fen ausgegangen wird. Dann liegt 
nahe, daß dort die Abschlußprü­
fungen - um einer möglichst 
raschen Verfügbarkeit der Fach­
kräfte willen - eine höhere Be­
stehensrate'l) aufweisen, als es bei 
besetzungsstarken Berufen der 
Fall ist. 

Die wechselnde Stärke des Zusam­
menhanges zwischen Besetzung 
von Ausbildungsberufen und de­
ren Prüfungserfolg wird ihrerseits 
mit der wechselnden Versorgungs­
lage schwach besetzter Berufe in 
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Verbindung stehen: Ist die Lage 
vergleichsweise günstig, wie im 
Jahre 1985, so geht der Zusammen­
hang zurück. Gering und stark be­
setzte Berufe weisen beim Prüfungs­
erfolg keine sonderlich auffallen­
den systematischen Unterschiede 
auf. Mit wachsenden Schwierigkei­
ten, den eigenen Nachwuchs zu re­
krutieren, nehmen solche Unter­
schiede aber wieder zu (1988). Der 
Prüfungserfolg kleiner Berufe 
weicht dann positiv von dem der 
großen ab. 8) 

Welche Ursachen hat die 
abnehmende Konzentration? 

Vor dem Hintergrund des unter­
stellten Berufswahlverhaltens bie­
tet sich ein recht einfaches Schema 
zur Erklärung der abnehmenden 
Konzentration an. -Es wurde dar­
gelegt, daß sich die Zahl der Alls­
bildungsverhältnisse in den gro­
ßen Berufen, gemessen an deren 
Besetzungsstärke, trotz der hohen 
Nachfrage in den vergangenen 
Jahren, nicht sonderlich änderte. 
Daraus kann geschlossen werden, 
daß in solchen Berufen eher an der 
oberen Grenze der Aufnahmeka­
pazität und häufiger über den ei­
gentlichen Nachwuchsbedarf hin­
aus ausgebildet wird. Die aus dem 
besonderen Berufswahlverhalten 
der Jugendlichen resultierende 
günstige Versorgungslage gestattet 
dies in der Regel. 9) 

Den gering besetzten Ausbildungs­
berufen gelang es demgegenüber 
erst unter den Bedingungen einer 
extremen Nachfrage nach Ausbil­
dungsstellen, die verfügbaren Plät­
ze in höherem Maße zu besetzen, 
da in den großen Berufen zusätzli­
che Kapazitäten in nur begrenztem 
Umfange bereitgestellt wurden.10) 

Läßt man die These gelten, daß die 
hohe berufliche Konzentration der 
Auszubildenden vor allem nachfra­
geinduziert ist und deren Ursache 
daher vornehmlich im Berufswahl­
verhalten der Jugendlichen be­
gründet ist, dann müßte sich bei 
wachsendem Angebotsüberhang 
von Ausbildungsplätzen der im 
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Zeitraum 1973-1985 abgelaufene 
Prozeß wieder umkehren, die Kon­
zentration also erneut zunehmen. 
Das läßt sich bislang jedoch nur in 
Teilbereichen beobachten; insge­
samt nimmt die Konzentration auch 
1988 noch geringfügig ab (s. Schau­
bild S. 2). 

Wahrscheinlich ist eine Richtungs­
änderung des Konzentrationsver­
laufs bisher aus mehreren Cfrün­
den nicht eingetreten: Der Ange­
botsüberhang an Ausbildungsplät­
zen hat sich bis 1988 nicht so ein­
deutig zugunsten der Jugendlichen 
entwickelt, als daß sich daraus 
schon Rückwirkungen auf die be­
rufliche Konzentration ergeben 
könnten. Auch die neuen Ausbil­
dungsberufe im Metall- und Elek­
trobereich wirken einer Zunahme 
der Konzentration entgegen. 11 ) Ver­
mutlich läßt sich damit die bisher 
ununterbrochen abnehmende Kon­
zentration aber nur teilweise erklä­
ren . Denn selbst im Handwerk, wo 
die Zahl der Ausbildungsverhält­
nisse schon seit 1980 stagniert, in 
den letzten Jahren sogar abnimmt, 
ist nur eine recht geringfügige Zu­
nahme der Konzentration zu beob­
achten (Übersicht). Dasselbe gilt 
für Bundesländer, in denen ein 
deutliches Überangebot an Ausbil­
dungsplätzen besteht (Bayern, Ba­
den-Württemberg) und die Kon­
zentration aufgrund der vorge­
schlagenen Erklärungsmuster stär­
ker hätte anwachsen müssen. 

Daher ist das Zusammenwirken 
von Berufswahlverhalten, wesent­
lich gestiegener Nachfrage nach 
betrieblichen Ausbildungsplätzen 
sowie daraus resultierende Ver­
drängungsmechanismen wahr­
scheinlich nur der eine Komplex 
von Ursachen, der für die Konzen­
trationsabnahme verantwortlich 
war. Weitere Komponenten, die ei­
nen Beitrag zur rückläufigen Kon­
zentration leisteten, sind vermutlich 
die umfassendere Berufsberatung 
der Schulabgänger, die sich stati­
stisch in höheren Einschaltungs­
quoten niederschlug 12), sowie die 
bessere schulische Vorbildung 
und das gestiegene Alter. 13) Letzte­
re dürften zu größerer Berufswahl­
reife und damit auch zu einer 

schärferen Orientierung der Berufs­
entscheidungen an den Arbeits­
marktchancen von Berufen beige­
tragen haben. Und diese Chancen 
sind bei gering besetzten Berufen 
wegen des knapperen Nachwuch­
ses relativ günstig. 

Zusammenfassung 

Ein bemerkenswertes Ergebnis 
der Untersuchung ist, daß die Kla­
ge über eine zu starke Konzentra­
tion weiblicher Auszubildender 
oder auch der Jugendlichen insge­
samt zu keiner Zeit weniger be­
gründet war als in den Jahren des 
Ausbildungsplatzmangels, in der 
sie am lautstärksten erhoben wur­
de. Denn es ließ sich nachweisen, 
daß diese Konzentration in den ver­
gangenen anderthalb Jahrzehnten 
merklich abnahm (-17%). 

Das lag an einem Ausbildungsplatz­
angebot, das sich bei wachsender 
Nachfrage wesentlich ausbaufähi­
ger bei gering besetzten Ausbil­
dungsberufen als bei stark besetz­
ten erwies. - Das vorliegende Da­
tenmaterial läßt keine unmittelba­
ren Rückschlüsse auf die eigentli­
chen Ursachen der Entwicklungen 
zu. 

Vermutlich traf die wachsende, de­
mographisch bedingte Nachfrage 
nach Lehrstellen auf eine hohe, 
schon vorhandene Nachfrage, die 
aus einem veränderten Bildungs­
und Ausbildungsverhalten ent­
stand. Letztere ging anfangs vor al­
lem von denen aus, die bisher kei­
ne beruflichen Abschlüsse erwor­
ben hatten. - Die steigende Zahl 
von Arbeitslosen und ein entspre­
chend wachsendes Sicherheitsbe­
dürfnis forcierten noch einmal die 
Nachfrage nach Ausbildungsplät­
zen. Nunmehr begannen auch Ju­
gendliche Lehrstellen nachzufra­
gen, die aufgrund ihrer Schulab­
schlüsse direkt zu den Fach-, 
Fachhoch- und Hochschulen hätten 
übergehen können, aber ange­
sichts der angespannten Arbeits­
marktlage auch für Akademiker, 
ihre beruflichen Chancen mittels 
einer zusätzlichen betrieblichen 
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Ausbildung zu verbessern trachte­
ten . Die sich überlagernden Nach­
frageschübe bewirkten unter­
schiedliche Verdrängungsmecha­
nismen. Der in unserem Zusam­
menhang wesentliche hatte eine 
starke Zunahme von Auszubilden­
den in den gering besetzten Beru­
fen zur Folge. 

Die größere Aufnahme von Auszu­
bildenden in gering besetzten Be­
rufen beruht - so wurde aus ande­
ren Zusammenhängen geschlos­
sen - auf einem Berufswahl verhal­
ten, das stark besetzte Ausbil­
dungsberufe bevorzugt. Gering 
besetzte leiden dann eher unter 
NachwuchsmangeL Dieser Mangel 
bietet bei steigender Nachfrage 
die Möglichkeit wesentlicher Ka­
pazitätserweiterungen. Als diese 
Nachfrage einsetzte, wurde eine 
zunehmende Zahl von Jugendli­
chen auf solche kleinen, noch Aus­
bildungsplätze anbietenden Beru­
fe verwiesen. Die Konsequenz war 
eine abnehmende Konzentration. 

Angesichts der auch 1988 noch ab­
nehmenden Konzentration, die sich 
mit emem Mangel an Ausbil­
dungsplätzen allein wohl nicht 
mehr erklären läßt, wurde nach 
weiteren Ursachen gesucht. In er­
ster Linie kommen hier die höhere 
Einschaltquote der Berufsberatung, 
das höhere Alter und die gestiege­
ne Schulbildung bei der Aufnahme 
einer Berufsausbildung in Be­
tracht. Diese Bedingungen könnten 
zu Veränderungen persönlicher 
Präferenzen geführt haben, bei 
der vor allem die Arbeitsmarkt­
chancen der Berufe an Bedeutung 
gewannen. Und diese Chancen 
sind wegen des tendenziellen 
Nachwuchsmangels in besetzungs­
schwächeren Berufen vergleichs­
weise günstig. 

Unter bildungspolitischen Ge­
sichtspunkten ist die Abnahme der 
Konzentration eher positiv zu beur­
teilen. Denn eine nicht unerhebli­
che Zahl der nach einer betriebli­
chen Berufsausbildung sich regel­
mäßig vollziehenden Berufswech­
sel dürften dysfunktional sein, weil 
sie auf ein Berufswahlverhalten zu­
rückgehen, daß sich vornehmlich 
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an besetzungsstarken Ausbil­
dungsberufen orientiert. Dies Be­
rufswahlverhalten hat tendenziell 
abgenommen. 

Auch wenn die Konzentration künf­
tig wieder ansteigt - und davon ist 
angesichtsder abnehmendenJahr­
gangsstärken auszugehen - so ist 
kaum zu befürchten, daß sie erneut 
ein Niveau erreicht, wie es Anfang 
der siebziger Jahre herrschte. Da­
gegen spricht das höhere Alter der 
Auszubildenden, ihre bessere 
schulische Vorbildung und daher 
eine eher an den Arbeitsmarkt­
chancen sich ausrichtende Berufs­
wahl. 

Anmerkungen 

1) Aufgrund von Auswertungen der Arbeitslosen­
statistik kommt das Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung zu dem Ergebnis, daß" ... der 
Übergang an der zweiten Schwelle für Mäd­
chen, die in gewerblich-technischen Berufen 
ausgebildet wurden, offensichtlich nicht so pro­
blemlos (ist), wie es die positiven Ergebnisse ei­
niger Modellversuche erwarten ließen". Vgl. 
lAB-Kurzbericht (intern) vom 27.11.1984, S. 2 ff. 

2) Solche Wechselprozesse vollziehen sich wäh­
rend des gesamten Berufslebens, sind aber am 
ausgeprägtesten in den ersten Jahren nach der 
Berufsausbildung. Vgl. Althoff, H.: Veränderte 
Berufsstrukturen durch Wechsel nach der Aus­
bildung. In: Berufsbildung in W issenschaft und 
Praxis, 17. Jg. (1 987), Heft I , S. 13. 

3) Zur Messung der Konzentration wurde, neben 
den bekannteren Konzentrationsmaßen nach 
Gini und Lorenz, deren Ergebnisse hier nicht 
ausgewiesen werden, ein Entropiemaß ge­
wählt. Zum Aufbau diese Maßes vgl. Bedau, 
K.D. : Informationstheoretisch begründete Mes­
sung von Einkommensdisparitäten. Theoreti­
sche Grundlagen und empir ische Ergebnisse 
für die Bundesrepublik Deutschland. In: Statisti­
sche Hefte, 13. Jg. (1972), S. 270. 

4) Vgl. Berufsbildungsbericht 1989, S. 13; Hrsg.: 
Der Bundesminister für Bildung und Wissen­
schaft. 

5) Etwa die Hälfte der im Handwerk ausgebilde­
ten Fachkräfte wanderte ersatzlos aus diesem 
Bereich ab. Ergebnis aus der BIBBIIAB-Erhe­
bung 1985186. 

') 1973 betrug die Korrelation r = 0,95 I 1985: r = 
0,55 I !988: r = 0,81. Korreliert wurden die Be­
stehensraten der nach ihrer Besetzungsstärke 
geordneten Gruppen von Berufen, mit der 
Rangposition der Gruppen. - Die festgestellten 
Differenzen sind nicht sonder lich groß, sie be­
laufen sich auf maximal ca. acht Prozentpunkte, 
folgen aber auffallend systematisch der Beset­
zungsstärke der Berufe. 

1) Die Bestehensrate darf nicht mit dem endgülti­
gen Prüfungser folg gleichgesetzt werden, der 
ggf. erst mit der zweiten Wiederholungsprü­
fung eintritt. - Die hier ermittelten Differenzen 
besagen wenig über diesen endgültigen Erfolg. 
Vgl. zu den auftretenden Unterschieden, Alt­
hoff, H.: Anmerkungen zur Definition und Be­
rechnung des Prüfungserfolges. In: Die berufs­
bildende Schule, 31. Jg. (1979), Heft 12, S. 695. 

') Hier kann auch die konjunkturelle Entwicklung 
eine zusätzliche Rolle spielen, die bei gering 
besetzten Berufen durchgrei fendere Folgen hat 
als bei großen. Letztere bilden eher überpro­
portional aus und können daher gegebenen­
falls auch auf Fachkräfte verzichten. Ein akuter 
Mangel durch nicht bestandene Prüfungen ent­
steht eher in gering besetzten Berufen. Vor al­
lem bei guter Konjunktur wird man den zu ver­
meiden trachten. - Die Abschlußprüfungen 
selbst sind bei kleinen Berufen wegen der ge­
ringen Zahl von Prüfungsteilnehmern auch 
nicht unproblematisch: Wiederholungsprüfun­
gen werden möglicherweise schon aus Kosten­
gründen vermieden, das heißt, die Prüfungen 
werden nicht erst bei der Wiederholung, son­
dern sofort bestanden. Ein solches Vorgehen 
könnte zwar die auftretenden Differenzen erklä­
ren, nicht aber deren systematischen zeitlichen 
Verlauf. 

9) Vgl. zur Abwanderung aus den besetzungsstar­
ken Berufen Anmerkung2). - Die überpropor­
tionale Ausbildung in besetzungsstarken Aus­
bildungsberufen hat eine gewisse Berechti­
gung, weil dadurch eine Vielzahl kleiner Beru­
fe mit Fachkräften versorgt werden kann, de­
nen es gerade wegen des besonderen Berufs­
wahlverhaltens schwerer fällt, den eigenen 
Nachwuchs auszubilden. 

10) Der unter normalen Voraussetzungen erst nach 
der Ausbildung, beim Übergang ins Beschäfti­
gungssystem, einsetzende Umver teilungspro­
zeß zugunsten gering besetzter Berufe konnte 
also wegen der hohen Nachfrage nach Ausbil­
dungsstellen zum Teil auf die Berufseinmün­
dung vorgezogen werden. 

11 ) Derzeit bestehen die alten auslaufenden und 
die neuen Berufe noch nebeneinander. Diesel­
be Zahl von Auszubildenden verteilt sich also 
über mehr Berufe als bisher. Das bedeutet eine 
abnehmende Konzentration. 

12) Vgl. Berufsbildungsbericht 1989, S. 33, Schau­
bild Nr. 3; Hrsg.: Der Bundesminister für Bil­
dung und Wissenschaft. 

13) Vgl. Berufsbildungsbericht 1989, S. 41 ff. und 
S. 44 f.; Hrsg.: Der Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft. 
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Zur Rolle der Berufsschule im 
auslaufenden 20. und beginnenden 21. Jahrhundert 
Dietrich Pukas 

Angesichts der gegenwärtigen Umbrüche im Berufsbildungssystem der Bundesrepublik 
fordert die nahende jahrhundertwende dazu heraus, sich mit der Zukunft der Berufsschule 
auseinanderzusetzen. Dazu wird zunächst eine curriculare Bestandsaufnahme durchge­
führt, wonach sich eine dominante Funktion der Berufsschule als technische Qualifizierungs­
anstalt ergibt. Gleichzeitig sind fortschrittliche berufsschuldidaktische Trends - nicht zuletzt 
in bezugauf die Neuordnungskonzepte der metall- und elektrotechnischen sowie kaufmän­
nischen Ausbildungsberufe auszumachen, die es weiterzuentwickeln gilt. Dann hat die Be­
rufsschule eine Chance, als maßgebliches Bildungs- und Weiterbildungszentrum für nicht­
akademische Berufe- und zwar als echte Alternative zum Qualifizierungssystem der Hoch­
schulen - zu fungieren. 

Über die Zukunft der Berufsschule wird nicht erst heute nachgedacht1) , aber die nahende 
j ahrhundertwende fordert angesichts der gegenwärtigen Umbrüche im Berufsbildungssy­
stem im besonderen Maße dazu heraus, sich mit der künftigen und auch vergangenen Ent­
wicklung der Berufsschule auseinanderzusetzen. 2) 

Dietrich Pukas, Dr. phil. 
Diplom-Pädagoge, Studiendirektor; Koordinator 
an der metallgewerblichen Berufsschule in 
Hannover; Tätigkeitsbereiche : Technikdidaktik, 
Deutschdidaktik, politische Bildung. 

Bestandsaufnahme zur 
Curriculum-Situation 
der Teilzeit-Berufsschule 

Für die Entstehung der Institution 
Berufsschule und ihre curriculare 
Ausgestaltung ist von jeher die Fra­
ge nach dem Verhältnis von Berufs­
schulunterricht und Betriebsaus­
bildung von ausschlaggebender 
Bedeutung gewesen. Die Berufs­
schule entwickelte sich etwa ab 
1920 allmählich aus der Pflichtfort­
bildungsschule, die zum größten 
Teil die allgemeine Bildung der 
Volksschule fortsetzte und in erster 
Linie im Kerschensteinerschen Sin­
ne staatsbürgerliche Erziehung 
durch Berufsbildung betreiben 
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sollte, um die proletarischen Ju­
gendlichen zwischen Volksschul­
entlassung und Eintritt in den Mili­
tärdienst zu vaterländischer Gesin­
nung, öffentlicher Verantwortungs­
bereitschaft, sittlich-religiöser Hal­
tung zu erziehen und sie möglichst 
harmonisch ins gesellschaftliche, 
nämlich obrigkeitsstaatliche Sy­
stem einzufügen. Daneben hatte 
die Fortbildungsschule die Aufga­
be, zur Förderung der Mittel­
standspolitik beizutragen und den 
in Existenznot geratenen Handwer­
kerstand durch berufsfachliche 
Qualifizierung retten zu helfen . Das 
didaktische Motto lautete: Der be­
rufsschulische Unterricht solle ein 
"Kommentar zur beruflichen Leh­
re" sein. 3) 

In der Weimarer Republik wurde 
die Fortbildungs- bzw. Berufsschu­
le zum Zweck des wirtschaftlichen 
Wiederaufbaus stärker ökono­
misch ausgerichtet, d. h. vorrangig 
den Interessen der "Wirtschaft" 
bzw. der Arbeitgeber unterworfen, 
während die Nationalsozialisten 
danach trachteten, die Berufsschule 
für wehrwirtschaftliche und wirt­
schaftsautarke Ziele auszunutzen, 
und deshalb die Berufsschulpolitik 
der Unternehmer unterstützten. 
Gleichfalls sollte die Berufsschule 
nach dem Zweiten Weltkrieg einen 
Beitrag zur Stärkung der deut­
schen Wirtschaft leisten, so daß sie 
d idaktisch auf Ergänzung der Be­
triebsausbildung ausgelegt wurde; 
politische Erziehung und allgemei-
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ne Bildung gerieten zur Nebensa­
che und stellen noch heutzutage 
eine Randerscheinung dar. 4) 

Wenngleich das Abstimmungskon­
zept der Reichslehrpläne, wonach 
der Berufsschulunterricht direkt 
mit der betrieblichen Ausbildung 
synchronisiert werden sollte, in der 
Gegenwart als undurchführbar gilt 
und nicht mehr als didaktisches 
Muster zur Debatte steht, so ist 
dennoch eine relativ hohe Deter­
miniertheit des Berufsschul-Curri­
culums durch die Betriebsausbil­
dung zu verzeichnen. Das ist zum 
einen auf das Berufsbildungsge­
setz von 1969 zurückzuführen, inso­
fern es das "duale System" auf Ko­
sten der Teilzeit-Berufsschule ver­
festigt hat , und zwar durch Einrich­
tung des BIBB als mächtige Nach­
folgeinstitution des DATSCH und 
der ABB, Einführung der Stufen­
ausbildung, Ausbau der überbe­
trieblichen Ausbildung, Etablie­
rung des PAL-Prüfungssystems, 
nicht zuletzt durch die 1972 ver­
bindlich vereinbarte Abstimmungs­
prozedur zwischen Bund, Ländern 
und Tarifparteien für die Ausbil­
dungsordnungen und Rahmenlehr­
pläne. Zudem haben die Gewerk­
schaften im Zuge der Neuordnung 
der industriellen und handwerk­
lichen Metall- und Elektroberufe 
ihre historisch überlieferte Präfe­
renz für reichs-und bundeseinheit­
liche Regelungen der betrieb­
lichen Berufsausbildung gegen­
über der berufsschulischen Bil­
dung bestätigt, und die GEW plä­
diert gar für eine Entlastung der 
Betriebe bei der Vermittlung der 
anspruchsvollen neuen Lerninhal­
te durch die Berufsschule. 5) 

Zum anderen wird die Berufsschu­
le als technische Qualifizierungs­
anstalt mit ihrer dominanten Zuträ­
gerfunktion zur betrieblichen Aus­
bildung und Kammerprüfung auch 
bildungstheoretisch legitimiert, et­
wa durch das Mobilitäts- und Flexi­
bilitätskonzept einer funktionali­
stisch orientierten Berufspädago­
gik, z. B. Zabecks Modell einer anti­
zipierenden Didaktik. Unter dem 
Einfluß der auf dem amerikani­
schen Behaviorismus und Pragma­
tismus sowie der neopositivisti-
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sehen Erziehungswissenschaft fu­
ßenden Berufspädagogik und Cur­
riculumforschung und der darauf 
basierenden Lernzieltheorie 
verstärkt durch eine verengte, zu 
wenig die Gesamtpersönlichkeit 
berücksichtigende Berufs-, Berufs­
bildungs-, Qualifikations-, Sozialisa­
tionsforschung - hat die Berufs­
schuldidaktik, insbesondere die 
Richtlinien- und Lehrplanarbeit ei­
nen technizistischen Verlauf ge­
nommen und bestimmt die Unter­
richtswirklichkeit dementspre­
chend. Jedenfalls hat sich der kri­
tisch-emanzipatorische Theorien­
strang der Berufspädagogik, der 
auf den Gesellschaftstheorien von 
Marx, Habermas u. a . sowie der 
kritischen Erziehungswissenschaft 
von Gamm, Mollenhauer u. a . be­
ruht und im sozialökologischen 
Leitkonzept von Franzke gipfelt, 
wegen seiner theoretischen Abge­
hobenheit an der Basis bislang nur 
äußerst mäßig niedergeschlagen, . 
obwohl sein Einfluß bei der Be­
wußtseinsbildung im Rahmen der 
Berufsschullehrerausbildung an 
den Hochschulen zunimmt. 6) 

Infolge ihres technischen Primär­
berufes hat die Mehrheit der Ge­
werbelehrer, der Berufsschulleh­
rer im gewerblich-technischen Be­
reich, seit jeher die berufsfachli­
che, z. T. recht spezialisierte Wis­
sensvermittlung als ihre Hauptauf­
gabe angesehen, wennzwar es 
stets auch Berufsschuldidaktiker 
und -methodiker - eine Minder­
heit - gegeben hat, die sich um 
eine grundlegende, elementare 
Berufsbildung bemüht haben. Die 
Verwissenschaftlichung der Ge­
werbelehrerausbildung in jüngster 
Zeit hat zu curricularen Verwerfun­
gen zwischen den einschlägigen 
Hochschuldisziplinen und nicht 
darauf abgestimmten Berufsschul­
fächern geführt; die Lehre der 
Fachdidaktiken an den Hochschu­
len befindet sich seit geraumer 
Zeit in einem desolaten Zustand. 
An den Studienseminaren geben 
Feiertagsdidaktiken, vom Unter­
richtsalltag abgehobene Lehrpro­
ben und Vorführungen mit Show­
effekt den Ausschlag. Das sind 
Verhältnisse, die die pädagogische 
Handlungskompetenz schwächen 
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- dramatisch ausgedrückt - ei­
nen Praxisschock bei etlichen Be­
rufsschullehrern verursachen, 
während die Auflösung der Proble­
matik allzu oft darin besteht, daß 
die Unterrichtswirklichkeit im we­
sentlichen durch funktionale Quali­
fizierung, auf Schul- und Fachbü­
cher gestützte Wissensvermittlung, 
bestimmt ist. Indem die einstige 
vorherrschende Praxis- und Werk­
stattorientierungzunehmend durch 
eine verstärkte Hinwendung zu 
den Fach-, Ingenieur- und Natur­
wissenschaften ersetzt wird, ändert 
sich indessen kaum die herkömmli­
che dominante Funktion der be­
rufsfachlichen Ertüchtigung; das 
heißt, die Berufsschule dient über­
wiegend der beruflichen Tüchtig­
keit und nimmt die ihr gleichfalls 
gestellte Aufgabe der beruflichen 
und gesellschaftlichen Mündigkeit 
in der Regel nur unzureichend 
wahr. 'I) 

Fortschrittliche berufsschul­
didaktische Trends 

Aus der aufgezeigten defizitären 
Curriculum-Situation ergibt sich, 
was für die Berufsschulentwick­
lung unter Fortschritt zu verstehen 
ist: nämlich ein autonomes berufs­
schultypisches Curriculum, Quali­
fizierungs- und Bildungssystem auf­
zubauen, das gleichsam berufliche 
und gesellschaftliche Tüchtigkeit 
und Mündigkeit, Qualifizierung 
und Emanzipation ermöglicht. Das 
entspricht der Zielsetzung, Fach­
kompetenz, Methodenkompetenz, 
Sozial- und Humankompetenz zu 
verwirklichen, wie es im Neuord­
nungskonzept der modernen 
Facharbeiter- und Gesellenausbil­
dung angestrebt wird . Als Voraus­
setzung hierfür erweist sich, den 
Entdidaktisierungstrend umzukeh­
ren und die Bildungstechnologie 
pädagogisch zu überwinden, in­
dem die fachdidaktischen Errun­
genschaften und Alternativen aus 
der Berufsschulvergangenheit aus­
gewertet, aktualisiert und aufgrund 
zeitgemäßer Ansätze zur Integra­
tion von Berufs- und Allgemeinbil­
dung emanzipatorisch aus- und um­
geformt werden. 

Für die künftige didaktische Profi­
lierung der Berufsschule (beson­
ders gewerblich-technischer Fach­
richtung) könnten vor allem die 
"Frankfurter Methodik" und die 
"Experimentelle Werkkunde" so­
wie die ihnen nachgestalteten 
Lehrplan- und Unterrichtskonzep­
tionen herangezogen werden. 
Denn dort ist bereits vor J ahrzehn­
ten engagiert darum gerungen 
worden, wie das Berufsschulcurri­
culum als Grundbildung und Stufen­
ausbildung anzulegen, naturwis­
senschaftlich-mathematisch zu fun­
dieren, mit steigender Wissen­
schaftsorientierung zu strukturie­
ren, die Fächerung schrittweise in 
ganzheitlichem Unterricht aufzuhe­
ben ist. Dort findet sich das grund­
legende Prinzip der didaktischen 
Vereinfachung und Transformation 
angewendet, das wichtige elemen­
tare und exemplarische Prinzip 
des Lebrens und Lernens in Stoff­
gruppeneinheiten realisiert. Es 
wird sogar ein Hauptproblem der 
Berufsschulfachdidaktik gelöst, in­
sofern vertikal aufgebaute Fachsy­
stematik horizontal mit fächerüber­
greifenden, projektartigen Stoff­
komplexen verknüpft bzw. in 
Gesamt- oder Ganzheitsunterricht 
eingebracht wird. 8) Damit läßt sich 
ein heute verbreiteter curricularer 
Konstruktionsfehler vermeiden, 
daß nämlich bei der in den Neu­
ordnungsplänen verankerten Pro­
jekt-, Objekt-, Verfahrensorientie­
rung - der Zentrierung auf ausge­
wählte komplexe Unterrichtsge­
genstände - allzu leicht die Fach­
systematik als Grundlage sinnbe­
greifenden, selbstbestimmten Ler­
nens bei den Berufsschülern bzw. 
Auszubildenden immer mehr ab­
handen kommt. 

Der Auftrag zum integrativen Tech­
nologieunterricht kann im Neuord­
nungsprogramm von der Aufnah­
me arbeitswissenschaftlicher, so­
zio-ökonomischer Lerninhalte wie 
Arbeitssicherheit, Umweltschutz, 
rationeller Energieeinsatz sowie 
vom Methodenkompetenz verhei­
ßenden Leitprinzip der "Planung, 
Durchführung und Kontrolle'' ab­
geleitet werden. Dies legt indes na­
he, aufmoderne Ansätze zur didak­
tischen Integration von Berufs- und 
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Allgemeinbildung, von fächer­
übergreifendem und Projektunter­
richt zurückzugreifen. Um Kam­
plexvorhaben wie "Härteverfahren 
und Umweltschutz" , "Aluminium­
Herstellung und Energieaufwand'', 
"Automation im Montagebereich 
und Humanisierung der Arbeits­
welt'' zu praktizieren, sind die be­
rufsfachlichen Lerninhalte im wirt­
schaftlichen, gesellschaftlichen, 
politischen Zusammenhang zu er­
örtern, damit über die Antinomie 
"Profitmaximierung - Lebensqua­
lität" aufgeklärt werden kann. 

Dafür reichen die traditionellen 
Konzepte der klassischen Berufs­
pädagogik, Gemeinschafts- und 
Partnerschaftserziehung, bei denen 
Handwerksmeister oder berühmte 
Erfinder und Firmengründer als 
Vorbild und didaktische Integra­
tionsfiguren dienten, nicht mehr 
aus. Aber auch mit der herkömmli­
chen und im Gemeinschaftskunde­
und Wirtschaftslehre-Unterricht 
vorherrschenden Institutionenkun­
de (Vermittlung des Aufbaus und 
der Funktion von Einrichtungen 
des Staates und der Weltwirtschaft) 
läßt sich nicht hinreichend der so­
zio-ökonomische Kontext der ar­
beitsteiligen Industrieproduktion, 
das gesellschaftspolitische Umfeld 
neuer Technologien und Qualifizie­
rungsstrategien erhellen. Dazu be­
darf es der Entwicklung einer kriti­
schen Gesellschaftslehre im Rah­
men einer progressiven Didaktik 
der politischen Bildung für berufli­
che Schulen, in der u. a. wesentli­
che Strukturen und Abläufe unse­
rer pluralistischen Gesellschaft 
verdeutlicht werden wie: Minimal­
konsensprinzip, Sozialisationspro­
zesse, Interessenlagen und -kon­
flikte, Aufklärungsbedürfnisse, so­
ziale Ungleichheit, Manipulations­
möglichkeiten, Machtverhältnisse, 
gesellschaftlicher Wandel, Grund­
gesetzauftrag zur Demokratisie­
rung der Gesellschaft. 9) 

Immerhin hat der Verfasser ein 
Strukturschema einer neuzeitli­
chen Berufsschulfachdidaktik des 
Metallgewerbes entworfen, das als 
Grundlage einer aktuellen und 
künftigen Curriculm-Konstruktion, 
und zwar zur Erstellung von Richtli-
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men, Lehrplänen, Fachmethodi­
ken, Lehrerhandbüchern, Schulbü­
chern (Technologiebüchern), Un­
terrichtsentwürfen u. ä. gereichen 
könnte. 10) Der hier vertretene Urn­
orientierungsansatz stellt eine 
pragmatische Alternative zum fas­
zinierenden systemtheoretischen 
Konzept dar: Denn im Gegensatz 
zur Neugestaltung aus allgemeinen 
(systemtheoretischen) Lernele­
menten werden herkömmliche 
technologische Lerninhalte in be­
zug auf akute Berufs- und Gesell­
schaftsanforderungen entlang wis­
senschaftsorientierter Leitlinien 
umgestellt und weiterentwickelt, 
was den Bedingungen des "dualen 
Ausbildungssystems'' über das 
Jahr 2000 hinaus eher gerecht wer­
den dürfte. 11) Im übrigen schließt 
das unter mikrodidaktischer Per­
spektive durchaus ein, daß unter­
richtsmethodisch bei den system­
technischen Kategorien Stoff, Ener­
gie, Information (Input, Output) an­
gesetzt wird. 

Zukunftsaufgaben der 
Berufsschule als Bildungs­
und Qualifizierungszentrum 
gegenüber dem 
Ausbildungswesen der 
Hochschulen 

Zur bildungspolitischen und orga­
nisationsspezifischen Rolle der Be­
rufsschule im ausgehenden 20. 
Jahrhundert hat Grüner die Pro­
gnose und Empfehlung gegeben, 
die auch noch über die Zeitwende 
hinaus gültig sein dürfte: daß die 
Berufsschule trotz ihrer Degradie­
rung zur Teilmenge des , ,dualen 
Systems" infolge des Berufsbil­
dungsgesetzes von 1969 künftig 
zum "geistigen Kraftzentrum der 
Ausbildung für nichtakademische 
Berufe'', d. h. als leistungsstarke Al­
ternative zum Qualifizierungssystem 
der Hochschulen aufsteigen könn­
te und sollte. 12) Als Konkurrentin 
zur verschulten Ausbildung in 
Großbetrieben hat die Berufsschu­
le wegen ihres Modernitätsrück­
standes und ihrer verwaltungsmä­
ßigen Schwerfälligkeit vielfach das 
Nachsehen. Jedoch aufgrund des 
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technologisch-sozialen Wandels, 
der Verwissenschaftlichung der 
Welt, des Innovationsschubes 
durch Informations- und Schlüssel­
technologien, des hohen Mobilitäts­
und Qualifikationsbedarfs, schließ­
lich deren maßgeblicher Konse­
quenz, nämlich der Neuordnung 
der industriellen und handwerkli­
chen Metall- und Elektroberufe so­
wie der kaufmännischen Ausbil­
dungsberufe, steht die Berufs­
schule als Bildungs- und Weiterbil­
dungsanstalt durchaus höher im 
Kurs. 13) 

Die Zukunft der Berufsschule dürf­
te entscheidend davon abhängen, 
wieweit es gelingt, eine sinnvolle 
Arbeitsteilung zwischen Berufs­
schule und Betrieb zu erzielen. Ih­
re Leistung darf sich nicht vorran­
gig in funktionaler Qualifizierung, 
in der Zuträgerfunktion zur 
Facharbeiter- und Gesellenprü­
fung, als PAL-Trainingscenter er­
schöpfen, da die aus der Vergan­
genheit überlieferte Aufgabentei­
lung schon lange nicht mehr gilt: 
daß im Betrieb das Was und Wie, 
nämlich die Praxis einschließlich 
unmittelbaren Werkstattwissens, 
und in der Berufsschule das War­
um und Wozu oder die Theorie ver­
mittelt wird . Die Gesamtverantwor­
tung für die Ausbildung und Prü­
fung liegt in Händen der Wirt­
schaft. Daher sind die Auszubil­
denden im Betrieb praktisch und 
theoretisch zu schulen, was z. B. sy­
stematisch 1m Werksunterricht 
oder in überbetrieblichen Lehr­
gängen geschieht, um die ange­
henden Facharbeiter mit der ar­
beitsrnarktrelevanten Berufs- und 
Fachkompetenz auszustatten. Die 
berufliche Tüchtigkeit setzt - dem 
trägt das Neuordnungskonzept 
Rechnung - Disponibilität, Flexibi­
lität, Mobilität voraus, weshalb im 
Rahmen der Betriebsausbildung 
heutzutage ebenfalls extrafunktio­
nal qualifiziert werden muß. 

Demgegenüber fällt der Berufs­
schule die Aufgabe zu, die berufs­
tätigen Jugendlichen zwar auch für 
berufliche Tüchtigkeit zuzurüsten; 
schwerpunktmäßig sind sie jedoch 
zu beruflicher und sozialer Mün­
digkeit zu führen, ist ihnen Fach-
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kompetenz im Verbund mit Metho­
den-, Kommunikations-, Sozial- und 
Humankompetenz zu vermitteln. 
Die Berufsschule sollte sich also 
auf ihren eigenständigen, in der 
Kulturhoheit der Länder veranker­
ten Bildungsauftrag konzentrieren 
und·- gestützt auf einen Bildungs­
begriff, der über Anwendungswis­
sen, verwertbare Kenntnisse und 
Fertigkeiten hinausragt - in erster 
Linie grundlegende, elementare, 
exemplarische, wissenschaftsorien­
tierte Bildung als Hauptanliegen 
betreiben. Demnach geht es im 
werkkundliehen bzw. technologi­
schen Unterricht vor allem um die 
Grundlagen von Naturwissenschaft 
und Technik, Gesetze, Prinzipien, 
wesentliche Zusammenhänge, Un­
terscheidungs-, Abgrenzungs- und 
Vergleichskriterien, fundamentale 
Kenntnisse und Erkenntnisse, die 
einen hohen Übertragungseffekt 
besitzen, indes praktische Erfah­
rungen und Anschauungen auf­
grund von Demonstrationsunter­
richt, Schülerexperimenten und 
Übungen in der Berufsschulwerk­
statt durchaus einschließen. Dar­
über hinaus ist im Rahmen integra­
tiven Lehrens und Lernens durch 
Fächerkooperation und interdiszi­
plinäre Unterrichtsprojekte der ge­
sellschaftlich-politische und sozio­
ökonomische Kontext der fachspe­
zifischen Phänomene einzubezie­
hen, um den Berufsschülern ein 
komplexes Weltverständnis zu er­
möglichen und sie auf eine ent­
sprechend umfassende, autonome 
und kritische Daseinsbewältigung 
vorzubereiten. 14) 

In dieser Rolle könnte die Berufs­
schule gleichfalls den Anforderun­
gen einer zeitgemäßen berufli­
chen Weiterbildung von Fachar­
beitern gerecht werden, indem sie 
die grundlegende berufliche Bil­
dung aus der Erstausbildung- ins­
besondere informationstechnische 
Grundbildung, Grundlagen der 
Schlüsseltechnologien, Schlüssel­
qualifikationen, Sozialkompetenz -
konsequent fortgesetzt, zumal infol­
ge der dynamischen Umstrukturie­
rungsprozesse in der modernen 
Arbeits- und Wirtschaftswelt mehr 
denn je Beherrschung der Kultur­
techniken, Allgemeinbildung, Krea-
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tivität, Handlungs- und Entschei­
dungskompetenz, Motivation, Team­
und Konsensfähigkeit, Mensch­
und Weltverständnis verlangt wer­
den. 15) 

Dies ist relevant, unabhängig da­
von, ob man künftig bereit ist, die 
Berufsschule und ihre Leistungen 
hinsichtlich der theoretischen Aus­
bildungsabschlußprüfung aufzu­
werten . Denn die Berufsschule ist 
hier in ihrer möglichen Ergän­
zungs-, Kompensations- und Kor­
rektivfunktiongegenüber der eng­
spezialisierten, kurzzeitig verfüg­
baren betrieblichen Anpassungs­
fortbildung gefragt, nämlich als 
Vermittlerin einer langfristig und 
breit angelegten, komplex struktu­
rierten, emanzipatorischen Auf­
stiegs- und Anpassungsweiterbil­
dung. Als staatliche, öffentliche In­
stitution erweist sich die Berufs­
schule als der geeignete Lernort, 
um Schulabschlußberechtigungen 
nachzuliefern, Nachhol- und Um­
schulungsausbildungen zu för­
dern, akute Defizite bezüglich ei­
ner veralteten oder unzureichen­
den Erstausbildung auszugleichen, 
aber gleichfalls um im "dualen Sy­
stem' ' Ausgebildeten eine beruf­
liche Aufstiegsweiterbildung zu 
Meistern, Technikern, technischen 
Assistenten o. ä. zu gewährleisten. 
Mit Hilfe der Berufsschule läßt sich 
eine Einheit von Aus- und Weiter­
bildung herstellen , ein effizienter, 
durchgängiger Prozeß lebenslan­
gen Lernens für Absolventen nicht­
akademischer Berufe initiieren. 
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ZUR DISKUSSION 

Politische Bildung zwischen Tradition 
und Aktualität 
Ergänzungen zur Diskussion um Schlüsselqualifikationen und deren 
Bedeutung für die Berufsausbildung 

Helga Foster 

Derzeitig erleben wir eine Renaissance der während der Gründerjahre der Bildungsreform 
geführten Diskussion um die Bedeutung von politischer und allgemeiner Bildung für die Be­
rufsausbildung. Wie Ende der sechziger, Anfang dersiebzigerfahre geht es auch heute um 
die Auseinandersetzung mit Inhalten zur Vermittlung von Schlüsselqualifikationen, von über­
fachlichen Fähigkeiten und Kenntnissen und weitfassenden, personalen Handlungskompe­
tenzen. Allerdings werden Fragen zur Tradition und Realität der voneinander unterschiedli­
chen Lebens-, Arbeits- und Berufsbedingungen von M ännern und Frauen und deren Folgen 
auf ihre jeweils aktuelle gesellschaftliche und berufliche Position nicht aufgegriffen. 

Die inzwischen vorliegenden Erkenntnisse aus der Frauenforschung, zu der auch Untersu­
chungen des BIBB zur Aus- und Weiterbildung von Frauen zählen, fordern im Rahmen der 
Diskussion um Schlüsselqualifikationen zu neuen Denkansätzen über Inhalte, Ziele und M e­
thoden auf und zu einem erweiterten Verständnis von politischer Bildung. 

Helga Foster 
Wissenschaftliche Mitarbeiterin in der Haupt­
abteilung 3 "Ausbildungsordnungsforschung" des 
Bundesinstituts für Berufsbildung in Berlin. For­
schungsschwerpunkte im Bereich der Weiterbil­
dung von Frauen und zu Qualifikationen im Frei­
zeitbereich. 

Einleitung 

Wie aus der Fülle einschlägiger Li­
teratur ersichtlich, konzentrieren 
sich während des letzten Jahr­
zehnts die Diskussion zur berufli­
chen Bildung entweder auf die Pro­
bleme der Ausbildungsstellen­
knappheit und Arbeitslosigkeit oder 
auf den Themenkomplex "Neue 
Technologien'' . Jetzt werden von 
verschiedenen Autoren gleichzei­
tig Überlegungen über Implikatio­
nen des organisatorisch-techni­
schen Strukturwandels auf die Aus­
und Weiterbildung und letztlich auf 
die gesellschaftlichen Qualifikatio-
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nen öffentlich zur Diskussion ge­
stellt (z. B. Baethge 1989; Reetz 
1989). 

Wissenschaftlerinnen, Gewerk­
schafterinnen und Frauen in der 
Praxis der beruflichen Aus- und 
Weiterbildung von Frauen wenden 
sich seit längerem gegen die Über­
betonung der technischen Anfor­
derungen und plädieren für ganz­
heitliche Vermittlungskonzepte 
(vgl. dazu u. a . die verschiedenen 
Ausführungen in "Frauenwelten -
Computerräume''. In: Fachbericht 
223 der Gesellschaft für Informatik, 
1989). Der eingangs erwähnte ak­
tuelle bildungstheoretische Dis­
kurs über die Notwendigkeit von 
Schlüsselqualifikationen läßt uner­
wähnt, daß im Verwertungsprozeß 
der weiblichen Arbeitskraft die 
jetzt als solche genannten sozialen 
Kompetenzen, die Voraussetzung 
für die Berufsarbeit in den meisten 
"typischen" Frauenberufen bil­
den. Unerwähnt bleibt auch der 
langanhaltende Kampf um deren 
gleichwertige Anerkennung wie 
andere berufliche Qualifikationen. 
Lotbar Reetz wies im o. g. Aufsatz 
darauf hin, daß "die gegenwärtig 
erhobene Forderung der Schlüs­
selqualifikationen in der berufli­
chen Ausbildung Fähigkeiten und 
Kräfte des Individuums (betrifft), 
deren Grundlagen schon in vor­
ausgegangenen Lern- und Ent­
wicklungsprozessen entstanden 
sind'' (Reetz 1989, S. 24). Dieser 

Kernaussage ist hinzuzufügen, daß 
die Individuen entweder männli­
chen oder weiblichen Geschlechts 
sind und ihre Entwicklungsprozes­
se deshalb jeweils spezifisch und 
voneinander unterschiedlich ge­
laufen sind . Um unterschiedliche 
Prozesse sozialisationsbedingten 
Lernens und Erwerbens von Kom­
petenzen zu begreifen, reicht der 
von Reetz empfohlene Rückgriff auf 
die Ergebnisse der Sozialisations­
forschung hingegen nicht aus. 
Durch Familie und Umwelt vermit­
telte Werte und Einstellungen sind 
in ihrem Wesenskern nur im Kon­
text ihrer historischen Entstehungs­
geschichte zu erklären. 

Nach e inem kurzen Rekurs auf die 
während der späten sechziger, frü­
hen siebziger Jahre geführten theo­
retischen Diskussionen zur politi­
schen Bildung und ihren bildungs­
politischen Zielvorgaben werden 
im folgenden deshalb mit einigen 
Beispielen die Fundstellen für die 
Entwicklungen zum Selbst- und 
Fremdverständnis der weiblichen 
Rolle in Beruf und Gesellschaft auf­
gezeigt. Abschließend wird die 
Frage behandelt, ob es der aktuel­
le weibliche Lebenszusammen­
hang mit seinen tradierten Werten 
zuläßt, die heute als Schlüsselquali­
fikationen geforderten Kompeten­
zen zu entfalten. 

Die leitende Ausgangsthese zu den 
nachfolgenden Überlegungen be­
zieht sich auf die Bedeutung von 
Öffentlichkeit im Geschehen beruf­
licher und gesellschaftlicher Ver­
änderungen als Chance und Weg 
für die individuelle und kollektive 
Handlungskompetenz von Frauen. 

Handlungskompetenz als 
politisches Bildungsziel und 
individuelle Emanzipation 

Im Zentrum der Diskussionen um 
die Erneuerung der politischen Bil­
dung stand während der sechziger 
und siebziger Jahre die Arbeits­
welt. Zum Leitthema bildungspoliti­
scher Innovationsansätze gehörte 
damals die "Integration von beruf­
licher, allgemeiner und politischer 
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Bildung''. Anstöße für diese Orien­
tierung kamen, wie übrigens spä­
ter für viele Initiativen im Bereich 
der Frauenförderung, u. a. auch 
aus supranationalen Gremien im 
europäischen Kontext, z. B. dem 
, ,Council of Europe'' , das in seinem 
Kompendium zur "Permanent Edu­
cation'' (Strasbourg, 1970) einen 
neuen, die verschiedenen Bildungs­
inhalte integrierenden Bildungs­
begriff für lebenslanges Lernen 
skizzierte. Die Trennlinie zwischen 
allgemeinen, kulturellen und politi­
schen Bildungsinhalten auf der ei­
nen und der beruflichen Bildung 
auf der anderen Seite, so wurde er­
läutert, bewirke auch eine Tren­
nung der sozialen Schichten und 
deren jeweilige Verfestigung. Spä­
ter wurde dieses Problem von Her­
wig Blankertz exakter auf den 
Punkt gebracht: Allgemeinbildung 
sei die berufliche Bildung der 
Herrschenden, berufliche Bildung 
die Allgemeinbildung der Be­
herrschten. 

Nicht nur theoretisch, sondern 
auch politisch-praktisch, im Struk­
turplan der Bildungskommission 
und in den Richtlinien der Länder 
für die verschiedenen schulischen 
Bereiche, wurden "Selbstbestim­
mung" , "Mitbestimmung" , "Ab­
bau von autoritären Strukturen' ' 
und "Emanzipation", als ge­
wünschte gesellschaftliche Verän­
derungskräfte herausgestellt und 
die "Abschaffung einseitiger Ab­
hängigkeiten und Unterprivilegie­
rungen'' angestrebt. Selbst wenn 
diese Ziele nach der jeweiligen po­
litischen und theoretischen Position 
unterschiedlich interpretiert wur­
den , enthielt dieses Spektrum an 
Zielvorgaben keineswegs eme 
Stellungnahme zur Standortbestim­
mung von Frauen. 

Weder unter soziologischen, päd­
agogischen noch bildungspoliti­
schen Erwägungen wurde ansatz­
weise danach gefragt, wie der 
weibliche Lebenszusammenhang, 
der ja z. T. nicht in der Arbeitswelt, 
sondern 1m Privaten seinen 
Schwerpunkt findet, angemessen 
in die politische Bildung einbezo­
gen werden könnte (Schiersmann 
1987, s. 53). 
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Auch der historisch-soziologische 
Ansatz von Oskar Negt, der mit "so­
ziologischer Phantasie" die kollek­
tiven historischen Erfahrungsbezü­
ge aufzuspüren suchte, unterließ 
es, die geschlechtsspezifische Aus­
prägung von Herrschaft, Abhän­
gigkeit und Bewußtseinsbildung 
mit einzubeziehen (Negt 1972). 

Erschließung historischer 
Räume als Erfahrungsprozeß 

1792-1919 
Aus der Geschichte zum Rollen­
wandel von Frauen in Beruf und 
Gesellschaft lassen sich nicht nur 
Erklärungszusammenhänge für die 
aktuelle Situation von Frauen ablei­
ten, sondern auch Hinweise auf die 
Ursprünge der noch heute existie­
renden Widerstände gegen ihre 
seit 40 Jahren im Grundgesetz ver­
ankerte Gleichberechtigung fin­
den: 
"Gewiß hätten wir weniger Tyran­
nen, die auf festem Grund und Bo­
den Schiffbrüchige mit Lust arbei­
ten sehen, oder die solchen, die mit 
den Fluten ringen, Strohhalme zu­
werfen; weniger Blutegel, die den 
Schweiß und das Blut der Unterta­
nen ohne Maß und Ziel verschwen­
den" (Hippel 1792). Bis auf das 
"Monopol des Schwertes" , wenn 
der "Staat sich nicht ohne Men­
schenschlächter behelfen kann 
oder will" , sagt Hippel 1792, sollen 
Bürger für den Staat, ohne Unter­
schied des Geschlechts, erzogen 
werden. In seinen Ausführungen 
"über die bürgerliche Verbesse­
rung der Weiber ' ' setzt sich Hip­
pel, gleichsam im Feuerschein der 
Französischen Revolution, die ih­
rerseits für die Frauenbewegung 
ohne nennenswerte Resultate 
blieb, über alle Norm hinweg, um 
sich Condorcet anzuschließen, der 
1789 einen Artikel über die Zulas­
sung der Frauen zum Bürgerrecht 
veröffentlicht hatte (CEuvres de 
Condorcet 1789, S. 119- 130). Con­
dorcet, dessen Werke noch heute 
oft zitiert und der zu den großen 
Denkern der Erziehungswissen­
schaften gezählt wird, findet kaum 
für sein Engagement zur Frauen­
frage Beachtung. 

1901 wies Lily Braun (Braun 1901) 
darauf hin, daß dessen Forderun­
gen leider noch immer unerfüllt 
geblieben seien. Zu den zentralen 
Forderungen Condorcets und Hip­
pels gehörte die politische Bildung 
der Frauen, damit sie, als Hälfte 
der Gesellschaft, am Staatsgesche­
hen teilnehmen - mehr noch 
dieses beeinflussen könnten. 

Die hier zitierten männlichen Ver­
treter für die Anerkennung der 
Rechte der Frauen gehören zum 
Kreis jener Frauen und Männer En­
de des 18. Jahrhunderts, die den 
verlorenen Kampf der Frauenver­
eine während der Französischen 
Revolution nicht anerkennen, son­
dern geistig weitertreiben sollten. 
Lily Braun sieht jedoch weniger in 
den vielen, rednerischen und 
schriftstellerischen Auseinanderset­
zungen und Erklärungen zu den po­
litischen Rechten nachfolgende Er­
folge begründet, sondern durch 
"die von den Massen der Frauen er­
hobenen Forderungen ihres Rechts 
auf Arbeit'' (Braun 1901, S. 100). 

Im Kampf um die Erfüllung allge­
meiner, bürgerlicher Rechte ging 
es den Frauen auch immer um ihre 
Gleichberechtigung im Beruf. Ob­
wohl sie sich an der Gestaltung der 
jeweils neu entstehenden Gesell­
schafts- und Politikreformen betei­
ligten, durften sie anschließend 
nicht an ihnen partizipieren. Passi­
ves und erst recht aktives Wahl­
recht wurde ihnen vorenthalten. 
Zugang zu den gesellschaftlichen 
Institutionen, die zur Herausbil­
dung von Kompetenzen für die akti­
ve Beteiligung am Staatsgesche­
hen, in Gesellschaft und Beruf not­
wendig sind, blieb ihnen gleich­
falls weiter verwehrt. 

Zu diesen Institutionen gehören 
nicht allein Schulen und Hochschu­
len, sondern auch freie Bildungs­
einrichtungen und die Kirchen, 
Parteien und Gewerkschaften. 
"Während der Mann sich in Ver­
sammlungen aufklärt, sich mit sei­
nen Kameraden verständigt, Bü­
cher und Zeitungen liest, hat sie zu 
kochen, zu nähen, zu flicken, Kin­
der zu pflegen, zu erziehen und zu 
beaufsichtigen; und um der Kinder 
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willen wird sie sogar häufig zu ei­
ner heftigen Gegnerin der Ge­
werkschaften, die Beiträge von ihr 
fordert, die sie so notwendig für 
die Befriedigung ihrer Bedürfnisse 
braucht.'' (Braun 1901, S. 444-445). 

Seit die Frauenerwerbstätigkeit im 
Zuge der Industrialisierung zuge­
nommen hatte, bildeten sich An­
fang der siebziger Jahre des 
19. Jahrhunderts die ersten Arbei­
terinnenvereine, die sich 1874 an 
der Wahlbeteiligung in Deutsch­
land beteiligten, dafür jedoch sei­
tens der Behörden mit Auflösung 
bestraft wurden (Braun 1901, S. 451). 

Vor siebzig Jahren wurde schließ­
lich erstmalig das allgemeine und 
gleiche Wahlrecht in Deutschland 
eingeführt. Es traf die Frauen nach 
ihrem langen Kampf für rechtliche 
Gleichheit nicht unvorbereitet: im 
ersten Reichstag von 1919 betrug 
der Frauenanteil immerhin 9,6% ­
ein Anteil , der bis heute nicht über­
schritten worden ist. 

1933-1946 
Vielleicht müßten wir nicht heute, 
siebzig Jahre nach der politischen 
und rechtlichen Anerkennung von 
Frauen, über eine politische Bil­
dung für Frauen diskutieren, wäre 
die junge deutsche Demokratie 
nicht schon 1933 nach kurzer stür­
mischer Existenz zerschlagen ge­
wesen. 

Es gehörte 1933 mit zu den ersten 
Amtshandlungen der Nationalso­
zialisten, die unabhängigen Frau­
enverbände zu verbieten. In einer 
Rede vor der NS-Frauenschaft er­
klärte Hitler die Frauenemanzipa­
tion als "ein nur vom jüdischen In­
tellekt erfundenes Wort'', denn ... 
"Ihre Welt" (die der Deutschen 
Frau, A. d . V.) ist der Mann, ihre Fa­
milie, ihre Kinder und ihr Haus. Je­
des Kind, das sie zur Welt bringt, 
ist eine Schlacht, die sie besteht für 
Sein oder Nichtsein ihres Volkes" 
(Hollunder 1980). 

Nachhaltig waren die Frauen 
durch die sie diskriminierende na­
tionalsozialistische Ideologie be­
troffen. Damit sind nicht nur jene 
gemeint, die fliehen mußten, weil 
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sie sich künstlerisch, wissenschaft­
lich oder politisch gegen den Un­
Geist des Nazi-Terrors zur Wehr 
gesetzt hatten. Auch nicht die Mil­
lionen Frauen, die wegen ihrer eth­
nischen und religiösen Herkunft in 
den Vernichtungslagern ermordet 
wurden. Hier wird auf die "Deut­
sche Frau" verwiesen, die den 
Mütterorden erhielt und die legen­
dären drei K's aufgedrückt bekam, 
an die schweigende und zum 
Schweigen gebrachte Mehrheit 
des weiblichen Bevölkerungsan­
teils im Deutschland nach 1933 
(Murray 1969). 

Planvoll und mit der ihr eigenen, 
brutalen Perfektion, wenn es dar­
um ging, physische oder psychi­
sche Existenz und Identität zu zer­
stören, wurde die als "Deutsche 
Mutter" gelobte Frau von den Na­
zis aus dem politischen und gesell­
schaftlichen Leben, aus der Öffent­
lichkeit heraus, erst in die Wochen­
betten und Küchen, später in die 
Rüstungsfabriken und Lazaretts ge­
drängt. 

Wie weit die Nationalsozialisten 
bei der Destruktion der weiblichen 
Identität gingen, läßt sich daran er­
kennen, daß sie nicht einmal davor, 
was sie den Frauen als wichtigste 
Lebensbestimmung kotroyierten, 
die Mutterschaft, Halt machten. Im 
Gegenteil, sie enteigneten die Kin­
der als "Geschenk" für den Führer 
und als Opfer für das Vaterland. 
Die Mutterschaft sollte auf Pflicht­
erfüllung reduziert bleiben, als 
Pflicht zum Gebären, als Pflicht zur 
Aufzucht und Versorgung der Kin­
der und als Pflicht, sie dem Krieg 
auszuliefern. 

1946-1969 
Ein bisher kaum bearbeitetes 
Stück Geschichte ist die Situation 
der Frauen im Nachkriegsdeutsch­
land. Sie selber konnten oder woll­
ten sich nicht gegen das ihnen auf­
gezwungene Postulat der Mit­
Schuld zur Wehr setzen. Wer hätte 
es auch angesichts der vielen Op­
fer gewagt, als Überlebende auf 
eigenes Elend hinzuweisen. Zu­
dem sei dahingestellt, ob sich un­
ter den Männern der Allierten je­
mand gefunden hätte, die spezifi-

sehe Situation der Frauen während 
und nach der Herrschaft des Natio­
nalsozialismus entsprechend zu 
beachten. Daß es die deutschen 
Männer nicht interessierte, wird 
durch den schwierigen Kampf, den 
die vier Mütter des Grundgesetzes 
gegen dessen Väter auszufechten 
hatten, deutlich, als es darum ging, 
die Gleichberechtigung der Ge­
schlechter in der Verfassung fest­
zuschreiben (Prantel 1989). 

Während die Frauen draußen die 
Trümmer wegräumten, die Versor­
gung durch Landwirtschaft und In­
frastruktur aufrechterhielten, und 
solche Berufe in der Produktion 
ausübten, die sie sich heute erst 
wieder mühsam "erschließen" 
müssen, saßen in den Kommissio­
nen, in den sich formierenden Ge­
werkschaften, Parteien und Orga­
nisationen Männer und planten die 
Bundesrepublik Deutschland. Nur 
wenige Frauen konnten, wollten 
oder durften sich, wie die vier Müt­
ter des Grundgesetzes, in den neu­
en Gremien und Organisationen 
beteiligen, obwohl sie es waren, 
die für die materiellen Grundlagen 
sorgten und den heimkehrenden 
Männern ein, wenn auch kärgli­
ches, Zuhause gestalteten. Sie bo­
ten damit den Männern erst die Ba­
sis, den Wiederaufbau gezielt und 
durch familiäre Aufgaben unbela­
stet anzugehen. 

Die fünfziger Jahre, an die heute 
wieder im Zeichen nostalgischer 
Modetrends erinnert wird, sind 
Jahre gewesen, in denen sich die 
Frauen keineswegs, wie immer be­
hauptet wird, freiwillig vom Ar­
beitsmarkt zurück in die Häuslich­
keit zogen. Vielmehr wurden sie 
herausgedrängt durch die Massen 
der heimkehrenden Soldaten, den 
Männern, die nach weiter herr­
schenden Vorstellungen über Rol­
lenverteilung zwischen den Ge­
schlechtern, selbstverständlich 
vorrangig die knappen Arbeits­
plätze erhielten. Wie knapp die 
verfügbare Arbeit war, läßt sich 
leicht an der Anzahl der registrier­
ten Arbeitslosen zwischen 1950 
und 1958 zeigen: 
1950 gab es ca. 820 000 arbeitslose 
Männerund 403 212 Frauen, die als 
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solche registriert waren. 1958 über­
wog, wenn auch auf einem wesent­
lich niedrigeren Niveau, die Zahl 
der arbeitslosen Frauen um ca. 
20 000. Es gab 1958 9 Mill. erwerbs­
tätige Frauen, von denen ca. 
175 000 arbeitslos waren Gabresbe­
richt BDA 1959). 

Auch wenn die Erwerbsbeteili­
gung der Frauen damals niedriger 
als unmittelbar nach dem Kriegs­
ende lag, so kann ein freiwilliger 
Rückzug der Frauen in die Privat­
heit der Kleinfamilie angesichts 
der hohen Arbeitslosigkeit nicht 
nachgewiesen werden. Nachweis­
bar hingegen ist die schnelle Be­
setzung aller Schlüsselpositionen 
in Politik und Wirtschaft mit Män­
nern, obwohl es eine Reihe von 
qualifizierten, während der Nazi­
Zeit nicht am Herrschaftssystem 
beteiligten Frauen gab. Dennoch 
fiel die Wahl stets auf einen Mann, 
selbst dann, wenn dieser sich 
schon während 1933 und 1945 "ver­
dient'' gemacht hatte (vgl. Braun­
buch, 1964). 

Wie dies ohne nennenswerten Pro­
test der Frauen geschehen konnte, 
welche Mechanismen für ihr 
Schweigen und Bescheiden verant­
wortlich zu machen sind, ist durch 
die Kontinuität gesellschaftlicher 
Wert- und Unwerthaltungen erklär­
bar und durch die sich mit genera­
tionsüberschreitender Kraft durch­
setzenden patriarchalischen Macht­
strukturen. Dies sei an zwei Zitaten 
illustriert, einem von 1853 und 
einem zweiten aus dem Jahr 1958: 

"Mag man nun über das, was sich 
für das weibliche Geschlecht eig­
net, verschiedener Meinung sein, 
gewiß wird man zugeben, daß Aus­
bildung der Empfindung, des Ge­
fühls, des Sinnes für das Große und 
Edle, nicht aber Anfüllung des Ge­
dächtnisses, Ziel des Unterrichts 
für Mädchen sein muß. Mit bloßer, 
erzwungener Einprägung ist hier 
nichts gewonnen.'' (von Raum er 
1853, S. 132). 

In einem offenen Brief setzen sich 
1959, hundert Jahre später, der Prä­
sident der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände, 
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Paulssen, und der Ausschußvorsit­
zende für Nachwuchs- und sozial­
politische Jugendarbeit, Vaubel, 
mit den Problemen der Mädchen 
im Betrieb auseinander, u. a., damit 
es nicht durch "eine Verkennung 
des eigentlichen Sachverhalts zu 
gesetzgeberischen Maßnahmen 
kommt'', womit ein bereits damals 
beabsichtigtes Quotensystem ge­
meint war. Unter der Überschrift 
"Das Blickfeld weiten" erläutern 
die beiden Spitzenvertreter der 
Deutschen Wirtschaft, wie mit 
Mädchen umzugehen sei, wie ih­
nen Wissen angeboten werden 
kann: "Grundsätzlich kann man sa­
gen, daß praktische Anleitungen, 
persönliche Hinweise und das gute 
Vorbild der Kollegen in jedem Fall 
besseren Erfolg versprechen als 
jene noch so ausführliche, aber nur 
theoretisierende Unterweisung. 
Die Aufnahmefähigkeit der Mäd­
chen ist in den ersten Wochen, in 
denen so viel Neues auf sie ein­
stürmt, naturgemäß begrenzt.'' 
Gabresbericht BDA 1959, S. 350). 

Die Argumentation während des 
Nationalsozialismus fügt sich in die­
se hundertjährige Geringschät­
zung weiblicher Denkfähigkeit 
lückenlos ein. Im Jahrbuch der 
Deutschen Arbeitsfront von 1937 
wird begründet, warum sich Frau­
en besonders gut für Fließbandar­
beiten eignen: "Die schnell erlern­
baren Handgriffe . . . binden die 
Frau mit nur geringer Denkarbeit 
nur lose an die Arbeit und vor al­
lem nur lose an den Sinn der Ar­
beit selbst. Sie freut sich bei der 
Arbeit an Bildern, die ihre Phanta­
sie ihr vermitteln, auf die frohen 
Augen der Kinder, für die sie sich 
plagt .. . '' (Tröger 1982, S. 245-316). 

Zur Nicht-Beachtung 
weiblicher Präsenz 

Die erschreckende Deutlichkeit, 
mit der ungebrochen über einen 
hundertjährigen Zeitraum die 
weibliche Denkfähigkeit in Frage 
gestellt wurde, ist bei weitem bis 
heute weder aus dem Alltagsleben 
noch aus der Wissenschaft, Politik 
oder Wirtschaft verbannt. Die Au-

torinnen des Sammelbandes "Wie 
weiblich ist die Wissenschaft?'' 
(Hausen / Nowotny 1986) arbeiten 
für verschiedene Wissenschafts­
disziplinen heraus, welche Rolle 
bei der Urteilsbildung zum weibli­
chen Geschlecht die männlichen 
Wissenschaftler spielen. Die Philo­
sophin Cornelia Klinger nennt "das 
wirksamste theoretische Mittel zur 
Errichtung und Erhaltung männli­
cher Überlegenheit'', das sich 
nicht als männliches Denken ver­
stehende Denken von Männern 
und "daß (es) sich zum Allgemein­
Menschlichen aufschwingt und die 
eigene Geschlechtsgebundenheit 
leugnet" (S. 68). 

Erst während der siebziger Jahre 
wurde die während des Nazi-Regi­
mes unterbrochene politische Bil­
dung von Frauen wieder aufge­
nommen. Mehrheitlich waren und 
sind es bis heute die Frauen sel­
ber, die sich für eine solche Arbeit 
engagieren. 

Während in einer von der Verfas­
serin 1980/81 durchgeführten Aus­
wertung von frauenspezifischen 
Angeboten im Volkshochschulbe­
reich fand sich nur ein Lehrgang, 
der sich explizit mit historischen 
Fragen zur Situation von Frauen be­
faßte. Es gab jedoch schon damals 
eine erhebliche Anzahl von Veran­
staltungen als "Frauengesprächs­
kreise", als "Selbstfindungsgrup­
pen" und "Frauentreffs". Initiato­
ren waren und sind fast immer 
Frauen, die die Einrichtungen der 
Volkshochschule für ihre eigenen 
Vorhaben nutzen. Wenn der Trä­
ger zu viele Konditionen an die Or­
ganisation und Durchführung sol­
cher Angebote stellt, dann schaf­
fen sich immer mehr Frauen ihre 
eigenen Bildungseinrichtungen, in 
denen sie ihre Themen selbstbe­
stimmt bearbeiten können. 

Hiermit wird eine Tradition fortge­
setzt, die es schon lange gibt und 
die nicht selten mit Spott und abfäl­
ligen Bemerkungen bedacht wur­
de: die im privaten Kontext stattfin­
denden Treffen von Frauen zum 
Austausch von Problemen und Er­
fahrungen . Die Gesprächskreise 
knüpfen aber auch an eine andere 
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Tradition an, nämlich an die Nicht­
Öffentlichkeit ihrer Zusammen­
künfte, des Treffens von Frauen im 
geschützten, deshalb jedoch auch 
weitgehend unpolitischen Raum. 

Hausarbeit und Öffentlichkeit 

An dieser Stelle soll auf einen bis­
her nicht thematisierten Bereich 
des weiblichen Lebenszusammen­
hangs, die Hausarbeit, eingegan­
gen werden. Sie ist auch heute 
noch einer der zentralen, wenn 
sich auch zeitlich und inhaltlich re­
duzierenden Faktoren im Leben 
von Frauen. Mehr noch, die Haus­
arbeit bzw. die Einstellung zu ihr ist 
die Verbindungsschiene zwischen 
Frauen unterschiedlicher sozialer 
und beruflicher Herkunft, denn so­
wohl die Akademikerin als auch 
die sog. "Nur-Hausfrau" geben, 
wenn auch mit unterschiedlicher 
Gewichtung, in die Gestaltung ih­
rer Privatsphäre, ihres häuslich-fa­
miliären Bereichs erheblichen Ein­
satz, vor allem, wenn dem Haushalt 
Kinder angehören. Die gesell­
schaftliche Wertung der Hausar­
beit und Kinderbetreuung ist, trotz 
der in jüngster Zeit geführten De­
batten und deren sozialrechtlicher 
Anerkennung, um Erziehungsgeld 
und um ihre Gleichstellung zu an­
derer Berufsarbeit, gering und un­
wesentlich. Dies, obwohl unter öko­
nomischer Betrachtung hier, im pri­
vaten Haushalt, die Reproduktion, 
die Wiederherstellung der durch 
psychische, physische und zeit­
liche Verausgabung beschädigten 
Arbeitskraft unentgeltlich stattfin­
det. Es geht hier jedoch nicht nur 
um die ökonomische, sondern auch 
um die soziale und politische Seite 
der Hausfrauentätigkeit und ihre 
formenden sowie deformierenden 
Auswirkungen auf die Identitätsbil­
dung und-entwicklungvon Frauen. 

In ihrer Studie zur "Soziologie der 
Arbeit und der Berufe'' legten 
Beck, Brater und Daheim offen, 
wie sehr sozialer Status, persönli­
che und kollektive Identität vom 
Beruf abhängig sind (Beck u. a. 
1980). Sie weisen nach, daß erst 
der sich in der Erwerbsarbeit rea-
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lisierende Beruf es ermöglicht, in 
die Öffentlichkeit, in soziale, außer­
häusliche Beziehungen mit ande­
ren Menschen zu treten, zu koope­
rieren, sich am Leben zu beteiligen 
und kollektive Handlungen zu ent­
wickeln. Nicht zuletzt deshalb wirkt 
Arbeitslosigkeit, wie alle einschlä­
gigen Untersuchungen über er­
werbslose Frauen (Foster 1989) zei­
gen, demoralisierend, isolierend, 
ausgrenzend und führt bei den Be­
troffenen zur Handlungsohnmacht 
bei alltäglichen, und erst recht bei 
politischen Anforderungen. Wacker 
(Wacker 1972) spricht hier vom Ver­
lust der Systemloyalität Wenn Ar­
beitslosigkeit derart schwerwie­
gende, persönlichkeitseinschrän­
kende oder -verändernde Auswir­
kungen zeigt, wie kann dann das 
Hausfrauendasein als befriedigen­
der Zustand erachtet werden? Wie 
kann angenommen werden, daß 
bei hoher, gesellschaftlicher Aner­
kennung des Berufs einerseits und 
sozialer Geringschätzung von Haus­
arbeit andererseits sich Frauen po­
sitiv mit dieser Tätigkeit identifizie­
ren? Mehr noch, wie kann in der 
Isolation des Häuslichen politi­
sches Handeln eingeübt werden? 

Auch wenn auf den ersten Blick die 
Hausfrau größere Autonomie über 
ihre Zeitverwendung zu besitzen 
scheint, so existieren die angenom­
menen Dispositionsräume nicht 
zwingend tatsächlich. Weil die in­
terpersonelle Verfügbarkeit von 
Hausfrauen und ihre Familienange­
hörigen - oft zählen neben Kin­
dern und dem Partner auch die El­
tern oder kranke hilfsbedürftige 
Verwandte dazu - durch keine 
Zeitstrukturierung begrenzt ist, 
wird sie gleichsam in Anspruch ge­
nommen. So drückt sich nicht sel­
ten die Nichtanerkennung der 
Hausfrauentätigkeit als Beruf 
durch die Anspruchshaltung von 
Kindern, Partnern und Verwandten 
an die allzeitige Verfügbarkeit der 
Hausfrauen aus und begrenzt ihre 
selbstbestimmte Handlungsfähig­
keit auf ein unzumutbares Mini­
mum. Freiräume, die sich solche 
Frauen dennoch schaffen wollen, 
werden fast immer von ihnen mit 
schlechtem Gewissen erkauft 
(Becker-Schmidt 1989). Die enge in-

terpersonelle Bindung setzt sich 
bis auf die politische Handlungsfä­
higkeit durch, da die Hausfrau Öf­
fentlichkeit in der Regel nur vermit­
telt, also durch den Partner oder 
andere Familienangehörige, er­
fährt. 

Es ist deshalb auch nicht verwun­
derlich, wenn Frauen, die ins Be­
rufsleben wieder eintreten wollen 
oder würden, auf Befragungen 
nach dem Grund ihres Wunsches 
immer wieder angeben, zu Hause 
fiele ihnen die "Decke auf den 
Kopf'' . Bei der beruflichen Orien­
tierung, auch das ist typisch, wün­
schen Berufsrückkehrerinnen vor­
nehmlich Arbeit , die sie aus ihrer 
Isolation befreit, , ,die etwas mit 
Menschen zu tun hat'' (Foster 1987). 

Politik in einer Demokratie basiert 
auf Öffentlichkeit, und politische 
Bildung muß deshalb Wege zur 
Teilhabe am öffentlichen Leben 
aufzeigen (Negt/Kluge 1972). Politi­
sche Bildung kann und darf aber 
auch parteilich sein, solange sie 
sich der öffentlichen Kontrolle 
nicht verschließt. Frauen, ihre Ge­
schichte und ihre Lebenszusam­
menhänge sind entweder, wie am 
Beispiel der während der siebzi­
ger Jahre geführten Diskussion um 
ein neues Verständnis von politi­
scher Bildung, nicht beachtet wor­
den oder, trotz ihrer von Männern 
abweichenden Lebensentwürfe, 
als "Mit-Gemeinte" in der Flut von 
Theorien und Praxismodellen un­
tergegangen. Kurzum: indem weib­
liche Leistungen und Lebenszu­
sammenhänge außerhalb des öf­
fentlichen Blickfelds versteckt ge­
halten werden, ist ihnen auch der 
Zugang zur politischen Beteiligung 
weitgehend verwehrt. Eine wach­
sende Zahl von Frauen erkennt 
heute die Beziehung zwischen Be­
ruf, Öffentlichkeit und politischer 
Beteiligung und versucht deshalb, 
nach selbst langjähriger Unter­
brechung der Berufsarbeit ins Er­
werbsleben zurückzukehren. 

Die Lebensbedingungen von Frau­
en eignen sich nach wie vor nur 
wenig, um aus dem grundgesetz­
lieh geschützten Familienverband, 
aus Hausarbeit oder sogar Doppel-
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belastung Öffentlichkeit herzu­
stellen. 

Der Beruf, wie aus der einschlägi­
gen Forschung ablesbar, ist in un­
serer Gesellschaft zur Herausbil­
dung subjektiver Kompetenzen 
und sozialer Wahrnehmung und 
Anerkennung der zentrale Maß­
stab, die Arbeitswelt der primäre 
Öffentlichkeitsbereich. In den The­
sen zur Integration von beruflicher 
und politischer Bildung finden wir 
die herausragende Bedeutung der 
Berufs- und Arbeitswelt bestätigt. 

In der theoretischen Diskussion 
nicht auffindbar ist die Bedeutung 
von Hausarbeit für Staat, Gesell­
schaft und das Individuum, für die 
Aneignung und Kompetenzen und 
ihre Übertragbarkeit auf die 
Berufs- und Arbeitswelt als drin­
gend benötigte Schlüsselqualifika­
tionen. 

Defizite in Theorie und Praxis sind 
inzwischen formulierbar, neue An­
sätze erkennbar, die Beteiligung 
von Frauen am öffentlichen und po­
litischen Leben sichtbar geworden, 
und es könnte jetzt gefragt werden, 
ob damit das politische Bildungs­
ziel nicht schon erreicht sei. Die 
Antwort darauf muß negativ blei­
ben, solange es nicht zur Normali­
tät gehört, die weiblichen Leistun­
gen und Beiträge zur gesellschaft­
lichen Gestaltung in ihrer histori­
schen Tiefe und aktuellen Breite 
anzuerkennen und zu würdigen .Bis 
heute existiert dies nur in einer von 
Frauen selbst hergestellten Gegen­
öffentlichkeit. 
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Sozialpädagogische Jugendberatung im 
Übergang Schule - Beruf 
Klaus Orth 

Probleme beim Berufsstart und in der Ausbildung von benachteiligten jugendlichen / jun­
gen Erwachsenen waren und sind weiterhin Gegenstand von Modellversuchen in der au­
ßerschulischen Berufsbildung. Die generelle bildungspolitische Aufgabe zugunsten 
benachteiligter jugendlicher besteht darin, ein differenziertes Förderinstrumentarium zu 
entwickeln und bereitzustellen, mit dessen Hilfe die vor der Berufsausbildung angelegten 
und in der Regel auch bereits zutage getretenen Defizite der Qualifikations- und Persönlich­
keitsentwicklungabgebaut werden können, so daß eine Berufsausbildung dennoch möglich 
wird. Im folgenden Beitrag werden Möglichkeiten dargestellt, wie die berufliche Integration 
dieser Zielgruppen durch eine ergänzende sozialpädagogische Jugendberatung gefördert 
werden kann. Der Schwerpunkt liegt hierbei auf konzeptionellen Empfehlungen. Als Erfah­
rungshin tergrund diente ein im fahre 1988 abgeschlossener Modellversuch, den das Bun­
desinstitut für Berufsbildung (BIBB) mitfinanziert und fachlich begleitet hat. 

Klaus Orth 
Diplom-Ökonom; Lehramt für die Sekundarstu­
fe II, berufliche Fachrichtung Wirtschaftswissen­
schaft, Arbeiterwohlfahrt. Tätigkeitsschwerpunkt: 
Leitung des therapeutisch-pädagogischen Ju­
gendheimes Haus Sommerberg und der ange­
schlossenen Ausbildungsstätten. 

Förderung durch Beratung 

Gemessen an den Eingangs- und 
Anforderungsstandards der be­
trieblichen Berufsausbildung wei­
sen benachteiligte Jugendliche 
mehr oder minder große Qualifika­
tionsdefizite auf. Um diese zu be­
heben, können Förderangebote auf 
unterschiedlichen Ebenen, vor und 
während der Berufsausbildung an­
setzen: berufsvorbereitende Maß­
nahmen, sozialpädagogisch orien­
tierte Berufsausbildung, ausbil­
dungsbegleitende, fachtheoreti­
sche Förderung etc. Ergänzend 
hierzu wurde im Modellversuch 
"Berufliche Bildung im Verbund" 
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(BBV) ein spezifisches Beratungs­
angebot für benachteiligte Jugend­
liche entwickelt und im Rahmen ei­
ner Jugendberatungsstelle durch­
geführt. 

Die genannten Förderungswege 
sind jedoch keineswegs alternativ 
zu verstehen. In der Praxis des Mo­
dellversuches hat sich vielmehr er­
neut bestätigt, daß häufig erst die 
Kombination unterschiedlicher 
Förderungswege zum Ziel , d . h. 
zum erfolgreichen Abschluß einer 
beruflichen Erstausbildung führt. 

Jugendberatungsstellen nach dem 
hier vorgestellten Konzept könnten 
das koordinierende und stabilisie­
rende Kernstück aller Förderungs­
möglichkeiten für benachteiligte 
Jugendliche in einer Region bil­
den. Das Angebot dieser Stellen 
sollte 
- unabhängig von besonderen 

Trägerinteressen und unabhän­
gig von der Teilnahme an be­
stimmten Bildungsgängen durch­
geführt werden. 

- einen langfristigen Förderungs­
zeitraum umfassen. Die Berater/ 
-innen sollten als unterstützende 
Ansprechpartner I -innen mög­
lichst während der gesamten 
Übergangszeit zur Verfügung 
stehen. 

- sich nicht auf berufliche Frage­
stellungen beschränken, son­
dern im Zusammenhang der ge­
samten Qualifikations- und Per­
sönlichkeitsentwicklung ange­
siedelt sein. Probleme der be­
ruflichen Integration und Quali­
fikationsentwicklung sollten als 
ein Element im Kontext der ju­
gendlichen Identitätsentwick­
lung betrachtet und daher unter 
Einbeziehung aller möglichen 
übrigen Problemlagen dieser 
Entwicklungsphase bearbeitet 
werden. 

Förderung im Verbund 

Um dieses Angebot wirkungsvoll 
in die Praxis umsetzen zu können, 
umfaßte der Modellversuch auch 
ein regionales Verbundsystem 1m 
Übergang Schule - Beruf. 
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Die Beratungstätigkeit sollte nicht 
losgelöst von den bestehenden 
Einrichtungen der beruflichen Bil­
dung und anderen Institutionen 
und Personen erfolgen, die für die 
berufliche Integration der ratsu­
chenden Jugendlichen von Bedeu­
tung sein können. Im regionalen 
Kontext der Beratungsstelle sollte 
daher ein Netzwerk von Koopera­
tionsbeziehungen aufgebaut wer­
den, mit dessen Hilfe die konkrete 
Umsetzung von Beratungsergeb­
nissen wesentlich erleichtert wer­
den kann . 

Beratungsansatz: 
Sozial pädagogische Jugend­
beratung im Übergang 
Schule - Beruf 

Je nach den spezifischen Voraus­
setzungen auf seiten der Jugendli­
chen (tatsächlich vorhandenes Un­
terstützungspotential im sozialen 
Beziehungssystem, Vorqualifikatio­
nen der Jugendlichen etc.) erschei­
nen unterschiedliche Formen der 
Unterstützung notwendig bzw. aus­
reichend. Zu unterscheiden sind 
folgende Ansätze : 
l. Information (etwa über berufli­

che Ausbildungschancen, mögli­
che Anforderungen, Aufstiegs­
chancen nach der Ausbildung 
etc.); hier verstanden als "einsei­
tige Kommunikation'' : Verständ­
nis und Verwendung auf seiten 
des Jugendlichen bleiben un­
klar /ihm selbst überlassen. 

2. Beratung; hier verstanden als 
"eigentliche, zweiseitige Kommu­
nikation'': Informationen werden 
mit individuellen Interessen und 
Verarbeitungsweisen rückge­
koppelt. Neben der Information 
selbst werden auch die Verar­
beitungsweisen der Jugendli­
chen thematisiert I verändert. 
Hierdurch können bisher ver­
schlossene Entwicklungsmög­
lichkeiten eröffnet werden. 

3. Therapie; im Zentrum therapeu­
tischer Kommunikation steht die 
intrapsychische Verarbeitungs­
weise sozialer Realität, die als 
abweichend, auffällig, unprak­
tisch, der Realität eben nicht an­
gemessen erscheint. Zur Aufklä-

rung, Veränderung und Ausdeh­
nung psychosozialer Kompeten­
zen werden unterschiedliche 
therapeutische Verfahren einge­
setzt. 

Die genannten Unterstützungsfor­
men umfassen von der "Informa­
tion" über "Beratung" bis hin zur 
, ,Therapie'' eine immer stärker auf 
die individuellen Problemlagen 
und Verarbeitungsweisen zentrier­
te Interventionsreihe. Die zuneh­
mende Konzentration auf indivi­
duelle Voraussetzungen bedeutet 
zugleich eine zunehmende Intensi­
tät der Unterstützung und erfordert 
daher in der Regel auch einen zu­
nehmenden Betreuungsaufwand. 

Die überwiegende Mehrheit der 
Jugendlichen im Übergang Schule 
- Beruf nimmt von diesen Hilfestel­
lungen vor allem Informationshil­
fen (z. B. der Berufsberatung des 
Arbeitsamtes) in Anspruch. Für 
diese Mehrheit ist kennzeichnend, 
daß sie auf Unterstützungsleistun­
gen in ihren sozialen Beziehungs­
systemen und bereits entwickelte 
Motivationen und Qualifikationen 
zur Beschaffung und Verarbeitung 
beruflicher Informationen zurück­
greifen kann. Berufliche Entschei­
dungsdefizite sind im wesentlichen 
als Informationsdefizite während 
der Berufswahl ausgeprägt. Auch 
für die anschließende Berufsaus­
bildung erscheinen diese Bewer­
ber I -innen hinreichend vorberei­
tet. 

Anders bei benachteiligten Ju­
gendlichen: es sind nicht allein In­
formationsdefizite, die berufliche 
Chancen verstellen. Hinzu kommen 
Abweichungen und Rückstände 
auf eine altersgemäße Qualifika­
tions- und Persönlichkeitsentwick­
lung. Darunter finden sich teils 
auch krankheitswertige Aspekte. 
Diese Defizite sind jedoch nicht so 
extrem ausgeprägt, daß Jugendli­
che, bevor sie sich beruflichen An­
forderungen stellen können, zu­
nächst therapeutisch behandelt 
werden müßten. Ihre Vorausset­
zungen indizieren vielmehr Hilfe­
stellungen in der Grauzone zwi­
schen zusätzlicher Information und 
notwendiger Therapie. 
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Im Modellversuch wurden solche 
Hilfestellungen unter der Über­
schrift "Jugendberatung" angebo­
ten , die sich ausschließlich an Ju­
gendliche und junge Erwachsene 
richteten . 

Lebensweltlicher Horizont 
von Jugendberatung 

Den Adressaten der Jugendbera­
tung fällt die Lösung von 
Anpassungs- und Lernprozessen 
vor und während der Berufsausbil­
dung besonders schwer, da sie zu­
gleich mit der Lösung von persönli­
chen, familiären oder kulturellen 
Konflikten überladen sind. Dieses 
Muster hat sich oft bereits vor und 
während der allgemeinbildenden 
Schulzeit ausgeprägt und in Quali­
fikationsdefiziten einen symptoma­
tischen Ausdruck gefunden. 

Die Ausbildungsprobleme dieser 
Jugendlichen können daher nicht 
losgelöst von ihrer biographischen 
Entwicklung und von gleichzeitig 
auftretenden Problemlagen in an­
deren Persönlichkeits- und Le­
bensweltbereichen bearbeitet 
werden. Tatsächlich stehen ihre 
Ausbildungsprobleme i. d . R. mit 
weiteren unbewältigten Konflikten, 
abweichende Verhaltensformen 
etc. (z. B. Schulangst und -Verweige­
rung, Kriminalität, sexuelle Identi­
tätsprobleme, Suchtgefährdung 
etc.) in engem Zusammenhang. 

Hierfür sind in institutioneller Sicht 
jeweils unterschiedliche Bera­
tungsdienste zuständig (z. B. 
schulpsychologische Dienste, Be­
währungshilfe, Familienberatung, 
Drogenberatung etc.). Keine dieser 
Stellen hat jedoch einen spezifi­
schen Arbeitsauftrag zur Unterstüt­
zung der beruflichen Integration 
von Jugendlichen. Diese Aufgabe 
liegt bei der Berufsberatung. Ihr 
fehlen wiederum Zuständigkeiten 
und Kapazitäten, um persönliche, 
familiale oder kulturelle Defizite 
von Ratsuchenden in angemesse­
ner Weise bearbeiten zu können. 

Eine sozialpädagogische Jugend­
beratung im Übergang Schule -
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Beruf schließt diese Lücke zwi­
schen psychosozialen und berufli­
chen Beratungsangeboten. Sie be­
zieht sich daher auf alle lebens­
weltlichen Bereiche ihrer Ratsu­
chenden. Berufliche Entscheidungs­
und Handlungsbereiche werden 
nicht mehr isoliert, sondern im le­
bensweltlichen Zusammenhang 
eingeordnet und bearbeitet. 

Biographisch orientierte und 
prozeßbegleitende Beratung 

Die jugendzenrierte, lebensweltli­
che Orientierung der Jugendbera­
tung beschränkt sich indessen 
nicht auf die bloße Feststellung 
möglichst aller lebensweltlichen 
Verhältnisse ihrer Ratsuchenden, 
gewissermaßen als aktueller Sta­
tusbericht einer individuellen Le­
benslage. 

Mit der Beratung sind zuvorderst 
Veränderungsabsichten und Ent­
wicklungschancen verbunden (Ju­
gendberatung als pädagogischer 
Prozeß). Um diese Zielsetzung ein­
lösen zu können, ist auch zu unter­
suchen, wie sich eine aktuelle Le­
benslage lebensgeschichtlich er­
geben hat. Erst vor diesem Hinter­
grundwissen gewinnen defizitäre, 
individuelle Handlungs- und Ver­
haltensmuster so klare Konturen , 
daß beraterisch-pädagogische In­
terventionen sinnvoll erscheinen. 

Eine weitere Ausdehnung des Be­
ratungshorizontes erfolgt in die Zu­
kunft. Lebensgeschichtlich erwor­
bene Benachteiligungen lassen 
sich nur in den seltensten Fällen 
durch kurzfristig angelegte Hilfe­
stellungen relativieren. Allein 
schon aus sozial defizitären oder 
abweichenden Lebenslagen (z. B. 
teilweise oder ganz ausbleibende 
familiale U nterstützungsleistungen, 
ethnisch-kulturelle Disparitäten 
etc.), die von Jugendlichen kaum 
beeinflußt werden können, erge­
ben sich erfahrungsgemäß immer 
neue Konflikte und Bedrohungen, 
in denen beraterische Unterstüt­
zung notwendig erscheint. Hinzu 
kommt: die Revision und Erweite­
rung von Handlungs- und Verbal-

tensmustern erfolgt nicht nach den 
Einsichten und Anweisungen der 
Berater I -innen, womöglich in ei­
nem einzigen Schritt. Es handelt 
sich vielmehr um eine differenzier­
te Folge aufeinander aufbauender 
Beratungs- und Lernschritte, die 
von den Ratsuchenden auch tat­
sächlich angeeignet werden müs­
sen. Dazwischen liegen kürzere 
oder längere "Praxisphasen", in 
denen zuvor angeregte Verhaltens­
möglichkeiten realisiert und gefe­
stigt, beim nächsten Beratungsge­
spräch überprüft und weiterent­
wickelt werden können Centwick­
lungsbegleitende Beratung). Wie 
lang solche Förderungs- und Bera­
tungszeiträume zu fassen sind, 
hängt von den Voraussetzungen im 
Einzelfall ab. Vor dem Erfahrungs­
hintergrund des Modellversuches 
sollte ein entwicklungsbegleiten­
des Beratungsangebot für benach­
teiligte Jugendliche bis zum Ab­
schluß einer Berufsausbildung zur 
Verfügung stehen. 

Kooperative Jugendberatung 

Der lebensweltumfassende Ansatz 
von Jugendberatung im Übergang 
Schule - Beruf kann nicht in allen 
Beratungsfällen eingelöst werden. 
Dies würde voraussetzen, daß die 
Jugendberatungsstellen bzw. die 
dort tätigen Berater I -innen auf alle 
denkbaren Problemlagen des Ju­
gendalters vorbereitet sind, daß 
entsprechende Qualifikationen, 
Beratungszeiten, Medien etc. auch 
tatsächlich zur Verfügung stehen. 
Angesichts der Komplexität mögli­
cher Anforderungen wird es daher 
immer wieder einzelne Beratungs­
feHle geben, mit denen die Jugend­
beratung allein überfordert ist. 

Daraus resultiert eine erste Not­
wendigkeit zur Kooperation mit an­
deren Stellen und Personen, die 
fehlende Kapazitäten in Beratungs­
verläufe einbringen können . Diese 
Kooperation beruht letztlich auf der 
Einsicht der Berater I -innen in die 
Grenzen der eigenen Jugendbera­
tungsstelle. 

Eine zweite Notwendigkeit zur Ko­
operation ergibt sich aus gesetzli-
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chen Vorschriften, die Zuständig­
keiten für bestimmte Beratungsauf­
gaben festlegen oder zumindest 
die Einschaltung bestimmter Insti­
tutionen verbindlich vorsehen (Be­
rufsberatung, J ugendgerichtshilfe, 
Bewährungshilfe, Schwangerschafts­
konfliktberatung etc.). 

In beiden Fällen stehen die Ju­
gendberater I -innen und ihre Rat­
suchenden vor der Entscheidung, 
ob ein Beratungsfall an eine ande­
re Stelle vollständig .,abgegeben" 
wird und damit für die Jugendbera­
tung abgeschlossen ist. oder Bera­
tungsverläufe phasenweise und/ 
oder auf einzelne Themen bezogen 
gemeinsam mit den Beratern I 
-innen aus anderen Institutionen 
wahrgenommen werden (müssen). 
Eine weitere Alternative könnte 
darin liegen, daß Jugendliche den 
Verantwortungsbereich der Ju­
gendberatung zwar verlassen, um 
beispielsweise externe therapeuti­
sche Hilfen in Anspruch zu nehmen 
oder eine berufliche Qualifikation 
zu erwerben, anschließend aber 
wieder in die Jugendberatung zu­
rückkehren. 

Für diese Entscheidungen gibt es 
keine Faustregeln. Die gemeinsa­
men Entscheidungsprozesse rich­
ten sich immer nach den besonde­
ren Umständen des Einzelfalls. Vor 
dem Praxishintergrund des Mo­
dellversuches kann jedoch ange­
merkt werden, daß sich Entschei­
dungsprobleme (welche der o. g. 
Alternativen erscheint angemes­
sen?) auf wenige Einzelfälle be­
schränken. Entweder ist vor dem 
biographischen Hintergrund klar 
ersichtlich, daß Jugendliche keine 
pädagogisch relativ aufwendige 
Jugendberatung brauchen- diese 
Fälle werden ohne weiteres an ein­
schlägige Fachberatungsdienste 
vermittelt - oder die .,Auffälligkei­
ten'' erscheinen bereits im Erstge­
spräch so extrem ausgeprägt, daß 
sozialpädagogische Unterstützung, 
selbst wenn sie therapeutische Ele­
mente aufweist, offenbar zu kurz 
greifen würde. In diesen Ausnah­
mefällen werden nach Möglichkeit 
therapeutische Hilfen vermittelt. Es 
bleibt der .. Normalfall" des sozial 
benachteiligten Jugendlichen, dem 
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Jugendberatung nicht alles bieten 
kann/ darf. In aller Regel findet 
hier eine Kooperation mit Fachbe­
ratungsdiensten und weiteren Insti­
tutionen in der Weise statt. daß 
sich deren Angebote für die Rat­
suchenden erst mit Unterstützung 
der Jugendberatung voll erschlie­
ßen, benachteiligte Jugendliche 
also durch die Jugendberatung 
z. B. an die Berufsberatung (wie­
der) herangeführt werden. In die­
ser alltäglichen Kooperation bleibt 
der .,rote Faden" in Händen der Ju­
gendberatung, die ja den gesam­
ten lebensweltlichen Horizont der 
Ratsuchenden im Auge hat, wäh­
rend einzelne Kooperationspart­
ner aus Fachberatungsdiensten, 
Schulen, Behörden, Betrieben etc. 
nur einzelne Bereiche abdecken 
können. 

Der lebensweltumfassende Ansatz 
der Jugendberatung wird umge­
kehrt von vielen Kooperationspart­
nern, die in einzelnen Lebenswelt­
bereichen (Schule, Betrieb, Berufs­
beratung etc.) mit benachteiligten 
Jugendlichen arbeiten, zum Anlaß 
genommen, die Jugendberatung 
ihrerseits um Unterstützung zu bit­
ten. Diese Lehrer, Ausbilder, Bera­
ter etc. erkennen bei einzelnen Ju­
gendlichen ebenfalls Grenzen ih­
rer Zuständigkeit und Leistungsfä­
higkeit. Darüber hinaus empfinden 
sie pädagogische Verantwortung 
für Jugendliche, denen sie keine 
angemessene Hilfestellung anbie­
ten können. Eine Lösung dieses 
Konfliktes besteht in einer engen 
Kooperation mit Jugendberatern / 
-innen, die sozialpädagogische Be­
ratungshilfen auch in anderen le­
bensweltlichen Bereichen anbie­
ten können. 

Die von außen an die Jugendbera­
tungsstelle des Modellversuches 
herangetragenen Kooperations­
wünsche haben im Projektverlauf 
erheblich zugenommen. Die Ju­
gendberatungsstelle hat diese 
Wünsche nach Möglichkeit durch 
die Übernahme von Beratungsfäl­
len berücksichtigt. Durch die Ent­
lastung externer Kolleginnen und 
Kollegen von schwierigen Bera­
tungsfällen konnten wiederum 
neue Kooperationsbeziehungen 

angeknüpft oder vorhandene Be­
ziehungen verstärkt werden. 

Insgesamt ist durch Eigeninitiati­
ven der Jugendberatungsstelle, 
durch die produktive Nutzung ge­
setzlich vorgeschriebener Bera­
tungsangebote und die Inan­
spruchnahme der Jugendberatung 
durch externe Kooperationspart­
ner ein enges Beziehungs- und 
Kommunikationsnetz entstanden. In 
diesem Beratungsverbund können 
Informationen und Versorgungslei­
stungen mobilisiert (bzw. ausge­
tauscht) werden, die in einem ge­
schlossenen Beratungssystem 
kaum zur Verfügung stehen dürf­
ten. Umfang und Intensität der ex­
ternen Kooperationsbeziehungen 
bilden daher . ein wesentliches 
Qualitätsmerkmal von Jugendbera­
tung. 

Ergänzend zu den nach außen ge­
richteten und von außen herange­
tragenen Beziehungen stehen eine 
interne Differenzierung berateri­
scher Kompetenzen und eine dar­
auf aufbauende Teamkooperation. 
Dies setzt natürlich voraus, daß Ju­
gendberatung nicht von einzelnen 
Beratern / -innen angeboten wird . 
Wir halten die Bildung von Teams 
für notwendig, um unterschiedli­
che Beratungsschwerpunkte (z. B. 
hinsichtlich der Zielgruppen, Bera­
tungsthemen, -methoden etc.) 
durch entsprechende berufliche 
Erfahrungen und Qualifikationen 
abdecken zu können. Daneben 
bietet sich erst durch Erfahrungs­
austausch und Rückkopplung im 
Team die Möglichkeit, einzelne Be­
ratungsverläufe zu evaluieren. 
Über die alltägliche Zusammenar­
beit im Team hinaus sollten hierfür 
auch Möglichkeiten der externen 
Supervision genutzt werden. 

Jugend- und Berufsberatung 

In der Praxis der Jugendberatung 
dürften mit der Berufsberatung 
des Arbeitsamtes und ihrem ge­
setzlichen Auftrag keine Über­
schneidungen stattfinden. Die Ju­
gendberatung empfiehlt ihren Rat­
suchenden, die Angebote der Be-

19 

/ 



' ' 

.AUS DER .ARBEIT DES BIBB 

rufsberatung möglichst intensiv zu 
nutzen und verfolgt im übrigen ihre 
klar unterscheidbaren Ansätze in 
anderen Lebensweltbereichen 
und biographischen Phasen vor 
und vor allem während einer be­
ruflichen Ausbildung. Berufs- und 
Jugendberatung stehen daher in 
einem ergänzenden Verhältnis. Für 
viele benachteiligte Jugendliche 
kann Berufsberatung erst dann 
wirksam werden, wenn sie in Bera­
tungsverläufe der Jugendberatung 
eingebunden wird. Die Koopera­
tion von Jugend- und Berufsbera­
tung ist im übrigen auch gesetzlich 
abgesichert (vgl. § 32 AFG). 

Wesentliche 
Projektergebnisse 

Durch die oben skizzierten konzep­
tionellen Vorgaben und das in die­
sem Rahmen nur anzudeutende or­
ganisatorische wie personelle "Set­
ting' ' der Jugendberatungsstelle 
konnten folgende Ergebnisse er­
zielt werden: 
- Es konnte ein breiter Zugang zu 

sozial benachteiligten Jugendli­
chen hergestellt und offengehal­
ten werden. Bei Berücksichti­
gung der Erfahrungen des Mo­
dellversuches können soge­
nannte Schwellenprobleme weit­
gehend vermieden werden. 

- Im Gegensatz zu einer stärker 
auf die Vermittlung von Informa­
tionen zielenden Beratung konn­
ten in der Jugendberatung lang­
fristige, kontinuierliche und ver­
bindliche Beziehungen ZWI­

schen Berater I -in und Klient / -in 
hergestellt werden. 

- Auf dieser Basis konnte intensi­
ve Einzelfallhilfe geleistet wer­
den, die den Problemlagen der 
Klienten gerecht wird. 

- In die Beratungsverläufe konnte 
zur Absicherung der Berufs­
startphase der gesamte lebens­
weltliche Kontext der Klienten 
einbezogen werden. 

- Rund ein Drittel der Klienten 
sind in eine anerkannte Berufs­
ausbildung eingemündet, ob­
wohl dies nach den Vorausset­
zungen der Jugendlichen und 
dem Ausmaß ihrer Defizite nicht 
zu erwarten war. 
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Das Arbeitsprogramm 1990 
des Bundesinstituts für Berufsbildung 

Manfred Bergmann Heidi Kühn 
Leiter des Referates K l "Arbeits- und Forschungs- Wissenschaftliche Mitarbeiterin im Referat K l 
programm" des Bundesinstituts für Berufsbildung "Arbeits- und Forschungsprogramm" des Bundes-
in Berlin. instituts für Berufsbildung in Ber lin. 

Ab 1990 werden die Forschungsproj ekte und Vorhaben des Bundesinstituts für Berufsbil­
dung (BIBB) in einem Arbeitsprogramm ausgewiesen. Dies w1id zum Anlaß genommen, 
Grundlagen, Entwicklung und Struk tur des Arbeitsprogramms vorzustellen. 

Die Grundlage für alle Aktivitäten 
des Bundesinstituts für Berufsbil­
dung sind die im Berufsbildungs­
förderungsgesetz (BerBiFG § 6) be­
schriebenen Aufgaben. Danach 
sind dem BIBB über die Durchfüh­
rung der Berufsbildungsforschung 
hinaus Dienstleistungs- und Bera­
tungsaufgaben übertragen wor­
den. Keiner dieser gesetzlichen 
Aufträge steht für sich allein: Die 
Forschungstätigkeit ist Grundlage 
für die Erfüllung der Dienstlei­
stungsaufgaben und die Wahrneh­
mung der Beratungsfunktionen; 
Dienstleistungsaufgaben und Bera­
tungsfunktionen können wiederum 
Forschungsbedarf auslösen. Es gilt 
der Grundsatz der "integrativen 
Aufgabenwahrnehmung' '. Das be­
deutet, daß Teams von Wissen­
schaftlern und Sachbearbeitern so­
wohl Forschungsprojekte durch­
führen als auch Weisungs-, Bera­
tungs- und Verwaltungsaufgaben 
wahrnehmen. 

Im Berufsbildungsförderungsge­
setz werden die Forschungsaufga­
ben im Gegensatz zu den im einzel­
nen aufgeführten Dienstleistungs­
aufgaben hauptsächlich als globa­
le Aufgabe genannt. Es heißt dort 
lediglich, daß das BIBB die Aufga­
be hat, die Berufsbildungsfor­
schung nach dem Forschungspro­
gramm durchzuführen und die Bil­
dungstechnologie durch Forschung 
zu fördern. Inhaltlich ist die Berufs­
bildungsforschung nicht weiter 
konkretisiert. Sie muß deshalb 
durch das jeweilige Forschungs­
programm ausgefüllt werden. Dies 
geschah früher in einem zweijähri­
gen Forschungsprogramm, das 
nach Themenbereichen unterglie­
dert war. 

In diesem Forschungsprogramm 
waren allerdings außer den For­
schungsprojekten keine weiteren 
Aktivitäten beschrieben. Zur Erhö­
hung der Transparenz der Arbei­
ten des Bundesinstituts wurde des­
halb ein einjähriges Arbeitspro­
gramm entwickelt, in dem die Akti­
vitäten nach den Aufgabenkatego­
nen "Forschungsprojekte" und 
,,Vorhaben'' unterschieden wer­
den. Das Forschungsprogramm ist 
somit ein Teil des neuen Arbeits­
programms. Die Umstellung vom 
früheren zweijährigen Forschungs­
programm auf ein einjähriges Ar­
beitsprogramm gilt ab 1990. 

Der Hauptausschuß des BIBB hat 
das vom Generalsekretär aufge­
stellte Arbeitsprogramm 1990 in 
seiner Sitzung am 30. November I 
l. Dezember 1989 beraten. Als Er­
gebnis dieser Beratung hat er den 
Teil "Forschungsprogramm" ge­
mäß § 6 Abs. 2 Nr. 4 BerBiFG be­
schlossen und den Teil "Vorhaben­
planung'' zur Kenntnis genommen. 

Forschungsprojekte I 
Forschungsschwerpunkte 

Im Forschungsprogramm werden 
die Forschungsprojekte des BIBB 
festgelegt. Das Forschungspro­
gramm schließt auch solche For­
schungsprojekte ein, die den für 
die Neuordnung von Ausbildungs­
berufen zuständigen Bundesmini­
stern als Grundlage für Weisungen 
an das BIBB dienen können. Das 
Forschungsprogramm enthält wei­
ter die Projekte, die der Förderung 
der Bildungstechnologie dienen 
und zu Verbesserung und Ausbau 
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des berufsbildenden Fernunter­
richts beitragen. Soweit die Umset­
zung von Forschungsergebnissen 
als wissenschaftliche Aufgabe 
durch das BIBB erfolgt, sind ent­
sprechende Projekte ebenfalls in 
das Forschungsprogramm aufzu­
nehmen. 

Zur stärkeren Akzentuierung und 
Profilierung seiner Forschungsar­
beiten hat das Bundesinstitut For­
schungsschwerpunkte entwickelt. 
Sie dienen als Instrument der mit­
telfristigen Planung und stellen so­
mit einen Orientierungsrahmen, 
eine inhaltliche Leitlinie für die For­
schung dar. Sie sind damit mehr als 
die sachliche Gliederung des For­
schungsprogramms. Ein Teil der 
Projekte wird diesen Forschungs­
schwerpunkten zugeordnet. 

Ein weiterer Teil der Projekte be­
rücksichtigt, daß das BIBB wegen 
des umfassenden gesetzlichen Auf­
trags seme Forschungstätigkeit 
nicht ausschließlich auf Schwer­
punkte beschränken kann. Hierzu 
gehören auch die Projekte, die ei­
nem Forschungsschwerpunkt zuge­
ordnet waren, jedoch erst nach 
neuer Schwerpunktsetzung enden. 

Vorhaben 

Vorhaben sind insbesondere die 
Aufgaben des BIBB, die nach Wei­
sung des zuständigen Bundesmini­
sters wahrzunehmen sind, also die 
Mitwirkung an der Vorbereitung 
von Ausbildungsordnungen und 
sonstigen Rechtsverordnungen, an 
der Vorbereitung des Berufsbil­
dungsberichts und an der Durch­
führung der Berufsbildungsstati­
stik sowie die Förderung von 
Modellversuchen einschließlich 
wissenschaftlicher Begleituntersu­
chungen. Außerdem gehören z. B. 
die Durchführung von Fachtagun­
gen, Maßnahmen zur Ausbilderför­
derung und internationale Aktivitä­
ten dazu. 

Die Vorhaben unterscheiden sich 
somit von Forschungsprojekten 
durch die Entscheidungsstruktur. 
Sie werden vom Generalsekretär 
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in eigener Zuständigkeit als gesetz­
liche Aufgabe wahrgenommen, 
oder sie gehen auf Weisungen zu­
rück. 

Verfahren der Vorlage und 
Beschlußfassung 

Sämtliche Projektvorschläge wer­
den hausintern in Projektkonferen­
zen diskutiert, bevor der General­
sekretär dem Hauptausschuß ein 
Projekt zur Beschlußfassung zulei­
tet. Erster Schritt der Beratung im 
Hauptausschuß ist eine Diskussion 
1m Unterausschuß "Berufsbil­
dungsforschung'' des Hauptaus­
schusses, der zu jedem Projektvor­
schlag eine Beschlußempfehlung 
für den Hauptausschuß formuliert. 

Die Forschungsprojekte müssen 
bei der Vorlage an den Hauptaus­
schuß so konkret sein, daß sie das 
Forschungsziel, die Methode und 
die Verwendung der Ergebnisse 
erkennen lassen. Der Generalse­
kretär legt dem Hauptausschuß für 
jedes Forschungsprojekt eine Be­
schlußvorlage und eine Informa­
tionsvorlage vor. 

Die Beschlußvorlage enthält fol­
gende Angaben: 
l. Titel des Projektes, der den For­

schungsgegenstand kurz um­
schreibt 

2. Kurze Problemdarstellung und 
ggf. Angabe des Schwerpunkts 

3. Forschungsziel, dessen Be-
schreibung die Forschungshy­
pothesen wiedergibt und die an­
gestrebten Wirkungen für Be­
rufsbildungspraxis, -politik, -Ver­
waltung oder -forschung ver­
deutlicht 

4. Zeitrahmen 
5. Vorgesehene Zwischenberichte 

Die Informationsvorlage enthält fol­
gende Angaben: 
l. Problemaufriß mit Beschreibung 

des Forschungsstandes 
2. Erläuterung des Forschungs­

zieles 
3. In Aussicht genommene Metho­

den, vorgesehene Fachausschüs­
se I -beiräte, etwaige Fremd-For­
schungsaufträge 

4. Vorgesehener Personaleinsatz 
sowie geschätzte Personal- und 
Sachkosten 

5. Hinweise auf Forschungsprojek­
te, deren Ergebnisse von Bedeu­
tung sein könnten 

Auf dieser Grundlage beschließt 
der Hauptausschuß die einzelnen 
Forschungsprojekte und damit 
auch das Forschungsprogramm. 

Genehmigung 
Das Forschungsprogramm bedarf 
nach der Beschlußfassung durch 
den Hauptausschuß der Genehmi­
gung durch den Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft, be­
vor es durchgeführt und veröffent­
licht wird. 

Gliederung des Arbeitsprogramms 
1990 
Das Arbeitsprogramm 1990 ist wie 
folgt untergliedert: 
- Beschreibung der Aufgaben 

des Bundesinstituts und der ak­
tuellen Arbeitsschwerpunkte 

- Darstellung der Forschungspro­
jekte (in Form der Beschlußvor­
lage) innerhalb der Forschungs­
schwerpunkte 

- Darstellung der Forschungspro­
jekte (in Form der Beschlußvor­
lage) außerhalb der For­
schungsschwerpunkte 

- Darstellung der Vorhaben 

Forschungsschwerpunkte 
und Forschungsprojekte 

Nachstehend folgt eine Kurzbe­
schreibung der Forschungs­
schwerpunkte mit Angabe der ge­
genwärtig dazugehörigen Projekte: 

Schwerpunkt 1: 
Wirkungszusammenhang von 
Informations- und Kommunika­
tionstechnik, Arbeitsorganisation 
und Ouali:flZierung 
Die Informations- und Kommunika­
tionstechnik mit ihren vielfältigen 
Anwendungsgebieten wird in den 
neunziger Jahren die Mehrzahl der 
Arbeitsplätze in unterschiedlicher 
Weise beeinflussen, zu weiterer 
Rationalisierung und zur Verschie­
bung von Beschäftigungspotentia-
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len führen . Technik, Arbeitsorgani­
sation und Qualifizierung stehen in 
einer komplexen Wechselbezie­
hung. Die Auseinandersetzung mit 
diesem Wirkungszusammenhang 
ist eine zentrale Herausforderung 
für die Berufsbildungsforschung. 

Projekte: 
- Neue Technologien in der be­

ruflichen Bildung - Ergebnisse 
und Perspektiven aus Modell­
versuchen 

-Untersuchungen der Facharbei­
terqualifikationen m Berufen 
des Betreibens von Maschinen 
und Anlagen 

- Auswirkungen des Einsatzes in­
tegrierter Bürosysteme auf die 
Gestaltung beruflicher Qualifi­
zierungsmaßnahmen für die 
Büroarbeit 

- Qualifizierung der Anwender 
von Informationstechnologie am 
Beispiel der Ausbildung zum In­
dustriekaufmann /zur Industrie­
kauffrau 

- Meß- und Regelmechaniker I 
Meß- und Regelmechanikerin 
(Arbeitstitel) 

- Modelle arbeitsplatzbezogener 
Weiterbildung in mittleren Indu­
striebetrieben 

- Lernsoftware in der betriebli­
chen Weiterbildung 

- Bedarf und Qualifizierung für 
PC-Fachberater I PC-Fachbera­
terinnen im Handel 

Schwerpunkt 2: 
Berufsübergreifende Qualifika­
tionen im Kontext von Arbeit und 
Persönlichkeit 
Es besteht weitgehend Konsens 
darüber, daß erst durch die Ver­
bindung fachspezifischen Wissens 
und Könnens mit übergreifenden 
(Schlüssel-)Qualifikationen die künf­
tig notwendige Handlungskompe­
tenz entwickelt werden kann. Ein 
Mangel besteht einerseits an einem 
differenzierten und umsetzbaren 
Wissen hinsichtlich der tatsächli­
chen Nachfrage und der prakti­
schen Anwendung dieser berufs­
übergreifenden Fähigkeiten, ande­
rerseits fehlen Erkenntnisse und 
praktikable Konzepte zur Förde­
rung der übergreifenden perso­
nenbezogenen Qualifikationen in 
der fachspezifischen Ausbildung. 
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Projekte: 
-Neue Führungs- und Kommuni­

kationsstile in der gewerblichen 
Ausbildung 

- Determinanten von Transferlei­
stungen 

- Veränderungen in den Qualifi­
kationsstrukturen und der Berufs­
entwicklung im gesundheitspfle­
gerischen und sozialtherapeu­
tischen Bereich 

- Förderung von Systemdenken 
und Zusammenhangsverständ­
nis - konkretisiert am Beispiel 
des Arbeitens in komplexen Fer­
tigungsprozessen der Metallin­
dustrie 

Schwerpunkt 3: 
Qualit1ka.tionsbedarf und Qualifi­
zierung im Umweltschutz 
Die Berufsbildungsforschung muß 
vor allem zur Feststellung des künf­
tigen Bedarfs und zur Verbesse­
rung der Qualifizierung im Umwelt­
schutz intensiviert werden. Die 
Umweltb ildung muß auch in der 
beruflichen Bildung wirksam wer­
den. Schwerpunkte der Forschung 
sind die Entwicklung weiterer Ma­
terialien für die betriebliche Be­
rufsausbildung im berufsbezoge­
nen Umweltschutz, von Konzepten 
und Maßnahmen für die Verstär­
kung der umweltspezifischen Wei­
terbildung sowie die Untersuchung 
neuer beruflicher Handlungsfel­
der mit besonderem Umwelt­
schutzbezug. 

Projekte: 
-Umweltschutz in der beruflichen 

Bildung (u. a . Entwicklung von 
Materialien für die Umsetzung 
umweltrelevanter Ausbildungs­
ziele in den neugeordneten in­
dustriellen Metallberufen und 
im Weinbau sowie für die Um­
weltbildung im Einzelhandel) 

- Der Ausbildungsberuf Ver- und 
Entsorger / Ver- und Entsorgerin 
in der Praxis 

- Weiterbildungsbedarf im Aufga­
benfeld Energie und Umwelt 

Schwerpunkt 4: 
Veränderte Bedingungen des Ler­
nens im Arbeitsprozeß 
Berufliche Bildung vollzieht sich in 
einem Wechselspiel von Lernen 
und Arbeit, wobei das Gewicht die-

ser beiden Komponenten und ihre 
Qualität nach Berufsbereich, indi­
vidueller Lebensphase, betriebli­
chen Bedingungen und bildungs­
mäßigen Zielsetzungen stark vari­
ieren. Dabei sind die Übergänge 
zwischen Lernen und Arbeit flie­
ßend, teilweise lassen sich beide 
Prozesse gar nicht gegeneinander 
abgrenzen: Lernen findet in der 
Arbeit, am Arbeitsplatz, bei der zu 
lösenden Arbeitsaufgabe statt. 

Wesentliche Aufgabe dieses For­
schungsfeldes ist es, zukunftswei­
send differenzierte Aussagen über 
den Stellenwert des Lernens in der 
Arbeit machen zu können und sinn­
volle und praktikable Konzep­
te I Modelle für diese Form berufli­
cher Qualifizierung zu entwickeln. 

Projekte: 
-Untersuchung und Erprobung 

von audiovisuellen Medien (Film 
und Video) zur Vermittlung von 
Arbeitsverfahren und -techni­
ken im Tischlerhandwerk 

- Entwicklung und Erprobung von 
Vermittlungsformen und Me­
dien für die kaufmännische Aus­
bildung in der Industrie 

- Handlungsorientierter Beitrag 
von Lehr- / Lernmitteln in der 
Ausbildung ausgewählter man­
tageorientierter Handwerksbe­
reiche 

- Vermittlungskonzepte und Aus­
bildungshilfen für die Elektro­
handwerke 

Schwerpunkt 5: 
Integration und Reintegration in 
das Erwerbsleben 
Neben den Fragen der Integration 
in die Berufsausbildung (erste 
Schwelle) befaßt sich das Institut 
zunehmend mit folgenden Über­
gängen: 
- Übergang nach Abschluß der 

Berufsausbildung (zweite Schwel­
le) 

- Arbeitslosigkeit nach mehrjähri­
ger Berufstätigkeit 

- Wiedereingliederung in den Ar­
beitsprozeß nach zeitlicher Un­
terbrechung 

Zur Lösung der anstehenden Pro­
bleme, insbesondere im Bereich 
der Reintegration, ist im verstärk-
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ten Umfang die berufliche Weiter­
bildung gefordert. 

Projekte: 
- Übergang der Jugendlichen 

nach Abschluß der betriebli­
chen Berufsausbildung in das 
Beschäftigungssystem 

- Qualifizierung in den ersten Be­
rufsjahren - Die Bedeutung der 
Berufserfahrung für die Qualifi­
kationsentwicklung nach Ab­
schluß der Ausbildung 

- Berufsbildungssituation auslän­
discher Jugendlicher 

- Berufseinmündung von Verwal­
tungsfachangestellten 

- Ausbildung und Umschulung 
Behinderter m industriellen 
Elektroberufen 

- Teilnehmerbetreuung als An­
satzpunkt zur Verbesserung der 
Lernsituation Arbeitsloser 

Schwerpunkt 6: 
Wirksamkeit der Maßnahmen 
und Instrumente zur Gestaltung 
beruflicher Bildung (Bildungspo­
litik) 
Erkenntnisse über die Wirksam­
keit von Umstrukturierungen, Neu­
ordnungen, umfassenden Pro­
grammen und Maßnahmebündeln 
im Bereich der beruflichen Bil­
dung sind für die künftige Gestal­
tung der Berufsbildungspolitik von 
erheblicher Bedeutung. Ohne eine 
differenzierte Information über die 
Auswirkungen getroffener Ent­
scheidungen und durchgeführter 
Maßnahmen ist eine fundierte Wei­
terentwicklung des bestehenden 
Gestaltungsinstrumentariums be­
ruflicher Bildung sowie das Erken­
nen politischer Handlungsalternati­
ven und ein innovatives Umdenken 
nur erschwert möglich. 

Bisher mangelt es jedoch an einer 
die strukturellen Zusammenhänge 
aufgreifenden Wirkungsforschung 
in der Berufsbildung. Daher ist es 
notwendig, eme Wirkungsfor­
schung zu entwickeln, die sich sy­
stematisch mit den Effekten umfas­
sender, tiefgreifender Maßnah­
men, die das Berufsbildungssy­
stem verändern, auseinandersetzt 
und die über die traditionellen, zu 
engen bildungsökonomischen An­
sätze hinausgeht. 
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Projekte: 
- Sicherung und Steigerung der 

Qualität der beruflichen Ausbil­
dungsstätten in ausgewählten 
Bereichen 

- Ermittlung des Bedarfs und der 
Rahmenbedingungen für ein In­
formationssystem .. Berufliche 
Weiterbildung'' 

Forschungsprojekte 
außerhalb der 
Forschungsschwerpunkte 

Wegen seines umfassenden ge­
setzlichen Auftrags kann das BIBB 
seine Forschungstätigkeit nicht nur 
auf Schwerpunkte beschränken. 
Deshalb wird es neben den Pro­
jekten, die den Forschungsschwer­
punkten zugeordnet sind, künftig 
auch immer andere Projekte ge­
ben. Hierzu eine kleine Auswahl 
aus dem Arbeitsprogramm 1990: 
-Untersuchungen zur beruflichen 

Bildung und zu beruflichen Qua­
lifikationen in verschiedenen 
RGW-Staaten (Ungarn, Rumä­
nien, Tschechoslowakei, Sowjet­
union) 

- Beurteilung von Auszubilden­
den in der betrieblichen Ausbil­
dung 

- Arbeiten zur Verbesserung der 
Qualität des Fernunterrichts 

- Weiterentwicklung der berufs­
und arbeitspädagogischen Qua­
lifizierung der betrieblichen 
Ausbilder 

- Neue Qualifikationsanforderun­
gen in der Oberflächentechnik 

- Überarbeitung und Ergänzug 
vorhandener Ausbildungsmittel 

Vorhaben 

Bei den im Arbeitsprogramm 1990 
ausgewiesenen Vorhaben handelt 
es sich in erster Linie um folgende 
Aktivitäten: 
- Neuordnung von Ausbildungs­

berufen 
- Entwicklung von Erläuterungen 

zu ll .,neuen" Ausbildungsberu­
fen (Hinweise für die Umsetzung 
der Ausbildungsordnungen m 
die Praxis) 

- Förderung von Modellversu­
chen einschließlich ihrer wis­
senschaftlichen Begleituntersu­
chungen 

- Internationale Aktivitäten (z. B. 
Arbeiten im Zusammenhang mit 
den EG-Programmen PETRA 
und IRIS) 

Daueraufgaben 

Im Rahmen seiner gesetzlichen 
Aufgabenstellung hat das Institut 
auch Daueraufgaben wahrzuneh­
men, die nicht im Arbeitspro­
gramm ausgewiesen werden. Ein 
Teil dieser Daueraufgaben bedarf 
wegen seiner besonderen Eigen­
art keiner regelmäßig wiederkeh­
renden Darstellung. Dazu zählen: 
- die Unterstützung der Planung, 

Errichtung und Weiterentwick­
lung überbetrieblicher Berufs­
bildungsstätten 

- die Beratung der Bundesregie­
rung 

- Führung und Veröffentlichung 
des Verzeichnisses der aner­
kannten Ausbildungsberufe 

- Aufgaben im Zusammenhang 
mit dem berufsbildenden Fern­
unterricht 

- Veröffentlichung der wesentli­
chen Ergebnisse aus der Berufs­
bildungsforschung und aus den 
anderen Aktivitäten. 

Das Arbeitsprogramm 1990 kann 
beim Bundesinstitut für Berufsbil­
dung (BIBB), Referat K 3, Fehrbelli­
ner Platz 3, 1000 Berlin 31. oder tele­
fonisch unter (0 30) 86 83-5 20 I 5 16 
angefordert werden. 
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Kurzbericht über die Sitzung 1/90 des 
Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufs­
bildung am 7. /8. Februar 1990 in Bonn 

Die erste Sitzung des Hauptaus­
schusses im Jahre 1990 fand am 
7./8. Februar in Bann statt. 

Wie in jedem Jahr war Schwer­
punkt der Beratungen die Verab­
schiedung der Stellungnahme des 
Hauptausschusses zum Entwurf 
des Berufsbildungsberichts 1990. 
Nach langer kontrovers geführter 
Diskussion verabschiedete der 
Hauptausschuß mit knapper Mehr­
heit die weiter unten abgedruckte 
Stellungnahme. Die Beauftragten 
der Arbeitgeber gaben hierzu ein 
Minderheitsvotum ab, das eben­
falls abgedruckt ist. 
Der Hauptausschuß verständigte 
sich darauf, für die Zukunft ein neu­
es Verfahren der Stellungnahme zu 
entwickeln. 

Weiter nahm der Hauptausschuß 
Stellung zum Aktionsprogramm 
der Europäischen Gemeinschaft 
zur Förderung der beruflichen 
Weiterbildung (FORCE). Der Wort­
laut dieser Stellungnahme ist eben­
falls abgedruckt. 

Der Hauptausschuß beauftragte 
zwei seiner Unterausschüsse, Ent­
würfe von Empfehlungen zu folgen-

den Themen zu erarbeiten: 
- Förderung des Personals in der 

beruflichen Weiterbildung 
- Rahmenstoffplan "Ausbildung 

der Ausbilder''. 

Außerdem wurde der Hauptaus­
schuß zum Entwurf einer Verord­
nung über die Prüfung zum aner­
kannten Abschluß Geprüfter Tier­
pflegemeister I Geprüfte Tierpfle­
gemeisterin angehört. 

Im Rahmen seiner Funktion als Be­
schlußorgan des Bundesinstituts 
befaßte sich der Hauptausschuß 
u. a. mit dem Haushaltsplanentwurf 
für 1991. Er stimmt dem vom Gene­
ralsekretär vorgelegten Entwurf 
mit Änderungen zu. 

Außerdem beschloß der Hauptaus­
schuß die Aufnahme des Projekts 
7.501 "Förderung der Berufsausbil­
dung von nicht behinderten Ju­
gendlichen, die bisher ohne Be­
rufsausbildung bleiben" in das 
Forschungsprogramm des Bundes­
instituts. 

Die nächste Sitzung des Hauptaus­
schusses ist für den 16./ 17. Mai 
1990 in Berlin vorgesehen. 

Stellungnahme des Hauptausschusses des 
Bundesinstituts für Berufsbildung zum Entwurf 
des Berufsbildungsberichts 1990 des Bundes­
ministers für Bildung und Wissenschaft 

l. "Ausbildung für alle" als gesell­
schaftspolitisches Ziel ist, wie es im 
Berufsbildungsbericht heißt, "ge­
meinsame Verpflichtung und Ver­
antwortung von Staat, Arbeitge­
bern und Gewerkschaften''. 

Das Berufsbildungsgesetz ist seit 
nunmehr zwanzig Jahren in Kraft. 
Seine historische Bedeutung für 
die Herausbildung eines einheitli­
chen Systems der Berufsausbil­
dung ist unstreitig. 
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"Ausbildung für alle" als gesell­
schaftspolitisches Ziel ist nicht nur, 
wie es im Berufsbildungsbericht 
heißt, "gemeinsame Verpflichtung 
und Verantwortung von Staat, Ar­
beitgebern und Gewerkschaften'', 
es ist vor allem ein Verfassungsauf­
trag, der Gesetzgeber und Exeku­
tive bindet. Vor diesem Hinter­
grund kann es nicht hingenommen 
werden, wenn sich der einzelne in 
der Wahrnehmung seines Grund­
rechtes auf qualifizierte Ausbil-

dung nach wie vor nicht auf eine 
eindeutige Berufsbildungsgesetz­
gebung stützen kann. Bisher fehlt 
jedoch nicht nur der formale 
Rechtsanspruch auf Ausbildung für 
den einzelnen, sondern darüber 
hinaus auch ein demokratisch kon­
trolliertes Berufsbildungssystem, 
welches 
e ein ausgewogenes und qualifi­

ziertes Angebot an Ausbil­
dungsstellen sicherstellt; 

e Fehlqualifizierungen und Ver­
zerrungen des Ausbildungsstel­
lenmarktes wie in den vergan­
genen Jahren mitsamt der dar­
aus resultierenden Diskussion 
über Facharbeitermangel ver­
hindert; 

e die soziale Auslese bei der Ein­
stellung von Auszubildenden, 
bei der Durchführung der Aus­
bildung und im Prüfungswesen 
überwinden hilft; 

e die regionale Chancengleich­
heit sichert; 

e vergleichbare Qualitätsstan-
dards für alle Ausbildungsbe­
reiche ermöglicht; 

e Umsetzungsdefizite für geltende 
Vorschriften und Vereinbarun­
gen in den zuständigen Stellen 
und in den Ausbildungsbetrie­
ben unterbindet und so ganz all­
gemein eine auf Zukunftsanfor­
derungen der Wirtschaft sowie 
Zukunftsinteressen der Arbeit­
nehmer ausgerichtete Abstim­
mung unseres Bildungs- und Be­
schäftigungssystems gewährlei­
stet. 

Die Bundesregierung vertritt ger­
ne und mit Vehemenz die These, 
Qualifikation sei in unserem roh­
stoffarmen Land der wichtigste 
Produktionsfaktor. Im praktisch po­
litischen Handeln jedoch gilt die­
ser Satz nicht viel. Dies wird insbe­
sondere auch an der Finanzpolitik 
des Bundes deutlich. Dort wird dua­
le Berufsausbildung keineswegs 
als Investition in die Zukunft behan­
delt, sondern als konsumtiver Aus­
gabeposten, der allemal nach hin­
ten rutscht. Auf der einen Seite 
lehnt die Bundesregierung die Fi­
nanzierung der betrieblichen Be­
rufsbildung auf der Basis einer 
Sonderabgabe der Unternehmen 
ab, auf der anderen Seite stellt sie 
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die fehlenden Mittel nicht bereit. 
Ganz anders engagiert sich die 
Bundesregierung bei der Förde­
rung von Sachinvestitionen und 
technischen Innovationen. Die Fi­
nanzierung der Modellversuche 
macht dies beispielhaft deutlich . 
Einem Aufwand von 55,5 Millio­
nen DM (von 1972-1987) für Mo­
dellversuche zur Umsetzung neuer 
Technologien in der Berufsausbil­
dung stehen Milliardenprogramme 
zur Förderung der Technologien 
selbst gegenüber. Solche Fakten 
lassen begründeten Zweifel über 
Berufsausbildung als erstrangigem 
Standortfaktor zu. Ähnliches gilt für 
die zwar 1990 verbal anerkannten 
Grundsätze der sozialen Gerech­
tigkeit und der qualifizierten Aus­
bildung für alle. In der konkreten 
politischen Umsetzung hält die 
Bundesregierung jedoch an ihren 
Positionen aus dem Berufsbil­
dungsbericht 1989 fest, ohne die 
einmütigen Aussagen des Haupt­
ausschusses des Bundesinstituts 
zur Kenntnis zu nehmen. Dies wird 
insbesondere an folgenden Punk­
ten deutlich: 

e Die Bundesregierung verfolgt 
weiterhin den Plan für diejeni­
gen Jugendlichen, die im dua­
len System keinen Ausbildungs­
platz finden, Sonderausbil­
dungsgänge einzurichten, mit 
denen ein zweites unterwertiges 
Ausbildungssystem entstünde. 
Der Hauptausschuß des Bun­
desinstituts für Berufsbildung 
und der Bundesrat haben dies 
ausdrücklich abgelehnt und 
deshalb die nachhaltige Förde­
rung dieser Jugendlichen u. a. 
durch den Ausbau des Benach­
teiligtenprogramms empfohlen. 

e Die Differenzierung des Neu­
ordnungsverfahrens für , ,die 
vollständige Überarbeitung al­
ter Ausbildungsordnungen'' ei­
nerseits und die sog. Teilnovellie­
rung neuerer Ausbildungsord­
nungen andererseits ist abzu­
lehnen. Unabhängig von der 
Frage nach der Definition von 
"Teilnovellierungen" wird das 
jeweilige Überarbeitungsver­
fahren nicht ohne den Sachver­
stand der Sozialparteien abzu-
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wickeln und umzusetzen sein. 
Es verwundert, daß die Bundes­
regierung den Berufsbildungs­
bericht 1990 zu einer Schelte 
der Sozialparteien nutzt. Die Kri­
tik der Regierung an einem bis­
herigen Mangel der Kompro­
mißfähigkeit, an einer angeb­
lichen Hochstilisierung von Ein­
zelfragen und an dem Umfang 
einzelner Neuordnungsverfah­
ren wird strikt zurückgewiesen. 

e Die Bundesregierung, die bis­
her Eingriffe in den Ausbil­
dungsmarkt strikt ablehnt und 
Fehlqualifizierung zugelassen 
hat, will nun die Berufswahlent­
scheidungen mit der Begrün­
dung beeinflussen, "gewachse­
ne Berufs- und Tätigkeitsstruktu­
ren'' beibehalten zu müssen. 
Dies ist zum einen eine Absage 
an die sich weiterentwickelnden 
Qualifikationsanforderungen 
und zum anderen an die aus­
schließlich individuell zu tref­
fende Berufsentscheidung. Die 
Annahme, es gäbe ein ideales, 
d. h. immer konstantes und dem 
heutigen entsprechendes Ver­
hältnis von Hochschulabsolven­
ten und Absolventen berufli­
cher Bildungsgänge, ist durch 
die gesellschaftliche Entwick­
lung der letzten 20 Jahre wider­
legt. Einem Jugendlichen zu sa­
gen: als Absolvent des dualen 
Systems bist du willkommen, 
nicht aber als Hochschulabsol­
vent, widerspricht demokrati­
schen Regeln und entmündigt 
die Jugendlichen ebenso wie ih­
re Eltern. 

Die Bundesregierung ist aufge­
fordert, ihre Gesetzgebungs­
kompetenz im Hochschulrah­
menrecht und ihre Einflußmög­
lichkeiten auf die Länder zu nut­
zen, damit die Zugangsmöglich- . 
keiten zu weiterführenden allge­
meinen Bildungsgängen über 
die Berufsausbildung erleich­
tert, echte Wahlmöglichkeiten 
an allen Stationen der beruf­
lichen und allgemeinen Bil­
dungsgänge eröffnet werden. 
Damit würde auch dem Be­
schluß des BIBB-Hauptaus­
schusses zur Gleichwertigkeit 

von allgemeiner und beruflicher 
Bildung Rechnung getragen. 

2. Bei der Neuordnung und Moder­
nisierung von Ausbildungsordnun­
gen muß das Konsensprinzip bei­
behalten werden. Dies setzt aller­
dings Kompromißfähigkeit und -be­
reitschaft bei allen Beteiligten vor­
aus, die vielfach bereits zur Be­
schleunigung des Ordnungsver­
fahrens führen können. 

3. 1989 wurde bundesweit die seit 
langem beste Ausbildungsbilanz 
erreicht. Dies zeigen die Daten der 
Berufsberatungsstatistik der Bun­
desanstalt für Arbeit sowie die von 
den zuständigen Stellen registrier­
ten neu abgeschlossenen Ausbil­
dungsverträge. Das Gesamtange­
bot an Ausbildungsstellen ist um 
ll,l % höher als die Gesamtnach­
frage. 

Die Verbesserung ist jedoch regio­
nal unterschiedlich ausgefallen. In 
Regionen, in denen die Versor­
gung bereits im letzten Jahr aus­
geglichen war, hat sich die Situa­
tion nachhaltiger verbessert als in 
Regionen mit erheblichen Versor­
gungsproblemen. Danach beste­
hen weiterhin Schwierigkeiten bei 
der Berufswahl. Nach wie vor ha­
ben Jugendliche Probleme, einen 
Ausbildungsplatz zu erhalten, 
- in ländlichen Regionen: Ostfries­

land, Emsland, westliches Mün­
sterland und Nordhessen 

- sowie im Ruhrgebiet, in dem in­
folge der Krise im Kohle- und 
Stahlbereich parallel zum Ab­
bau der Beschäftigung auch 
Ausbildungsplätze wegfallen. 

Eine für die Jugendlichen verbes­
serte Situation zeigt sich in gewerb­
lich-technischen Berufen. Erfreu­
lich ist dies vor allem im Hinblick 
darauf, daß auch im Metall- und 
Elektrobereich sich Chancen erge­
ben, eine zukunftsorientierte Aus­
bildung nach neuen Ausbildungs­
ordnungen zu absolvieren. 
Zu wenig Ausbildungsplätze gibt 
es auch 1989/90 in den kaufmänni­
schen und verwaltenden Berufen. 
Die hier eingeschränkten Berufs­
wahlchancen werden vor allem zu 
einem Problem für junge Frauen. 
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In 12 Arbeitsamtsbezirken war En­
de September 1989 die Zahl der 
noch nicht vermittelten Bewerber 
höher als die gemeldeten unbe­
setzten Stellen (Vorjahr 34). 

Der Nachwuchsmangel ist nach 
Berufsbereichen unterschiedlich. 
Während sich in gewerblichen Be­
rufen der Nachwuchsmangel wei­
ter verschärft hat, gibt es in kauf­
männischen und verwaltenden Be­
rufen weiterhin regional Nachfra­
geüberhänge. 

1990 ist aufgrund der demographi­
schen Entwicklung und des 
Bildungs- und Berufswahlverhal­
tens der Jugendlichen mit noch 
größeren Schwierigkeiten bei der 
Nachwuchsgewinnung insbeson­
dere im gewerblich-technischen 
Bereich und einzelnen Dienstlei­
stungszweigen zu rechnen. Die Be­
mühungen aller an der Berufsaus­
bildung Beteiligten zur Ausschöp­
fung des vorhandenen Nachwuchs­
potentials müssen weiter intensi­
viert werden. Diese Bemühungen 
müssen darauf gerichtet sein, ein 
ausgewogenes und qualifiziertes 
Angebot an Stellen sicherzustellen, 
das den Interessen der Jugendli­
chen und den langfristigen Anfor­
derungen des Beschäftigungssy­
stems entspricht, um Fehlqualifizie­
rungen zu vermeiden. 

4. Etwa 10 % eines Altersjahrgangs 
bleiben derzeit noch ohne eine be­
rufliche Qualifizierung. Dies ist 
eine bildungs-, wirtschafts- und so­
zialpolitische Herausforderung an 
alle Beteiligten und Verantwortli­
chen. Diese Gruppe junger Men­
schen muß Gegenstand besonde­
rer Bemühungen sein, damit auch 
ihnen ein Ausbildungsabschluß 
möglich wird. 

5. Das Ziel jeder Berufsbildungspo­
litik muß sein, möglichst allen Ju­
gendlichen eine qualifizierte Aus­
bildung zu geben. An diesem Ziel 
muß festgehalten werden, um den 
Jugendlichen eine solide Grundla­
ge für ihre Selbstentfaltung und ih­
re berufliche und private Zukunft 
zu geben, um die wirtschaftliche 
Weiterentwicklung zu fördern und 
um Risiken der Arbeitslosigkeit 
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möglichst gering zu halten. Berufli­
che Bildung ist ökonomische und 
soziale Zukunftsinvestition. Das 
Ziel, alle Menschen qualifiziert und 
gut auszubilden und "Hilfsarbeiter­
ausbildung" zu vermeiden, ist noch 
in weiter Ferne. 

Zwar hat Berufsbildungspolitik und 
-praxis die unterschiedlichen Lern­
voraussetzungen der einzelnen zu 
berücksichtigen, doch oberstes 
Ziel ist jedoch eine anerkannte 
Qualifikation für alle. Die bestehen­
den anerkannten Ausbildungsbe­
rufe mit ihren unterschiedlichen 
Schwerpunkten und den differen­
zierten Lernorten und Ausbil­
dungsmethoden bieten hierfür gu­
te Chancen. 

Der Mangel an Ausbildungsplät­
zen und eine unzureichende quali­
tative Verbesserung u. a. durch 
Neuordnung von Berufen, Modell­
maßnahmen, Stütz- und Förderun­
terricht grenzte von vornherein 
einen erheblichen Teil junger 
Menschen aus. 

Dies bedeutet, nicht nur am Ziel ei­
ner qualifizierten Ausbildung für 
alle festzuhalten, sondern auch die 
Berufsbildungssituation kritisch zu 
bewerten und an den Ansprüchen 
der jungen Menschen zu messen, 
zumal ein grundgesetzlicher Auf­
trag für politisches Handeln -
orientiert an den Interessen der Ju­
gendlichen - von Staat und Wirt­
schaft gegeben ist. 

Diesem Auftrag widerspricht die 
Bildungspolitik in den zurücklie­
genden Jahren; der Beschluß des 
Hauptausschusses des Bundesin­
stituts für Berufsbildung vom Juni 
1989 bleibt unberücksichtigt und 
wird seitens der Bundesregierung 
sogar ins Gegenteil verkehrt. 

Seit 1985 wurden jährlich über 
100 000 Ausbildungsverträge ge­
löst, mit stets wachsender Tendenz. 

Die Zahl der vorzeitigen Vertrags­
lösungen erreichte im statistisch 
zuletzt ausgewiesenen Jahr 1988 
bereits 123 949 oder 20,5 % (bezo­
gen auf die Zahl der Neuab­
schlüsse). 

Nach dem Abbruch folgt für einen 
Großteil der Jugendlichen eine Zeit 
der Arbeitslosigkeit. Für die Ju­
gendlichen bedeutet dies, daß der 
ursprünglich geplante berufliche 
Lebensweg, der die Aufnahme ei­
ner Berufsbildung und deren Ab­
schluß in reibungsloser Folge vor­
sah, zunächst auf nicht kalkulierba­
re Zeit unterbrochen ist. Diese Si­
tuation erzeugt zwar Unsicherheit, 
in der Mehrzahl der Fälle erwächst 
aber nicht Resignation; im Gegen­
teil: unmittelbar nach dem Ab­
bruch ist die Ausbildungsmotiva­
tion noch ungebrochen. 

Um die berufliche Re-Integration 
dieser Jugendlichen zu fördern, 
müssen verstärkt Auswege und Hil­
fen im Hinblick auf ihre Qualifizie­
rung angeboten werden. 

6. Die Berufsschule muß ein gleich­
berechtigter Partner im dualen Sy­
stem bei der Qualifizierung der Ju­
gendlichen bleiben. In Zukunft 
wird es darauf ankommen, die Be­
rufsschulen in der Bildungspolitik 
weiter zu stärken, um insbeson­
dere 
- die Situation an den Berufsschu­

len weiter zu verbessern, 
- einem absehbaren Lehrerman­

gel rechtzeitig gegenzusteuern 
und 

- den Unterricht auf die neuen 
Anforderungen auszurichten. 

Dazu muß auch die Lehrerweiter­
bildung beitragen. 

7. Für die Entwicklung Europas 
und die Bewältigung des Struktur­
wandels in Wirtschaft und Gesell­
schaft haben Aus- und Weiterbil­
dung hohe Bedeutung. Eine qualifi­
zierte Berufsausbildung ist ein we­
sentlicher Beitrag zur Mobilität der 
Arbeitnehmer im Europäischen 
Binnenmarkt. Sie sollte durch das 
Weiterlernen von Fremdsprachen 
während der Ausbildungsphasen 
und durch Austauschprogramme 
zwischen den Partnerländern für 
Auszubildende und junge Berufstä­
tige gefördert werden. 

Der Hauptausschuß fordert die 
Bundesregierung auf, sich intensiv 
dafür einzusetzen, daß der EG-Bin-
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nenmarkt in der beruflichen Bil­
dung keinesfalls zu qualitätsmin­
dernden Anpassungen nach unten 
führt und der Stellenwert des dua­
len Systems angemessen berück­
sichtigt wird. 

Mit Sorge betrachtet der Hauptaus­
schuß die Rechtsprechung des Eu­
ropäischen Gerichtshofes zur Kom­
petenz der Gemeinschaft, auch im 
Bildungswesen die Römischen Ver­
träge sehr weit auszulegen. 

8. Der Hauptausschuß unter­
streicht die Notwendigkeit, den 
Umweltschutz zum berufsübergrei­
fenden Gegenstand der berufli­
chen Bildung zu machen. Er ver­
weist auf seine Empfehlung vom 
4. I 5. 2. 1988. 

9. Statt das Ziel "qualifizierte Aus­
bildung für alle'' konsequent zu 
verfolgen, setzt die Bundesregie­
rung andere - z. T. falsche- Ak­
zente und falsche Prioritäten in der 
beruflichen Bildung. Die Begab­
tenförderung in der beruflichen 
Bildung, im Berufsbildungsbericht 
1989 bereits als Eckpunkt angekün­
digt, läßt befürchten, daß das Be­
rufsbildungssystem zu emem 
3-Klassen-System degeneriert wird. 

Die Bundesregierung ist vielmehr 
aufgefordert, die ursprünglich be­
gonnene Durchlässigkeit im Bil­
dungswesen zu verwirklichen und 
die Gleichwertigkeit von allgemei­
ner und beruflicher Bildung end­
lich durchzusetzen. 

10. Angesichts der politischen Um­
wälzung in der Deutschen Demo­
kratischen Republik erwartet der 
Hauptausschuß seine Beteiligung 
an den notwendigen Überlegun­
gen zu einem geregelten Miteinan­
der der Berufsbildungssysteme. 
Kooperation in der beruflichen Bil­
dung ist für die Modernisierung 
der Wirtschaft der Deutschen De­
mokratischen Republik von erheb­
licher Bedeutung. 

ll. Von besonderem Interesse sind 
die Ausführungen im Bericht zur 
Kombination von Qualifikationen. 
Der Hauptausschuß regt an, diese 
Ansätze weiter zu verfolgen. 
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12. Der Strukturwandel von Pro­
duktion und Beschäftigung mit sei­
nen Auswirkungen auf die Qualifi­
kation der Arbeitnehmerl-innen 
kann nur sozialverträglich gestaltet 
werden, wenn in der Weiterbil­
dung das hohe Qualifikationsniveau 
der Arbeitnehmer gesichert und 
weiterentwickelt wird. 

Die berufliche Weiterbildung muß 
deshalb auf Erhalt und Erhöhung 
des allgemeinen Qualifikationsni­
veaus der Arbeitnehmer gerichtet 
sein und darf sich nicht nur an 
kurzfristigen ökonomischen Inter­
essen orientieren. Qualifizierung 
muß breit angelegt werden, so daß 
den Arbeitnehmern auch Perspek­
tiven einer Beschäftigung außer­
halb der bisherigen Tätigkeit eröff­
net werden. 

Das Angebot im Weiterbildungs­
bereich ist nach wie vor unzurei­
chend. Es ist regional ungleichmä­
ßig verteilt und oft inhaltlich nicht 
so weit entwickelt, als daß es bil­
dungsferne Bevölkerungskreise 
gezielt ansprechen könnte. Vor al­
lem die besonderen Bedürfnisse 
von un- und angelernten Arbeit­
nehmern, Schichtarbeitern, Pend­
lern, familiengebundenen Män­
nern und Frauen sowie von auslän­
dischen Arbeitnehmern werden zu 
wenig berücksichtigt. 

Nach wie vor stehen einer stärke­
ren Beteiligung breiter Bevölke­
rungsschichten an der Weiterbil­
dung deutliche Barrieren entge­
gen. Anstattauf eine Verbesserung 
der Teilnahmechancen hinzuwir­
ken, ist von der Bundesregierung 
in den letzten Jahren die Förde­
rung der beruflichen Weiterbil­
dung verschlechtert worden. Den 
Herausforderungen des Struktur­
wandels in Wirtschaft und Gesell­
schaft wird hierdurch nicht Rech­
nung getragen. 

Weiterbildung muß über eng be­
grenztes, unmittelbar anwendungs­
bezogenes Handeln hinaus die Ar­
beitnehmer dazu befähigen, sich 
aktiv an der Gestaltung der Arbeit 
und der Gesellschaft zu beteiligen 
und die eigenen Interessen einzu­
bringen. 

Das Einbringen und Durchsetzen 
gemeinsamer Interessen erfordert 
in hohem Maße die Vermittlung sol­
cher fach- und berufsübergreifen­
der Qualifikationen, die das indivi­
duelle Denk- und Handlungspoten­
tial sowie die soziale Kompetenz er­
weitern, also z. B. die Fähigkeit zu 
abstraktem, analytischem, planeri­
schem Denken, Entscheidungs-, 
Kommunikations-, Kooperations­
und Mitbestimmungsfähigkeit, 
Selbständigkeit, Eigeninitiative. 

Im Hinblick auf die Gestaltung der 
Arbeitsbedingungen sollten solche 
Qualifikationen vermittelt werden, 
die einen Abbau physischer und 
psychischer Belastungen sowie die 
Schaffung demokratischer Organi­
sationsstrukturen begünstigen. In­
terkulturelles Lernen und Umwelt­
bildung sind zu fördern, em­
schließlich einer Einbeziehung von 
Fragen des Verbraucherschutzes 
und der Gesundheitsvorsorge. 

Um den inhaltlichen Anforderun­
gen zu entsprechen, müssen ver­
stärkt neue methodisch-didakti­
sche Wege in der beruflichen Wei­
terbildung beschritten und die tra­
ditionellen Unterrichts- und Unter­
weisungspraktikeil durch neue 
Vermittlungsformen ersetzt wer­
den. Geeignet sind beispielsweise 
Projekt- und Leittextmethode. 

Die Betriebe müssen ihre Weiter­
bildungsanstrengungeil verstär­
ken. An der Finanzierung der Wei­
terbildung müssen alle Unterneh­
men beteiligt werden. 

Durch die in Tarifverträgen festge­
legte Pflicht der Arbeitgeber, den 
Qualifikationsbedarf zu ermitteln, 
ergeben sich weitreichende Anstö­
ße für die Gestaltung betrieblicher 
Weiterbildung. Auf dieser Grund­
lage hat der Betriebsrat die Mög­
lichkeit, die Qualifizierungsinteres­
sen der Arbeitnehmer frühzeitig in 
die Weiterbildungsplanung einzu­
bringen. 

Die Tarifparteien werden aufgefor­
dert, ihre tarifvertragliehen Aktivi­
täten zum Ausbau und zur weiteren 
Gestaltung der betrieblichen Wei­
terbildung zu intensivieren. 

27 



AUS DEM HAUPTAUSSCHUSS 

Die Gestaltung des Weiterbil­
dungsbereichs ist vorrangig als 
eine öffentliche Aufgabe anzuse­
hen. Die Weiterbildung muß sich 
endlich zu einem gleichberechtig­
ten Bereich des Bildungswesens 
entwickeln. Hierzu sind entspre­
chende Rahmenbedingungen zu 
schaffen, die allen Bevölkerungs­
gruppen Teilnahmechancen er­
öffnen. 

In der beruflichen Weiterbildung 
ist die bestehende Kompetenz des 
Bundes zu wahren und auszubau­
en. Der Bund muß vor allem zustän­
dig sein für Anerkennung und Er­
laß von Weiterbildungsberufen so­
wie die Zulassung von Weiterbil­
dungsstätten. Durch geeignete 
Maßnahmen ist ein ausreichendes 
Weiterbildungsangebot zu gewähr­
leisten. 

Die Bundesanstalt für Arbeit muß 
stärker als bisher die Aufgaben er­
füllen, die sich nach wie vor aus § 2 
AFG ergeben. Insbesondere han­
delt es sich um die Finanzierung 
von Maßnahmen 
e zur Verhinderung von Arbeitslo­

sigkeit und unterwertiger Be­
schäftigung sowie eines Man­
gels an Arbeitskräften, 

e zur Sicherung und Verbesse­
rung beruflicher Beweglichkeit, 
zur Vermeidung, zum Ausgleich 
oder zur Beseitigung nachteili­
ger Folgen, die sich für die Er­
werbstätigen aus der techni­
schen Entwicklung oder aus 
dem wirtschaftlichen Struktur­
wandel ergeben können, 

e zur Verbesserung der Struktur 
der Beschäftigung nach Gebie­
ten und Wirtschaftszweigen, 

e zur beruflichen Eingliederung 
körperlich, geistig oder seelisch 
Behinderter, 

e zur Überwindung des ge­
schlechtsspezifischen Ausbil­
dungsstellen- und Arbeitsmark­
tes, 

e zur beruflichen Eingliederung 
älterer und anderer Erwerbstä­
tiger, deren Unterbringung auf 
dem Arbeitsmarkt erschwert ist. 

Neben der präventiven Förderung 
(Qualifizieren statt Entlassen) und 
der Re-Integration von Langzeitar­
beitslosen ist eine dritte Gruppe in 
den Mittelpunkt der AFG-Förde­
rung zu rücken: junge Arbeitneh­
mer bis 30 Jahre ohne Berufsausbil­
dung. 

Bund, Länder und Gemeinden soll­
ten ausschließlich gemeinnützige 
Träger finanziell fördern, die Plura­
lität und Wettbewerb durch ziel­
gruppenspezifische Arbeit, unter­
schiedlichen Akzentsetzungen und 
Qualität der Angebote gerecht 
werden. Gemeinnützige Träger­
schaft ist am besten geeignet, bis­
her benachteiligte und ausge­
grenzte Bevölkerungsgruppen bei 
der Angebotsstruktur zu berück­
sichtigen. Die öffentliche Förde­
rung muß sich auf die Investitionen 
und Maßnahmen der gemeinnützi­
gen Träger erstrecken sowie auf 
eine Abdeckung der Personalko­
sten auf der Basis tarifvertraglicher 
Regelungen. 

Minderheitsvotum der Gruppe 
der Beauftragten der Arbeitgeber zum Entwurf 
des Berufsbildungsberichts 1990 

I. 
1989 wurde bundesweit die seit 
langem beste Ausbildungsbilanz 
erreicht. Dies zeigen die Daten der 
Berufsberatungsstatistik der Bun­
desanstalt für Arbeit sowie die von 
den zuständigen Stellen registrier­
ten neu abgeschlossenen Ausbil­
dungsverträge. Das Gesamtange­
bot an Ausbildungsstellen ist um 
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ll,l % höher als die Gesamtnach­
frage. 

Auch regional hat sich die Situation 
überall verbessert. Nur noch in 12 
Arbeitsamtsbezirken war Ende 
September 1989 die Zahl der noch 
nicht vermittelten Bewerber höher 
als die gemeldeten unbesetzten 
Stellen (Vorjahr 34). 

In zahlreichen Berufsbereichen 
und insbesondere in den südlichen 
Regionen hat sich der Nachwuchs­
mangel verschärft. Auch in den 
Dienstleistungsberufen gab es 
erstmals einen leichten Überhang 
gemeldeter Stellen, dies gilt aller­
dings noch nicht für die Bürobe­
rufe. 

1990 ist aufgrund der demographi­
schen Entwicklung und des Bil­
dungsverhaltens der Jugendlichen 
sowie der Berufswahlvorstellungen 
mit noch größeren Schwierigkeiten 
bei der Nachwuchsgewinnung ins­
besondere im gewerblich-techni­
schen Bereich und einzelnen 
Dienstleistungszweigen zu rech­
nen. Die Unternehmen werden da­
her ihre Bemühungen zur Aus­
schöpfung des vorhandenen Nach­
wuchspotentials weiter intensivie­
ren und ihre Werbung für die be­
triebliche Ausbildung verstärken. 

II. 
l. Die Wirtschaft bekräftigt die Auf­
fassung der Bundesregierung, daß 
sich das duale System in den 20 
Jahren des Bestehens des BBiG 
quantitativ und qualitativ gefestigt 
und bewährt hat. Der Qualifika­
tionsstand in der Bundesrepublik 
war noch nie so hoch wie derzeit. 
Auch für die Zukunft gilt es, diesen 
Stand zu halten und - wo möglich 
- weiter zu verbessern. Dazu ge­
hört, daß die Attraktivität, insbe­
sondere die Beschäftigungs- und 
Entwicklungsperspektiven dieses 
Ausbildungssystems den Jugendli­
chen noch stärker verdeutlicht 
werden. 

Hierzu gehören auch die Maßnah­
men zur Herstellung der Gleich­
wertigkeit von beruflicher und all­
gemeiner Bildung. 

2. Die Beauftragten der Arbeitge­
ber begrüßen, daß die Bundesre­
gierung am Grundsatz des BBiG, 
nämlich der vollen Berufsfähigkeit 
als Ziel der Ausbildung, festhält 
und allen Forderungen nach einer 
Entspezialisierung der Ausbildung 
in Richtung sog. Grundberufe eine 
klare Absage erteilt, weil damit die 
entscheidenden Qualifikationsvor­
teile unseres Ausbildungssystems 
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verlorengingen. Gerade die immer 
wichtiger werdenden fachüber­
greifenden Qualifikationen können 
nur im konkreten Arbeitsvollzug er­
worben werden. In diesem Zusam­
menhang stimmt die Wirtschaft der 
Bundesregierung zu, daß mit dem 
Abschluß der Ausbildung die Qua­
lifizierungsphase keineswegs be­
endet ist. Sie hält eine Neubestim­
mung des Verhältnisses von Aus­
und Weiterbildung aber nicht für 
nötig. 

3. Die Binnendifferenzierung der 
Ausbildungsberufe im dualen Sy­
stem gewährleistet ein Ausbildungs­
angebot, das sowohl Neigung und 
Begabung der Jugendlichen ent­
spricht als auch dem differenzier­
ten Bedarf der Wirtschaft. Lei­
stungsstarken Jugendlichen wer­
den Zusatzqualifikationen angebo­
ten und für lernschwache Jugendli­
che alle Ausbildungsmöglichkeiten 
- dort, wo Bedarf besteht, auch 
durch Schaffung entsprechender 
Ausbildungsberufe - ausgeschöpft. 

Die Überlegungen des Bundesbil­
dungsministers zur Begabtenförde­
rung in der beruflichen Bildung 
werden grundsätzlich begrüßt, da 
sie zur Stärkung der Attraktivität 
der beruflichen Bildung im Ver­
gleich zu anderen Bildungsberei­
chen beitragen. 

4. Bei der Neuordnung und Moder­
nisierung von Ausbildungsordnun­
gen muß das Konsensprinzip 
grundsätzlich beibehalten werden. 
Dies setzt allerdings Kompromißfä­
higkeit und -bereitschaft bei allen 
Beteiligten voraus, die vielfach be­
reits zur Beschleunigung führen 
können. 

5. Die Berufsschule ist ein wesentli­
cher Partner im dualen System bei 
der Qualifizierung der Jugendli­
chen. In Zukunft wird es darauf an­
kommen, die Berufsschulen in der 
Bildungspolitik nicht zu vernachläs­
sigen und 
- die Situation an den Berufsschu­

len weiter zu verbessern, 
- einem absehbaren Lehrerman­

gel rechtzeitig gegenzusteuern, 
- den Unterricht auf die neuen 

Anforderungen auszurichten. 
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Dazu muß auch die Lehrerweiter­
bildung beitragen. 

6. Die Wirtschaft unterstreicht, daß 
sich die berufliche Weiterbildung 
in den 80er Jahren positiv ent­
wickelt hat. Die Untersuchung des 
IW belegt, daß die Betriebe 1987 
26,2 Mrd. DM in die Weiterbildung 
ihrer Mitarbeiter investiert haben. 
Nach den Ergebnissen der Erhe­
bung des Kuratoriums der Deut­
schen Wirtschaft für Berufsbildung 
hat sich die Teilnehmerzahl in der 
überbetrieblichen Weiterbildung 
1988 auf 1,32 Millionen erhöht. 

Die Entwicklung des beruflichen 
Weiterbildungsangebots und der 
Weiterbildungsbereitschaft ent­
spricht den Erfordernissen des 
wirtschaftsstrukturellen und techni-

. sehen Wandels. Demgemäß be­
grüßen es die Beauftragten der Ar­
beitgeber, daß der Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft den 
Marktcharakter beruflicher Wei­
terbildung als Leitlinie für staatli­
ches Handeln in der Weiterbil­
dungspolitik ansieht. Demgemäß 
muß die Vielfalt und Pluralität der 
Träger und Angebote gesichert 
bleiben. Gleichzeitig gehört dazu 
die Förderung der Weiterbildung 
im Rahmen der arbeitsmarktpoliti-

sehen Aufgabenstellung und Ver­
antwortung der Bundesregierung. 
Die Intensivierung und Fortführung 
der Weiterbildungspolitik des Bun­
des in diesem Rahmen wird von 
der Wirtschaft ausdrücklich gutge­
heißen. 

7. Das duale System genießt in der 
Europäischen Gemeinschaft hohes 
Ansehen, das in Zukunft zu erhal­
ten ist. Eine qualifizierte Berufsaus­
bildung ist ein wesentlicher Beitrag 
zur Mobilität der Arbeitnehmer im 
Europäischen Binnenmarkt. Sie 
sollte durch das Weiterlernen von 
Fremdsprachen während der Aus­
bildungsphasen und durch Alls­
tauschprogramme zwischen den 
Partnerländern für Auszubildende 
und junge Berufstätige gefördert 
werden. 

8. Die berufliche Integration der 
Aussiedler wird durch Aus- und 
Weiterbildung weiter verbessert. 
Für Übersiedler werden vermehrt 
Weiterbildungsmaßnahmen zur 
Anpassung an den technischen 
und wirtschaftlichen Stand in der 
Bundesrepublik angeboten. Zur 
notwendigen Anpassung der Aus­
bildung in der DDR ist die Wirt­
schaft bereit, entsprechende Hil­
fen zu leisten. 

Stellungnahme des Hauptausschusses des 
Bundesinstituts für Berufsbildung zum Aktions­
programm der Europäischen Gemeinschaft 
zur Förderung der beruflichen Weiterbildung 
(FORCE) vom 8. Februar 1990 

A. Zum Inhalt des Programment­
wurfs: 

l. Der Hauptausschuß des Bun­
desinstituts für Berufsbildung 
begrüßt, daß 
(1) das Aktionsprogramm ein 
gemeinsames europäisches 
Weiterbildungsverständnis för­
dern will. Die in ihm zum Aus­
druck kommenden allgemei­
nen Grundsätze können eine 
Basis für konvergente Ziele der 
Weiterbildungspolitik in den 
Mitgliedstaaten schaffen; 

(2) das Programm 

e als zentrales Ziel die Verbes­
serung der Zugangsmöglich­
keiten zur Weiterbildung, 
insbesondere für Un- und 
Angelernte, und die Verant­
wortlichkeit des Staates, der 
Unternehmen und der So­
zialpartner, 

e die Weiterbildung als Ge­
genstand des sozialen Dia­
logs und als Aufgabe der So­
zialparteien betont; 

SOWle 
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e die präventive Funktion der 
Weiterbildung für die Ge­
staltung von Arbeit und 
Technik hervorhebt; 

(3) die Verantwortlichkeit der 
Unternehmen für die Weiterbil­
dung ihrer Mitarbeiter hervor­
gehoben wird; 
( 4) das Programm die Eigen­
ständigkeit der nationalen Sy­
steme der Weiterbildung be­
rücksichtigt; 
(5) die Verbesserung der Chan­
cen von Frauen für die Teilnah­
me an Weiterbildung als we­
sentliches Ziel betont wird; 
(6) die Freistellung von Arbeit­
nehmern für Bildungszwecke 
als beispielhafte Möglichkeit 
genannt wird. 

2. Der Hauptausschuß bedauert, 
daß 
(l) die kurativen Aspekte der 
Weiterbildung zu kurz kommen 
und dementspechend die Wei­
terbildung als Instrument der 
Förderung der Wiedereinglie­
derung von Arbeitslosen ver­
nachlässigt wird; 
(2) sich Probleme bei der An­
wendung des Programms auf 
Vorhaben in der Bundesrepu­
blik Deutschland ergeben kön­
nen, weil der umfassend ver­
wendete Weiterbildungsbegriff 
auch Sachverhalte erfaßt, die in 
unserem Bildungssystem z. T. 
der Ausbildung zugeordnet 
werden; 
(3) in dem Programm neben 
dem Bildungsurlaub andere 
Voraussetzungen für die Teil­
nahme an Weiterbildung nicht 
genannt werden. Der Haupt­
ausschuß mißt der finanziellen 
Förderung der Teilnahme an 
Weiterbildung auf der Grund­
lage tarifvertraglicher Regelun­
gen besondere Bedeutung zu. 
Gleiches gilt für eine Förde­
rung, wie sie in der Bundesre­
publik Deutschland nach dem 
AFG möglich ist. 

3. Der Hauptausschuß fordert die 
Bundesregierung auf, bei den 
weiteren Beratungen über das 
Programm auf entsprechende 
Änderungen bzw. Ergänzun­
gen hinzuwirken. 
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B. Zur Umsetzung des Programms: 

Für innovative Konzepte und Part­
nerschaften, die dem verbesserten 
Zugang zur Weiterbildung dienen, 
sollten von der deutschen Seite 
schon heute vor allem folgende 
Themen und Projekte vorgeschla­
gen bzw. weiterentwickelt werden : 

l. Konzepte und Methoden für 
die Weiterbildung von Arbeits­
losen 
In Ergänzung zu der präventi­
ven Akzentuierung des Aktions­
programms ist die Entwicklung 
von Weiterbildungskonzepten 
und -methoden für Arbeitslose, 
insbesondere Langzeitarbeits­
lose und Lernungewohnte, e r­
forderlich. Dabei kann insbe­
sondere auf Erfahrungen und 
Ergebnisse der Modellver­
suchsreihe des BIBB (zu Le ittext 
und Projektarbeit) zurückge­
griffen werden. In diesem Zu­
sammenhang können auch die 
Erfahrungen der Alphabetisie­
rungsarbeit mit Erwachsenen 
genutzt werden. 

2. Betriebliche Lernformen für 
lernungewohnte Mitarbeiter­
gruppen 
Lernungewohnten Mitarbeiter­
gruppen sollte, insbesondere 
unter Nutzung der in Betrieben 
entwickelten Lernformen ver­
stärkt die Möglichkeit geboten 
werden, sich an der betriebli­
chen Weiterbildung beteiligen 
zu können. Diese Projekte sind 
unter dem Aspekt ihrer Anwen­
dung in Klein- und Mittelbetrie­
ben weiterzuentwickeln. 

3. Grenzüberschreitende Weiter­
bildung im Handwerk 
Gute Erfahrungen mit grenz­
überschreitender Weiterbildung 
liegen aus einem ersten euro­
päischen Modellprojekt des 
Handwerks, an dem Gesellen 
aus Frankreich, Irland und der 
Bundesrepublik beteiligt wa­
ren, vor. Auf dieser Grundlage 
könnten weitere Projekte und 
Kooperationsformen entwickelt 
werden, die zusätzliche Bran­
chen und weitere Mitgliedslän­
der berücksichtigen. 

4. Material- und Maßnahmekon­
zepte 
Im Rahmen von Partnerschaften 
zwischen europäischen For­
schungsinstitutionen sollten ge­
meinsame Projekte zur Ent­
wicklung von Materialien und 
Medien durchgeführt werden. 
Beispiele dafür könnten sein : 
das Projekt , ,Vermittlungskon­
zepte und Medien in der kauf­
männischen Berufsausbildung 
für die Industrie' ', das vom BIBB 
und dem CIBB der Niederlande 
durchgeführt wird, sowie ent­
sprechende Aktivitäten, die ge­
meinsam vom BIBB und dem 
Zentralinstitut für Berufsbildung 
der DDR geplant sind. 

5. Berufliche Fremdsprachendi­
daktik 
Die Förderung der Fremdspra­
chenkompetenz ist für die Reali­
sierung des Binnenmarktes von 
zentraler Bedeutung. Es fehlt 
eine berufliche Fremdspra­
chendidaktik. Deshalb sollte 
ergänzend zum LINGUA-Pro­
gramm ein Modellversuchspro­
gramm für eine berufliche 
Fremdsprachendidaktik ent­
wickelt werden. Ziel sollte es 
sein, übertragbare Methoden 
für die erwachsenengerechte 
fremdsprachige Vermittlung 
von Facharbeiter- und Fachan­
gestelltenqualifikationen durch 
Weiterbildung am Arbeitsplatz 
und in Lehrgängen zu ent­
wickeln. Im Rahmen neuer Mul­
timediensysteme sollten dabei 
für den Fernunterricht neue An­
wendungsgebiete erschlossen 
werden. 

6. Verbesserung der Weiterbil­
dungsinfrastruktur 
Für Projekte zur Verbesserung 
der Infrastruktur sollten Vor­
schläge aufgenommen werden, 
die im Rahmen der konzertier­
ten Aktion Weiterbildung unter 
dem Stichwort "Berufliche Wei­
terbildung m ländlichem 
Raum'' diskutiert werden. Es 
geht insbesondere darum, Kon­
zepte des offenen Lernens zu 
entwickeln sowie Fernsehpro­
gramme und Fernunterricht 
(verbunden mit Nahunterrichts-
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zentren) in Regionen mit schwa­
cher Weiterbildungsinfrastruk­
tur verstärkt zu nutzen. 

7. Grenzüberschreitende Koope­
ration in der Weiterbildung 
In Anlehnung an das Positions­
papier des Hauptausschusses 
des BIBB zur Kooperation in der 
Weiterbildung und an die Emp­
fehlung des Hauptausschusses 
zur "Beruflichen Weiterbildung 
für Klein- und Mittelbetriebe im 
Hinblick auf technische Verän­
derungen'', in der der Koopera­
tion in de r Weiterbildung zwi­
schen Betrieben und betriebs­
externen Bildungsträgern so­
wie von Betrieben miteinander 
ein besonderer Stellenwert ein­
geräumt wird, sollten Projekt­
vorschläge für grenzübergrei­
fende Kooperationen ent­
wickelt werden. 
Konkrete Ansätze für die Förde­
rung solcher Kooperationen sind 
z. B. in den Projekten zur Qualifi­
kationsberatung von Klein- und 
Mittelbetrieben zu sehen. 

8. Entwicklung von "Euro-Qualifi­
kationen" 
Im Rahmen von Aus- und Wei­
terbildungsgängen sind Zusatz-

Kritik an EG-Richtlinien 

qualifikationen erforderlich, 
die eine europäische Dimen­
sion besitzen, wie z. B. Sprach­
kompetenz, umweltgerechtes 
Verhalten bei der Berufsaus­
übung, Kenntnisse des Arbeits­
schutzes und der Rechtssyste­
me anderer Staaten, Fragen 
der Normung. Für entspre­
chende Zusatzqualifikationen 
sollten europaweit verwendba­
re Module entwickelt werden. 

9. Entwicklung von betrieblichen 
Qualifikationsanalysen 
Um den Qualifikationsbedarf 
der Arbeitnehmer in den Be­
trieben besser ermitteln zu 
können, sollte die Entwicklung 
von betrieblichen Qualifika­
tionsanalysen ermöglicht wer­
den. 

10. Ergänzende Qualifizierung von 
betrieblichen Ausbildern und 
Interessenvertretungen 
Durch Angebote und Nutzung 
von europabezogenen Bil­
dungsveranstaltungen für Aus­
bilder und Mitglieder von be­
trieblichen Interessenvertretun­
gen können die Wirkungen des 
Programms "FORCE" erheb­
lich verstärkt werden. 

Der Ständige Unterausschuß des Hauptausschusses hat in seiner Sitzung 1/90 am 10. Ja­
nuar 1990 wegen Eilbedürftigkeit als Hauptausschuß gern. § 8 Abs. 9 BerBiFG die folgen­
de Stellungnahme beschlossen: 

Stellungnahme zum Vorschlag für 
eine Richtlinie des Rates über eine 
zweite allgemeine Regelung zur 
Anerkennung beruflicher Befahi­
gungsnachweise in Ergänzung zur 
Richtlinie 89/48 EWG 1) 

l. Der Entwurf der Richtlinie orien­
tiert sich offensichtlich vor allem 
am französischen Bildungssy­
stem und bezieht sich in erster 
Linie auf Universitäts- / Hoch­
schul-Diplome und Prüfungs­
zeugnisse nach einer Sekundar­
schulausbildung. Er läßt sich 
deshalb kaum auf andere Aus-

1) Vgl. Amtsblatt der Europäische n Ge me inschaf­
ten, Nr. C 263/l vom 16. 10. 1989, S. l-10 
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bildungssysteme, vor allem aber 
nicht auf die Berufsbildung in 
der Bundesrepublik übertragen. 
Richtlinien müssen in allen Mit­
gliedsländern verstanden und 
auf unterschiedliche Ausbil­
dungssysteme angewandt wer­
den können. 

2. Eine allgemeine Richtlinie reicht 
nicht aus, um die gegenseitige 
Anerkennung von Befähigungs­
nachweisen für den Zugang zu 
reglementierten Berufen und 
deren Ausübung zu erreichen. In 
der Bundesrepublik erwachsen 
derartige Reglementierungen im 
allgemeinen nicht aus dem Bil­
dungssystem, sondern haben an-

dere rechtliche Hintergründe. 
Dies erschwert eine vom Bil­
dungssystem abgeleitete Kate­
gorienbildung. Deshalb sollten 
für Gruppen von verwandten Be­
rufen Einzelrichtlinien erlassen 
werden, in denen dann gezielt 
auf die in den Mitgliedsländern 
für Zugang und Ausübung erfor­
derlichen Befähigungsnachwei­
se eingegangen werden kann. 
Dies würde zugleich die Les­
barkeit einer Richtlinie verbes­
sern. 

3. Der vorliegende Entwurf der 
Kommission geht von emem 
Hochschulstudium von weniger 
als drei Jahren und Sekundar­
schulausbildung aus und be­
zeichnet alle anderen Ausbil­
dungsgänge als Alternativen, 
die gleichwertig sein müssen. 
Eine solche Forderung ist für 
Prüfungszeugnisse nach dem 
Berufsbildungsgesetz und der 
Handwerksordnung sachwidrig. 
Sie benachteiligt die Inhaber 
deutscher Prüfungszeugnisse. 

4. Der Hauptausschuß des Bundes­
instituts für Berufsbildung fordert 
deshalb die Bundesregierung 
auf, 
- dem Richtlinienvorschlag der 

Kommission nicht zuzu-
stimmen, 

- sich dafür einzusetzen, daß 
auf diese globale Richtlinie 
verzichtet wird, die sogenann­
ten Übergangsrichtlinien bei­
behalten werden und - wo 
erforderlich - berufs-(grup­
pen-)spezifische Richtlinien 
erlassen werden, 

- dafür zu sorgen, daß die For­
mulierungen einer Richtlinie 
nicht einseitig an den Gege­
benheiten eines Mitgliedslan­
des ausgerichtet werden. 

5. Sollte sich für die Ablehnung ei­
ner allgemeinen Richtlinie keine 
Mehrheit finden, muß die Forde­
rung nach einer berufs-(grup­
pen-)spezifischen Differenzie­
rung dieser Richtlinie unbedingt 
durchgesetzt werden, damit die 
Gegebenheiten einzelner Mit­
gliedsstaaten angemessen be­
rücksichtigt werden können. 
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Bericht über die Aussprache 
des Hauptausschusses des Bundesinstituts flir 
Berufsbildung über die , ,Zukunft des 
dualen Systems" am 27./28.9.1989 in Berlin 

Würdigung der Leistungen 
des dualen Systems 

Der Hauptausschuß des Bundesin­
stituts für Berufsbildung hat sich 
auf seiner Sitzung am 27./28. Sep­
tember 1989 mit der Zukunft des 
dualen Systems in Anbetracht der 
sich verändernden gesellschaftli­
chen, technischen, wirtschaftlichen 
und bildungspolitischen Rahmen­
bedingungen beschäftigt. 

Zu Beginn der Aussprache würdig­
ten alle Beteiligten - Bundesregie­
rung, Beauftragte der Länder, Be­
auftragte der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer - die Leistungen 
des dualen Systems in den letzten 
20 Jahren seit der Verabschiedung 
des Berufsbildungsgesetzes. 

Der Hauptausschuß hat herausge­
stellt, daß das duale System als 
Qualifizierungssystem für viele Ju­
gendliche von hohem Wert ist und 
der Wirtschaft der Bundesrepublik 
Deutschland einen erheblichen 
Standort- und Wettbewerbsvorteil 
verschafft hat. Es war in einer 
schwierigen weltwirtschaftliehen 
Situation vor allem der vergange­
nen lO Jahre in der Lage, auf quan­
titative Probleme in der Ausbil­
dungsplatzversorgung flexibel zu 
reagieren. 

Die hohe Innovationsfähigkeit des 
Systems wurde zuletzt in den neu­
geordneten Ausbildungsberufen 
für die Metall-, Elektro- und chemi­
sche Industrie sowie für den Ein­
zelhandel und für das Metall- und 
Elektrohandwerk zum Ausdruck 
gebracht. Die Qualität der neuge­
ordneten Ausbildungsberufe ist 
das Endergebnis gemeinsamer 
Bemühungen aller an der berufli­
chen Bildung Beteiligten. Damit hat 
sich das für das duale System kon­
stitutive Prinzip in besonderer Wei­
se bewährt: Die öffentliche Verant­
wortung für die Ordnung der be-
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rufliehen Bildung wird derart aus­
geübt, daß die Bundesregierung 
die für die Durchführung der Be­
rufsausbildung Verantwortlichen 
bei der Festlegung der Ausbil­
dungsinhalte gleichberechtigt und 
von Anfang an einbezieht. 

Gefordert sind dabei der Wille 
und die Fähigkeit der Vertreter der 
Arbeitgeber und Gewerkschaften 
zur Konsensbildung, sogar in z. T. 
schwierigen gesellschaftspoliti­
schen Konstellationen. 

Der qualitativ hohe Ausbildungs­
stand m der Bundesrepublik 
Deutschland ist nicht zuletzt auch 
der Zusammenarbeit der beiden 
Lernorte Betrieb und Berufsschule 
zu verdanken. In dem verfassungs­
rechtlich vorgegebenen Zuständig­
keitsrahmen haben beide Partner 
- für die betriebliche Seite die 
Bundesregierung, für die berufs­
schulische Seite die Länder - stets 
ihre Bereitschaft und Fähigkeit zur 
Zusammenarbeit auf allen Ebenen 
unter Beweis gestellt. 

Welche Bedeutung den jeweiligen 
Bildungsaufträgen für Betrieb und 
Schule zukommt, ergibt sich aus 
der Tatsache, daß im dualen Sy­
stem zwei Drittel eines Altersjahr­
ganges zu einem beruflichen Ab­
schluß kommen. 

Das duale System ist der einzige 
Bildungsbereich, in dem keine for­
malen Eingangsvoraussetzungen 
vorgeschrieben werden. Es bietet 
grundsätzlich allen Jugendlichen 
die Chance, in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf ausgebildet zu 
werden. 

Der Hauptausschuß des Bundesin­
stituts für Berufsbildung hat aus­
drücklich seinen Willen bekräftigt, 
an der Weiterentwicklung und Ver­
besserung des dualen Systems 
auch in der Zukunft gemeinsam zu 
arbeiten, ohne dabei die naturge-

mäß unterschiedlichen Grundsatz­
positionen der einzelnen Partner in 
Frage zu stellen. 

Letztlich werden die vielfältigen 
Herausforderungen an das Berufs­
bildungssystem auch künftig nur 
dann bewältigt werden können, 
wenn es gelingt, über möglichst 
viele Antworten einen breiten ge­
sellschaftlichen Konsens herbeizu­
führen . 

Zukünftige Herausforderun­
gen an das duale System 

Zukünftige Herausforderungen an 
das duale System lassen sich aus 
den zusammenhängenden Ent­
wicklungsperspektiven von Wirt­
schaft, Arbeitsmarkt und Technik, 
der Bevölkerungsentwicklung, po­
litischer und gesellschaftlicher 
Trends einschließlich der interna­
tionalen Entwicklung sowie aus 
den Werthaltungen und Einstel­
lungsveränderungen von Men­
schen, vor allem als Bildungsteil­
nehmer, Arbeitnehmer und auch 
Konsumenten, ableiten. Bildungs­
politik und damit auch das duale 
System stehen mit diesen Entwick­
lungen in einem interdependenten 
Prozeß, so daß auch Einwirkungen 
möglich sind. 

Unter Beachtung bestehender Un­
sicherheiten über die Zukunft kann 
von folgenden, für das duale Sy­
stem relevanten Entwicklungen 
ausgegangen werden: 

- Die anhaltende Verschiebung 
des gesamtwirtschaftlichen An­
gebots zu höherwertigen Gütern 
und Dienstleistungen führt im 
Zusammenhang mit einer fortge­
setzten Tertiärisierung der Tä­
tigkeiten zu steigenden und ver­
änderten Qualifikationsanforde­
rungen. Die Arbeitsorganisation 
ist durch universelle Verwen­
dung neuer Technologien, einer 
wachsenden Kapitalintensität 
der Arbeitsplätze, komplexerer 
Produktions- und Arbeitsvor­
gänge und Veränderungen im 
Verhältnis von freier Zeit und Ar­
beitszeit geprägt. 
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- Der Rückgang der Schulabgän­
gerzahlen führt zu einer ver­
stärkten Konkurrenz der Bil­
dungsteilsysteme. Der Über­
schuß an Fachkräften schlägt in 
einen Mangel um. Die gravie­
rende Veränderung in der Al­
tersstruktur der Bevölkerung hat 
erhebliche Konsequenzen für 
die gesamtwirtschaftliche Nach­
frage, den Arbeitskräftebedarf 
und die Systeme der sozialen Si­
cherung. Längerfristig muß ein 
absoluter Rückgang der Bevöl­
kerungszahlen berücksichtigt 
werden. 

- Die gesellschaftliche Entwick­
lung ist durch die Tendenz von 
der Industrie- zur Informations­
und Dienstleistungsgesellschaft 
mit zunehmender und qualitativ 
veränderter Freizeit bei vermut­
lich erhöhten technischen und 
sozialen Risiken geprägt. Ein 
wesentlicher Trend liegt in der 
breiten beruflichen und politi­
schen Emanzipation der Frauen. 
Ihr Bildungs- und Berufsverhal­
ten, aber auch die beruflichen 
Biographien verändern sich. 
Fragen des Umweltschutzes und 
der Erhaltung bzw. Wiederher­
stellung der natürlichen Lebens­
grundlagen als weitere Aspekte 
der Lebens- und Arbeitsbedin­
gungen gewinnen zunehmend 
an Bedeutung. Schließlich ist 
das gesellschaftliche Leben 
durch eine weitere Öffnung der 
Grenzen und zunehmende Inter­
nationalisierung auch der 
Bildungs- und Arbeitsprozesse 
beeinflußt. 

- Die skizzierten Trends sind vom 
Einstellungswandel begleitet. 
Insbesondere Fragen der ge­
wachsenen Bildungs- und Ar­
beitsmotivation, des Verhältnis­
ses von Arbeit und Freizeit, der 
Freizeitgestaltung selbst, des so­
zialen Engagements und der po­
litischen Teilhabe, des Umgangs 
mit natürlichen Ressourcen und 
technologischen Neuerungen 
sowie des Verhältnisses von jün­
geren zu älteren Generationen 
und der beiden Geschlechter 
zueinander stellen sich. Die 
mögliche Ausdifferenzierung 
von Lebensstilen fördert die In­
teressenpluralität. 
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Die projektierten Entwicklungen 
spielen sich in unterschiedlichen 
Zeitdimensionen ab. Sie reichen 
z. T. - wie etwa im bevölkerungs­
politischen Bereich - weit über 
die Jahrtausendwende hinaus. Zu­
gleich unterliegen die einzelnen 
Trends einer unterschiedlichen 
Dynamik des Wandels. 

Auswirkungen auf die 
berufliche Bildung 

Im einzelnen sind folgende direkte 
Auswirkungen im und auf das Be­
rufsbildungssystem zu erwarten: 

-Neue Produkte und Dienstlei­
stungen und veränderte Ar­
beitsstrukturen führen zu verän­
derten und neuen Ausbildungs­
anforderungen. Zum Beispiel 
nehmen tertiäre Tätigkeiten in 
vielen gewerblichen Berufen zu, 
umweltbezogene und internatio­
nale Qualifikationen ("Europa­
Kompetenz' ') gewinnen eben­
falls zunehmend an Bedeutung. 

- In Anbetracht der Notwendig­
keit, Antworten auf künftige Her­
ausforderungen zu finden, muß 
das System ständig erneuert 
und neuen Anforderungen an­
gepaßt werden. 
Ziel der Berufsausbildung im 
dualen System wird auch in Zu­
kunft der qualifizierte Fachar­
beiter und Fachangestellte sein, 
dessen herausragende Merk­
male Selbständigkeit und Selbst­
verantwortlichkeit im Denken 
und Handeln sind. Deswegen 
wird es auch künftig erforder­
lich sein, an der Zielsetzung der 
Berufsausbildung - der Hand­
lungsfähigkeit im Beruf - fest­
zuhalten. 
Über den Erwerb von Berufser­
fahrung während der Berufsaus­
bildung bestehen dagegen un­
terschiedliche Auffassungen. 
Hier muß gefragt werden, wie 
die gegenwärtig in vielen Be­
rufsbereichen starke Ausdiffe­
renzierung der Berufsprofile mit 
der zunehmenden Bedeutung 
fachübergreifender Qualifika­
tionen in Einklang gebracht wer­
den kann. 

- Die betriebliche Berufsausbil­
dung bietet die Chance, durch 
das Lernen in der "Ernstsitua­
tion'' zur Herausbildung fachli­
cher, sozialer und personaler 
Kompetenz entscheidend beizu­
tragen. Zur Erreichung dieses 
Zieles gewinnen neben Inhalten, 
die sich aus den konkreten An­
forderungen am Arbeitsplatz er­
geben, Ausbildungsinhalte an 
Bedeutung, die den Lernenden 
in die Lage versetzen, sich Ver­
änderungen anzupassen und 
auch selbst gestaltend auf diese 
Veränderungen Einfluß zu neh­
men. Der Erwerb von solchen 
"Schlüsselqualifikationen" kann 
in der betrieblichen Berufsaus­
bildung in enger Verknüpfung 
mit der fachspezifischen Qualifi­
zierung erfolgen. 

- Es gibt Anzeichen, daß vor al­
lem Großbetriebe bei der Be­
setzung verantwortlicher Positio­
nen in Produktion und Fertigung 
verstärkt auf Absolventen des 
allgemeinen Bildungssystems 
zurückgreifen (Fachhochschul­
und Hochschulabsolventen). 
Dies berührt das Selbstverständ­
nis des dualen Systems als Be­
rufsbildungssystem der Fachar­
beiter und Fachangestellten. 
Die qualitativ erheblich verbes­
serten Inhalte in der Berufsaus­
bildung, nicht zuletzt durch die 
neugeordneten Berufe, tragen 
zu einer Attraktivitätserhöhung 
der beruflichen Bildung bei. Ob 
diese Attraktivitätserhöhung al­
leine ausreichen wird, diesen 
Anzeichen entgegenzuwirken, 
erscheint fraglich. 

- Die Befähigung zum selbständi­
gen Lernen von Methoden zur 
Bewältigung komplexer Berufs­
situationen erfordert künftig 
auch verstärkt neue und verbes­
serte Organisationsformen der 
Berufsausbildung, insbesonde­
re im Hinblick einer besseren 
Nutzung der zur Verfügung ste­
henden Ausbildungszeit sowie 
eine entsprechende Qualifizie­
rung des Ausbildungspersonals 
und der Lehrer an Berufsschu­
len. Auch eine bessere sachli­
che und personelle Ausstattung 
auf seiten der Berufsschule und 
flexiblere Formen der Abstim-
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mung "vor Ort" zwischen Be­
trieb und Schule sind erforder­
lich. 

- Bei der qualitativen Beurteilung 
der künftigen Leistungsfähigkeit 
des dualen Systems wird aus 
der Sicht der Gewerkschaften 
auch über Lösungsmöglichkei­
ten zu Fragen der Kontrolle und 
Finanzierung der Berufsausbil­
dung nachgedacht werden müs­
sen. 

- Zur Bewältigung künftiger Auf­
gaben im dualen System muß 
die Frage nach der Zusammen­
arbeit der Lernorte und nach 
den spezifischen Bildungsaufträ­
gen für Schule und Betrieb neu 
gestellt werden. Für die Zukunft 
des dualen Systems sind eine 
leistungsfähige Berufsschule 
und eine enge Kooperation zwi­
schen den Lernorten entschei­
dend. In Anbetracht der ver­
stärkten Bedeutung des Erwerbs 
fachübergreifender "Schlüssel­
qualifikationen'' und der Anrei­
cherung der Berufsausbildung 
mit bedeutsamen, bisher der 
Allgemeinbildung zugerechne­
ten Inhalten, wie z. B. Sprachen, 
muß über die Aufgabenteilung 
und -definition neu nachgedacht 
werden. Hinzu kommen neue 
Anforderungen, die sich durch 
die veränderte Vorbildungs­
struktur der Jugendlichen (hier­
für ist eine Binnendifferenzie­
rung des Berufsschulunterrichts 
erforderlich) und die Verringe­
rung des Zeitbudgets für die Be­
rufsausbildung im Betrieb durch 
Arbeitszeitverkürzungen erge­
ben. 
Die zu bewältigenden Aufgaben 
machen deutlich, daß auch eine 
zukunftsorientierte Fortschrei­
bung der Aufgaben der Berufs­
schulen notwendig ist. 

- Eine Verbesserung der Qualität 
der Ausbildung wird auch 
durch weitere Verschiebungen 
in der Nachfragestruktur nach 
beruflicher Bildung notwendig. 
Der Trend zur allgemeinen Hö­
herqualifizierung, die wachsen­
de Heterogenität der Auszubil­
denden, der Einstellungswan­
del, aber auch die Bedeutung 
von Frauen in Ausbildung und 
Beruf erfordern neue inhaltliche 
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und didaktische Konzepte. Dar­
über hinaus wird auch die Auf­
fassung vertreten, daß die An­
gebotsstruktur dem Trend zum 
Dienstleistungsbereich ange­
paßt werden müsse. 

- Dagegen bleibt es nach wie vor 
notwendig, Jugendlichen mit ei­
ner unzulänglichen schulischen 
Qualifikation und I oder sozialen 
Defiziten ("Benachteiligte") be­
sondere Aufmerksamkeit zu 
widmen. Die Entlastung auf dem 
Ausbildungsstellenmarkt ver­
bessert ihre Chancen ange­
sichts zunehmender qualifikato­
rischer Anforderungen und des 
Wegfalls weniger qualifizierter 
Arbeitsplatze kaum. Hier stehen 
Konzepte einer verbesserten 
Förderung und Versuche einer 
Binnendifferenzierung mner­
halb des dualen Systems an. 

- Die Abnahme der Schulabgän­
gerzahlen führt zu einem Rück­
gang der Nachfrage nach Aus­
bildungsplätzen mit einem Tief­
punkt Mitte der neunziger Jahre 
(etwa 500 000 Ausbildungsplatz­
suchende). Regionale Diskre-

panzen schränken die Möglich­
keiten der Fachklassenbildung 
ein. Wenn sich die Bildungsströ­
me in Richtung Hochschule wei­
ter verstärken, würde der da­
durch entstandene Nachwuchs­
mangel in der beruflichen Bil­
dung vor allem zu Lasten der 
kleinen und mittleren Betriebe 
gehen. Die Gefahr einer Ausein­
anderentwicklung zwischen 
dem gesellschaftlichen Bedarf 
und dem Angebot an Qualifika­
tionen würde sich verschärfen, 
wenn es nicht gelingt, die At­
traktivität beruflicher Bildungs­
gänge zu erhöhen. 

Mit dieser ersten Aussprache über 
die Zukunft des dualen Systems ist 
die Diskussion über die notwendi­
ge Weiterentwicklung nicht abge­
schlossen. Der Hauptausschuß des 
Bundesinstituts für Berufsbildung 
beabsichtigt, anband ausgewählter 
Themenkomplexe die Problematik 
weiter zu vertiefen und Lösungsan­
sätze zu erarbeiten. 

Berichterstatter: 
Tibor Adler, Peter Wordelmann 

Besuch einer Delegation des Zentralinstituts flir 
Berufsbildung der DDR am 2. Februar 1990 im 
Bundesinstitut flir Berufsbildung 

Am 2. Februar 1990 besuchten der Direktor des Zentralinstituts llir Berufsbildung (ZIB) 
der DDR, Prof. Dr. Rudo1ph, und 10 leitende Mitarbeiterl-innen das Bundesinstitut für 
Berufsbildung. Für das Bundesinstitut nahmen an diesem Informations- und Erfahrungs­
austausch der Stellvertretende Generalsekretär, Dr. Pütz, sowie 12 weitere leitende Mit­
arbeiterl-innen teil. 

Im Mittelpunkt der Besprechung standen die gegenseitige Information über die Aufga­
benstellung der beiden Institute, die gemeinsame Erörterung von Fachthemen sowie die 
Kooperation beider Institute auf Fachebene. 

Gegenseitige Information über die 
Aufgabenstellungen der beiden 
Institute 

Zunächst informierte Dr. Pütz über 
die Aufgaben und die For­
schungsplanung des Bundesinsti­
tuts für Berufsbildung. Er ging da­
bei insbesondere auf die folgen­
den Aspekte ein: 
- Rechtsform des Bundesinstituts, 
- Organe des BIBB und deren 

Aufgaben, 

- Aufgabenkatalog des Bundesin­
stituts nach Berufsbildungsför­
derungsgesetz, 

- Verhältnis von Forschungs- und 
Dienstleistungsaufgaben, 

- Grundsätze und Adressaten der 
Arbeiten des Bundesinstituts, 

- Funktion, Bedeutung und Inhalte 
der Forschungsschwerpunkte 
des BIBB. 

Prof. Rudolph wies in seinem State­
ment einleitend darauf hin, daß 
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das Zentralinstitut für Berufsbil­
dung nunmehr seit 40 Jahren be­
steht. Die Aufgabenstellung des 
ZIB habe sich in diesen 40 Jahren 
mehrfach geändert. Bis Ende der 
60er Jahre habe das Zentralinstitut 
hauptsächlich Lehrpläne ausgear­
beitet, seither sei mehr und mehr 
die Grundlagenforschung ein­
schließlich der Strategieforschung 
in den Vordergrund gerückt. In 
letzter Zeit gewinne die Arbeit an 
Fragen der beruflichen Weiterbil­
dung zunehmend an Bedeutung. 
Das ZIB unterstehe als staatliches 
Forschungsinstitut dem Ministeri­
um für Bildung und habe derzeit 
140 Mitarbeiter und Mitarbeiterin­
nen, davon seien 90 wissenschaftli­
che Mitarbeiter/-innen. 

Von großem Interesse sei für das 
Zentralinstitut die Beteiligung der 
Arbeitgeberorganisationen und 
der Gewerkschaften an der Berufs­
bildung in der Bundesrepublik und 
damit vor allem die Funktion des 
Hauptausschusses des BIBB. 

Das ZIB strebe eine Zusammenar­
beit mit dem BIBB auf allen Gebie­
ten der beruflichen Bildung an. 
Diese Zusammenarbeit müsse sich 
aber stufenweise entwickeln. Das 
ZIB sei insbesondere an der Aus­
bildungsordnungsforschung des 
BIBB stark interessiert. Vor allem 
bei der Entwicklung von Ausbil­
dungsprogrammen für den kauf­
männischen Bereich erwarte das 
ZIB konkrete Unterstützung durch 
das BIBB. 

Gemeinsame Erörterung von Fach­
themen 
Folgende Themen wurden im Rah­
men emer kurzen Einführung 
durch die fachlich zuständigen Kol­
legen des BIBB und einer anschlie­
ßenden Diskussion behandelt: 
- Durchführung einer gemeinsa­

men Erwerbstätigenbefragung 
durch BIBB/ IAB und ZIB, 

- Seminarkonzepte des BIBB zur 
Ausbilderförderung, 

- Modellversuche als Innovations­
instrument in der beruflichen 
Bildung, 

- Ausbildungsprogramme insbe­
sondere für den kaufmänni­
schen Bereich, 
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- Nachqualifizierung lernunge-
wohnter Erwachsener, 

- Entwicklung von Ausbildungs­
mitteln unter besonderer Be­
rücksichtigung der Förderung 
von Handlungsfähigkeit 

- Kosten-/Nutzen-Überlegungen 
in der beruflichen Bildung, 

- internationale Kooperation m 
der Berufsbildung. 

Kooperation beider Institute auf 
Fachebene 
Auf der Grundlage einer Vereinba­
rung des Generalsekretärs des 
BIBB und des Direktors des ZIB 
vom 4. Januar 1990 wurden An­
sprechpartner der beiden Institute 
für die Zusammenarbeit in folgen­
den Fachgebieten benannt: 
Informations- und Schriftentausch, 
Programmplanung, Hauszeitschrif­
ten, gemeinsame Erwerbstätigen-

befragung, Strategieforschung, 
Modellversuche, neue Technolo­
gien, Computer als Unterrichtsmit­
tel, CNC-Simulation, Entwicklung 
von Ausbildungsordnungen, Aus­
bildung im kaufmännischen Be­
reich, Vergleich von Berufsbil­
dungsabschlüssen, internationaler 
Vergleich der Berufsbildung, Er­
wachsenenbildung, Medienent­
wicklung und -anwendung, berufli­
che Bildung Behinderter, Berufsbil­
dungsstätten, Berufsbildungsöko­
nomieforschung und Ausbildungs­
personal. 

Die Ansprechpartner/ -innen der 
jeweiligen Fachgebiete werden di­
rekt miteinander Kontakt aufneh­
men, um die weitere Zusammenar­
beit zu konkretisieren. 

(Valentin Gramlich) 

Vorzeitige Lösung von Ausbildungsverträgen 
Wie schon in den vergangenen Jahren setzte sich auch 1988 der seit 1973 zu verzeichnende 
Anstieg von Vertragslösungen fort. 1) Insgesamt wurden 123 949 Ausbildungsverträge 
vorzeitig gelöst. Das waren 8 612 oder 7,5 Prozent mehr als im Vorjahr. 

Etwa ein Viertel (26,4 %) der Vertragslösungen entfiel 1988 auf die Probezeit. Unter Be­
rücksichtigung der unterschiedlichen Zahl von Auszubildenden in den einzelnen Ausbil­
dungsjahren wurden im ersten Ausbildungsjahr gut die Hälfte (54%) der Verträge gelöst, 
im zweiten ein Viertel (26 %) und im dritten ein Achtel (13 %). Der Rest (7 %) entfiel auf 
das vierte Ausbildungsjahr. Mit fortschreitender Ausbildung fällt die Tendenz zur vor­
zeitigen Vertragslösung. 

Vergleichsweise gering war der 
Anteil der gelösten Ausbildungs­
verträge im öffentlichen Dienst, un­
terdurchschnittlich auch in Indu­
strie und Handel. In den freien Be­
rufen und der Landwirtschaft war 
der Anteil durchschnittlich, wäh­
rend er im Handwerk deutlich dar­
über liegt (Übersicht 1). 

Auch unter den Berufen war die 
Spannweite der Vertragslösungs­
ratell beachtlich. Beim Ausbildungs­
beruf Friseur /Friseurin, Maler und 
Lackierer /Malerin und Lackiere­
rin sowie Koch/Köchin werden 
relativ viele Ausbildungsverträge 
vorzeitig gelöst. Gering sind die 
Anteile bei den Berufen Bankkauf­
mann/Bankkauffrau, Industriekauf­
mann / Industriekauffrau, Kommu-

1) Vgl. Berufsbildungsbericht 1989, S. 46 f. 

nikationselektroniker I Kommunika­
tionselektronikerin Fachrichtung 
Informationstechnik (Übersicht 2). 

Die erheblichen Differenzen zwi­
schen den Ausbildungsberufen 
lassen sich teilweise erklären. 
Denn Berufe mit hohem Anteil 
nicht besetzter Ausbildungsstellen 
weisen tendenziell auch hohe Ver­
tragslösungsraten auf. Dieser stati­
stische Zusammenhang kommt ver­
mutlich zustande, weil in stark 
nachgefragten, das heißt attrakti­
veren Berufen das Stellenangebot 
in höherem Maße ausgeschöpft 
wird, und dort gleichzeitig lei­
stungsstärkere Bewerber eher Zu­
gang finden . Diese Bewerber wei­
sen wiederum geringere Vertrags­
lösungsraten auf. 

Die Zunahme der Vertragslösun­
gen gegenüber dem Vorjahr er-

35 



THEMA BERUFSBILDUNG . 

streckt sich beinahe durchgehend 
auf alle Ausbildungsbereiche und 
-berufe. Auf Grund der fortschrei­
tenden Entspannung am Ausbil­
dungsstellenmarkt wächst die 
Möglichkeit zum Betriebs- und Be­
rufswechsel. Dies wird offenkun­
dig genutzt. - Zu berücksichtigen 
ist , daß Alter und schulische Vor­
bildung der Auszubildenden im 
vergangenen Jahrzehnt beträcht­
lich gestiegen sind. Daraus resul­
tiert ein sich stärker an den wech­
selnden Chancen und Risiken des 
Arbeitsmarktes orientierendes 
Verhalten, das zu einem Teil auch 
den Anstieg der Vertragslösungen 
erklären könnte. 

Wie die Ergebnisse der gemeinsa­
men BIBB/ IAB-Erhebung von 
1985/ 86 ausweisen, erwirbt ein 
wachsender Anteil der Jugendli­
chen auch nach einer Vertragslö­
sung auf betrieblichem oder schu­
lischem Wege einen beruflichen 
Abschluß. 2) Solche Personen errei­
chen im weiteren Verlaufe des Er­
werbslebens zum Teil höhere be­
rufliche Positionen, Abschlüsse 
und Einkommen als Jugendliche, 
die ihre Berufsausbildung ohne Lö­
sung durchlaufen. Auszubildende 
jedoch, die nach einer Vertragslö­
sung keinen beruflichen Abschluß 
erwerben, haben recht ungünstige 
Chancen im weiteren Berufsleben 
(Übersicht 3). Die vorzeitige Ver­
tragslösung läßt also keine eindeu­
tigen Rückschlüsse auf künftige be­
rufliche Entwicklung zu, weil hinter 
ihr zwei recht unterschiedlich 
strukturierte Personengruppen ste­
hen.3) 

2) Vgl. Berufsbildungsbericht 1988, S. 44 f. 

3) Vgl. Althoff, H.: Ausbildungsabbrecher, ihre Be­
rufsbildung und Erwerbstätigkeit; in: Zeitschrift 
für Berufs- und Wirtschaftspädagogik, Heft 7, 
1989, s. 612 
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Übersicht 1: Anteil vorzeitig gelöster Ausbildungsverträge an den neu abgeschlossenen Ausbil­
duilgsvertrfjgen nach Ausbildungsbereichen 1978 bis 1988 in Prozent (am 31. De­
zember bzw. 30. September) 

Ausbildungsbereiche 1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 

Industrie und Handel 10,3 11,4 13,0 14,4 11 ,9 11,3 11 ,0 11,5 12,2 13,3 14,9 
Handwerk 15,0 16,8 18,4 21,3 20,1 19,0 20,2 22,0 24,3 27,0 31,3 
Öffentlicher Dienst 3,1 3,8 3,8 4,0 3,2 3,1 3,3 3,8 4,3 4,9 5,7 
Landwirtschaft 6,2 8,5 9,4 10,9 10,1 9,9 11,2 13,2 13,1 16,2 17,7 
freie Berufe 7,5 7,2 8,0 8,5 8,9 9,7 10,9 11,3 13,0 15,3 19,8 
sonstige 11,1 11 ,3 17,0 17,9 19,3 17,7 15,5 19,5 22,8 22,0 25,3 
(Hauswirtschaft, 
Seeschiffahrt) 
alle Ausbildungsbereiche 11.4 12,7 14,2 15,9 14,3 13,7 14,0 14,9 16,1 17,7 20,5 

vgl. Berufsbildungsbericht 1989, Übersicht 30, Seite 47. Ab 1988 mit Ausbildungsberufen nach § 48 BBiG 

Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.) Fachserie 11, Bildung und Kultur /Reihe 3, Berufliche Bildung. Berechnungen des Bundeg... 
instituts für Berufsbildung. 

Übersicht 2: Anteil vorzeitig gelöster Ausbildungsverträge an den neu abgeschlossenen Aus-
bildungsverträgen nach ausgewählten Ausbildungsberufen 1987 und 1988 in Pro-
zent (am 31. Dezemb.er bzw. 30. September) 

Ausbildungsberuf 

Dienstleistungsberufe 
Bankkaufmann I Bankkauffrau 
Sparkassenkaufmann I Sparkassenkauffrau 
Industriekaufmann I lndustriekailffrau 
Kaufmann im Groß- und Außenhandel/ 
Kauffrau im Groß- und Außenhandel 
Fachgehilfe insteuer-und wirtschaftsberatenden Berufen / 
Fachgehilfin insteuer-und wirtschaftsberatenden Berufen 
Verkäufer im Nahrungsmittelhandwerk/ 
Verkäuferin im Nahrungsmittelhandwerk 
Friseur I Friseurin 

Fertigungsberufe 
Kommunikationselektroniker Fachrichtung Informationstechnik I 
Kommunikationselektronikerin Fachrichtung Informationstechnik 
Holzmechaniker I Hol2mechanikerin 
Maschinenbauer I Maschinenbauerin 
Kraftfahr2eugmechaniker I Kraftfahrzeugmechanikerin 
Radio- und Fernsehtechniker I Radio- und Fernsehtechnikerin 
Maler und Lackierer/ Malerin und Lackiererin 
Koch/Köchin 

vgl. Berufsbildungsbericht 1989. Übersicht 31, Seite 47 

1987 1988 

2,5 2,8 
5.4 5,4 

10,2 10,4 

15,0 16,6 

29,1 38,0 
38,2 45,5 

3,4 4,7 
19,5 18,1 
22,4 24,0 
18,7 22,6 
26,6 27,4 
34,8 39,4 
34,3 37,9 

Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.); Fachserie Bildung und Kultur I Reihe 3, Berufliche Bildung. Berechnungen des Bundes· 
instituts für Berufsbildung. 

Übersicht 3: Deutsche Erwerbstätige, die eine betriebliche Berufsausbildung antraten und 
... beendeten nach beruflicher Stellung, Einkommen und Ausbildungsniveau*) 

mit mit ohne 
Vertrags- Vertrags- Vertrags-

Iösung und Iösung und Iösung mit 
Abbruch Abschluß Abschluß 

in % in % in % 

berufliche Stellung 
niedrig (Angelernte etc.) 52 23 15 
mittel (Facharbeiter etc.) 37 42 62 
höher (Werkmeister etc.) 11 35 23 

Einkommen (in Tsd.) 
100 100 100 

bis unter 2,5 62 50 50 
2,5 bis unter 4,0 33 35 38 
4,0 und höher 5 15 12 -

100 100 100 

Fachschulabschluß und höher 0 30 17 
Fortbildung (seit 1980) 13 26 23 

*) Die angegebenen Prozentwerte basieren auf ja I nein·Antworten; es werden nur die ja·Antworten ausgewiesen. 

Quelle: B1BB I !AB-Erhebung 1985/86 
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Weiterbildung zum Industriemeister 
System der bundeseinheitlichen Abschlüsse wird immer dichter 

Auf insgesamt 15 ist mit dem Erlaß der lndustriemeister-Verordnung Pharmazie die Zahl 
der bundeseinheitlichen Abschlüsse in der Weiterbildung zum Industriemeister gestie­
gen. In den Fachrichtungen Metall, Chemie, Druck, Glas, Papiererzeugung, Elektro­
technik, Fotobildtechnik, Textil, Kraftverkehr, Papierverarbeitung, Kunststoff und Kau­
tschuk, Schuhfertigung, Lebensmittel, Buchbinderei und Pharmazie haben die Prüfungs­
teilnehmer die Möglichkeit, ihre Prüfungen nach staatlich erlassenen, bundeseinheit­
lichen Prüfungsordnungen abzulegen. Auch i1ir andere Wirtschaftsbereiche wurden und 
werden vergleichbare Regelungen entwickelt. Dabei handelt es sich um die Meister im 
Gastgewerbe und in der Ver- und Entsorgung, den Baumaschinenmeister, den Tierpße­
gemeister, den Meister im Lager- und Transportbereich und den Polier. Insgesamt kann 
mit bis zu 25 Fachrichtungen im Laufe der nächsten Jahre gerechnet werden. 

Ziel der bundeseinheitlichen Rege­
lungen ist es, die bisherige Zer­
splitterung in spezialisierte und 
veraltete Regelungen abzulösen 
und dort, wo es notwendig er­
scheint, neue Meisterregelungen 
hinzuzufügen. Das Industriemei­
sterkonzept und die einzelnen 
nach § 46,2 Berufsbildungsgesetz 
erlassenen Weiterbildungsordnun­
gen wurden in enger Zusammenar­
beit von Vertretern der Industrie­
und Handelskammer, der Fachver­
bände der Industrie, der Gewerk­
schaften und der Wissenschaft ent­
wickelt. 

Jährlich legen derzeit lO 000 bis 
ll 000 junge Facharbeiter eine 
Meisterprüfung bei den Industrie­
und Handelskammern ab. Mit den 
bisher erlassenen 15 Industriemei­
ster-Weiterbildungsordnungen wer­
den etwa 95 % der Prüfungsteil­
nehmer erreicht. Dies sind etwa 
9 500 Prüfungsteilnehmer pro Jahr. 
Davon hat allein die Fachrichtung 
Metall mit ca. 5 500 Prüfungsteil­
nehmern pro Jahr den größten An­
teil. Es folgen die Fachrichtungen 
Elektrotechnik mit ca. l 500, Che­
mie mit ca. 500 sowie Druck mit ca. 
300 und Textil sowie Kunststoff und 
Kautschuk mit jeweils ca. 200 Prü­
fungsteilnehmern pro Jahr. Der 
Rest der Prüfungsteilnehmer ver­
teilt sich auf die verbleibenden 
Fachrichtungen. 

Der moderne Industriemeister ist 
eine Führungskraft im Industriebe­
trieb an der wichtigen Nahtstelle 
zwischen der ihm vorgegebenen 
Produktionsplanung und der ihm 
unterstellten Produktionsführung. 
Auch von seiner Leistungsfähigkeit 
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hängt sowohl der reibungslose Pro­
duktionsablauf in den Betrieben 
als auch der tägliche Arbeitsablauf 
für die Beschäftigten in wesentli­
cher Weise ab. Gegenüber dem 
Handwerksmeister hat der Indu­
striemeister zwar eine gleichrangi­
ge aber in wesentlichen Teilen an­
dersartige Qualifikation. 

Allen Industriemeister-Verordnun­
gen liegen annähernd gleiche Zu­
lassungsvoraussetzungen zugrun­
de: Alle Prüfungsteilnehmer müs­
sen in der Regel den Abschluß in 
einem anerkannten Ausbildungs­
beruf und eine mindestens dreijäh­
rige einschlägige Berufserfahrung 
nachweisen. Prüfungsteilnehmer 
ohne einen Abschluß in einem an­
erkannten Ausbildungsberuf müs­
sen über eine langjährige Berufs­
praxis verfügen oder ihre Eignung 
anderweitig nachweisen. 

Alle oben genannten Prüfungsord­
nungen im Meisterbereich basie­
ren auf dem § 46,2 des Berufsbil­
dungsgesetzes und gliedern sich 
systematisch in folgende drei Teile: 
e Den fachrichtungsübergreifen-

den Teil, der bei allen Industrie­
meisterverordnungen identisch 
ist und der das Grundlagenwis­
sen beinhaltet, das für das 
kosten- und rechtsbewußte Han­
deln im Betrieb sowie das Füh­
ren und Leiten der Mitarbeiter 
von Bedeutung ist; 

e den fachrichtungsspezifischen 
Teil, der das branchenbezoge­
ne Fachwissen umfaßt; 

e den berufs- und arbeitspädago­
gischen Teil, der der Ausbilder­
eignungsverordnung entspricht 
und - nach bestandener Prü-

fung - nunmehr auch die Indu­
striemeister zum Ausbilder be­
rechtigt und befähigt. 

In jedem Prüfungsfach sind den 
Prüfungsinhalten sogenannte Prä­
ambeln vorangestellt. Sie sollen si­
cherstellen, daß die Prüfung nicht 
ausschließlich im Abfragen theore­
tischer Inhalte besteht, sondern 
daß die Prüfungsinhalte möglichst 
durch praxis- und problemorien­
tierte Aufgaben ergänzt werden. 
Dies gilt insbesondere für das Prü­
fungsfach "Fertigungstechnik", in 
dem in einigen Prüfungsordnun­
gen an einer komplexen Situations­
aufgabe Kenntnisse über die Her­
stellung eines Produkts nachge­
wiesen werden sollen. Zur Lösung 
derartiger Aufgaben muß der Prü­
fungsteilnehmer insbesondere die 
Fähigkeit besitzen, Kenntnisse aus 
verschiedenen Gebieten - z. B. Ka­
stenwesen, Materialkunde und 
Fertigungstechnik - miteinander 
verknüpfen zu können. 

(Dietrich Scholz) 
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REZENSIONEN 

Karl-Heinz Tiggelers: 

Die Relevanz der Qualifikationen 
Kreativität und nexibilität f'ür 
Bildungsprozesse im technischen 
Wandel, Berlin 1988 

Die Auswirkungen des techni­
schen Wandels auf die kreativen 
und flexiblen Qualifikationen der 
Beschäftigten sind das zentrale 
Thema der vorliegenden Disserta­
tion von Karl-Heinz Tiggelers. Die 
Arbeit gliedert sich in drei themati­
sche Abschnitte. 

Im ersten Abschnitt erarbeitet der 
Autor auf Grundlage bisheriger 
Theorie- und Forschungsansätze 
ein Kreativitäts- und Flexibilitäts­
modell. Beide Modelle berücksich­
tigen produkt-, prozeß- und persön­
lichkeitsbezogene Aspekte von 
Kreativität und Flexibilität. Während 
das Kreativitätsmodell auf dem so­
zialpsychologisch orientierten An­
satz von Teresa M. Amabile auf­
baut und kreative Prozesse beson­
ders auch durch ihre heuristische 
Vorgehensweise definiert, liegen 
dem Flexibilitätsmodell Theoriean­
sätze verschiedener Wissen­
schaftsbeieiche zugrunde. Hierzu 
gehören neben den Forschungsan­
sätzen des lAB, die eher persön­
lichkeitsorientierten Konzepte der 
Schlüsselqualifikationen von Mer­
tens bzw. der "prozeßunabhän­
gigen Qualifikationen'' von Kern/ 
Schumann sowie die handlungs­
orientierten Konzepte der Hand­
lungsregulationstheorie von Vol­
pert u. a. In Abgrenzung zur indivi­
duellen Flexibilität, verstanden als 
Persönlichkeits- und Handlungs­
merkmal, wird ökonomische Flexi­
bilität im Sinne · flexibler Ferti­
gungsverläufe und Produktange­
bote den Umweltfaktoren zugeord­
net, die ihrerseits individuelle Fle­
xibilität beeinflussen. Flexible Pro­
zesse werden dabei im Gegensatz 
zu kreativen Prozessen durch algo­
rithmische Vorgehensweisen defi­
niert, d. h. sie beruhen auf schluß­
folgernden Denkprozessen. 

Die Entfaltungsmöglichkeiten sol­
cher Prozesse sind, wie in der 
Handlungsregulationstheorie von 
Volpert u. a. dargestellt, eng mit 
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dem Handlungsspielraum z. B. am 
Arbeitsplatz verknüpft. Für die Ge­
staltung der Lernorte in der beruf­
lichen Erstausbildung lassen sich 
hier eine Reihe von Anregungen 
ableiten. 

Kreativität und Flexibilität werden 
vom Autor als Gegenpole in einem 
Spannungsfeld beschrieben, die 
es dem Individuum in einer sich 
ständig verändernden Gesell­
schaft ermöglichen, für sich eine 
Identitätsbalance herzustellen. Ri­
gidität und Labilität verhindern die­
sen Balance-Akt jedoch. 

Im zweiten Themenabschnitt unter­
sucht der Autor die Auswirkungen 
des technischen Wandels auf die 
Entfaltungsmöglichkeiten der so 
definierten Qualifikationen anhand 
beispielhaft dargestellter Arbeits­
bereiche. Dem geht eine systemati­
sche Auseinandersetzung mit den 
aktuellen Technikkonzepten z. B. 
von Dostal sowie eine auch für 
Nicht-Techniker gut verständliche 
Darstellung der Mikroelektronik 
als Grundlage der neuen Techni­
ken in Produktion und Verwaltung 
voraus. 

Tiggelers beschreibt folgenden 
Wirkungszusammenhang: 

- Neue Technologien führen nicht 
zwangsläufig zur Dequalifizie­
rung der Arbeitenden, genauso­
wenig wie sie automatisch zur 
Höherqualifizierung führen. 

- Die Umgestaltung der Arbeits­
organisation angesichts der neu­
en Technik hängt wesentlich von 
der Managementphilosophie so­
wie auch von der Qualifikation 
der Beschäftigten ab. 

Diese Thesen beruhen auf einer 
Analyse von Tätigkeitsbereichen in 
der industriellen Produktion sowie 
im kaufmännischen und verwal­
tungsbezogenen Bereich. Unter 
Berücksichtigung der Prognose­
probleme für künftige Arbeitsan­
forderungen (Mertens) entscheidet 
sich der Autor hierbei in Anleh­
nung an die Konzepte von Tillmann 
und Weißkirch/Weidig für zeitlich 
stabilere, aber doch noch relativ 
konkrete Tätigkeitsbeschreibungen. 

Die Auswirkungen von CAD-Syste­
men und rechnergesteuerten Pro­
duktionsabläufen in der Arbeits­
vorbereitung, der maschinellen 
Fertigung und Montage auf die Ent­
faltungsmöglichkeiten kreativer 
und flexibler Qualifikationen der 
Beschäftigten werden dabei an­
hand der Forschungsarbeiten von 
Luczak und Kern/Schumann wie 
auch anderer Autoren beschrie­
ben. Für die Bürotätigkeiten eines 
Sachbearbeiters erfolgt eine ent­
sprechende Analyse hinsichtlich 
der Auswirkungen von Datenverar­
beitung, Textverarbeitung und 
Kommunikationssystemen auf 
Grundlage der Forschungsarbei­
ten, die von Baethge/Overbeck 
und anderen durchgeführt wur­
den. Hiernach schränkt ein techno­
zentrisches Konzept mit dem Pri­
mat der Vollautomation Handlungs­
spielräume der Beschäftigten ein, 
während ein anthropozentrisches 
Technisierungskonzept den Be­
schäftigten Freiräume eröffnen soll 
für die Konzentration auf nicht auto­
matisierbare Aufgaben, die eher 
auch kreative oder flexible Qualifi­
kationen voraussetzen. Die Förde­
rung dieser Qualifikationen wirke 
sich wiederum auf die Richtung 
technischen Wandels aus und bil­
de die Voraussetzung für eine 
humane Gestaltung der zuneh­
mend technisierten Arbeitswelt. 
Dem Leser stellt sich dabei die 
Frage, inwieweit die vom Autor ge­
nannten Verwirklichungsbedin­
gungen für ein anthropozentri­
sches Technisierungskonzept nicht 
doch nur lediglich zu einer huma­
nen Arbeitsplatzgestaltung für eine 
begrenzte Gruppe von "Rationali­
sierungsgewinnern'' unter den Be­
schäftigten führen. 

Ziel der Förderung kreativer und 
flexibler Qualifikationen ist die Be­
fähigung zu einer humanen und so­
zial verträglichen Technikgestal­
tung. Im dritten Themenabschnitt 
seiner Dissertation setzt der Autor 
dieses Konzept kritisch gegen das 
technokratische Gesellschaftsmo­
dell Klaus Haefners und gegen die 
mehr oder weniger einseitig tech­
nikorientierten Ansätze informato­
rischer Bildung in den Schullehr­
plänen. Er stellt Beispiele vor, die 
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sich für eine solche Förderung eig­
nen und ordnet sie unter institutio­
nellen, sachbereichsbezogenen 
und kompensatorischen Gesichts­
punkten. 

Tiggelers Arbeit ist für alle, die 
sich mit Aus- und Fortbildungskon­
zeptionen befassen, lesenswert. Be­
sonders die differenzierte Darstel­
lung seines Kreativitäts- und Flexi­
bilitätsmodells zeigt verschiedene 
Aspekte für eine Förderung dieser 
Qualifikationen auf und stellt sie in 
einen theoretisch fundierten Be­
gründungszusammenhang. 

(Klaus Berger) 

Dieter Peusquens : 

Der Übergang der Absolventen 
aus Sonderausbildungsgruppen in 
die Erwerbstätigkeit 

Köln: Institut zur Erforschung sozia­
ler Chancen (ISO) 1989 (Bericht 
Nr. 42) 

Im Bericht werden Daten zur Berufs­
einmündung von Absolventen der 
Programme des Landes Nord­
rhein-Westfalen zur Schaffung zu­
sätzlicher Ausbildungsplätze "in 
Sonderausbildungsgruppen'' prä­
sentiert. In diesen Programmen 
wurden von 1984 bis 1989 insge­
samt 22 817 (erstmalig geförderte) 
Teilnehmer I -innen außerbetrieb­
lich ausgebildet. 

Dieter Peusquens geht der Frage 
nach, inwieweit die in den Pro­
grammen Ausgebildeten in das Be­
schäftigungssystem integriert wer­
den konnten und ob es für die Teil­
nehmer I -innen spezifische Über­
gangsproblerne gab, und wie sie 
im Vergleich zu Absolventen einer 
betrieblichen Ausbildung ab­
schneiden. 

Die Darstellung beruht auf den Er­
gebnissen schriftlicher Befragun­
gen von etwa 5 000 Teilnehmer I -in­
nen. Darunter befanden sich zwei 
Drittel Frauen. Etwa 45% der Teil­
nehmer I -innen kamen aus der 
Hauptschule (Abschluß und Ab­
gang), 42% besaßen die Fachober­
schulreife und 13 % die Hochschul-
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reife. Die befragten Teilnehmer I 
-innen wurden in 44 anerkannten 
Ausbildungsberufen ausgebildet. 
Am häufigsten waren vertreten: Bü­
rokaufmannl -frau (27,1 %); Verkäu­
fer I -in (12,2 %); Damenschneider I 
-in (6 %); Tischler I -in, Holzmecha­
niker I -in (5,3 %); Hauswirtschaf­
ter I -in (5,0 %). Wieder einmal wur­
de der Zusammenhang zwischen 
der formalen Vorbildung und dem 
Prüfungserfolg der Auszubilden­
den bestätigt : je höher die formale 
Vorbildung der Teilnehmer I -innen 
war, desto besser war auch ihr Prü­
fungserfolg. 

Ein halbes Jahr nach Abschluß der 
Ausbild ung waren 56,8 % der Be­
fragten berufstätig, 22 % arbeitslos, 
15,3 % befanden sich in einer Wei­
terbildung, und der Verbleib von 
5,8 % wurde unter "sonstiges" sub­
sumiert. Dabe i hat sich herausge­
stellt, daß die Berufseinmündung 
der Männer erfolgreicher verlau­
fen ist als die der Frauen. 

Im Vergleich zu betrieblich ausge­
bildeten, regulären Auszubilden­
den ohne Übernahmeangebot gibt 
es faktisch keine Unterschiede bei 
der Erwerbsquote. Deutliche Un­
terschiede hingegen gibt es bei 
den in Weiterbildung Befindlichen 
bzw. bei den Arbe itslosen: von den 
betrieblich Ausgebildeten befan­
den sich 25,4 % in einer Weiterbil­
dung und "nur" 11,5 % waren ar­
beitslos. Es wurde auch deutlich, 
daß die Verwertungschancen in 
den Berufen recht unterschiedlich 
sind. Berufe mit hohen Beschäfti­
gungsquoten sind Chemielabo­
rant i -in, Bauschlosser I -in, Schlos­
ser I -in und Friseur I Friseurin. Be­
rufe mit besonders geringen Be­
schäftigungsquoten sind Herren­
schne ider I -in, Damenschneider I 
-in und Tischler I -in. 

Leider erfährt man in der Studie 
nichts über die Gründe, warum ge­
rade die in den Sonderprogram­
men außerbetrieblich Ausgebil­
deten keinen betrieblichen Ausbil­
dungsplatz gefunden haben. Denn 
"fehlender Ausbildungsplatz'' 
reicht als Begründung im Einzelfall 
nicht aus, da es vor Ort ja genü­
gend vergleichbare Jugendliche 
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gab, die sehrwohl einen betriebli­
chen Ausbildungsplatz gefunden 
haben. 

Ein ganz wesentliches Manko hat 
die Studie- das man dem Autor al­
lerdings wegen der vorgegebenen 
Untersuchungsfrage nicht anlasten 
kann: es wird nur die Berufsein­
mündung von Absolventen unter­
sucht. Völlig offen b le ibt also die 
Frage, wie viele Te ilnehmer I -in­
nen der Sonderprogramme ihre 
dort begonnene Ausbildung er­
folglos beendet haben und wie das 
weitere Berufsschicksal der Ab­
brecher war. Dies zu untersuchen 
wäre sicher interessanter Gegen­
stand für ein weiteres ISO-Projekt. 
Dann sollte zugleich aber auch er­
mittelt werden, welchen jahrgangs­
bezogenen Ausbildungserfolg und 
welche Berufseinmündung eine 
vergleichbare Gruppe Jugendli­
cher erzielt hat, die in Betrieben 
ausgebildet wurde. 

(Dietmar Zielke) 

Gernot Weißhuhn, Andrea König: 

Wachstum, Qualirl.kation und 
Berufstätigkeit in der 
Bundesrepublik Deutschland 

Volkswirtschaft!. Schriften, Heft 392, 
Duncker & Humblot Berlin, 1989 

Die Schrift enthält die Ergebnisse 
einer im Auftrag des Bundesmini­
sters für Bildung und Wissenschaft 
durchgeführten Untersuchung über 
die Ausbildungsqualifikationen und 
beruflichen Tätigkeiten von Er­
werbstätigen. Die statistische Ana­
lyse erstreckt sich auf den Zeit­
raum von 1978 bis 1985; auf dieser 
Analyse beruhend sind alternative 
Projektionen über die Qualifika­
tionsstrukturenentwicklung bis zum 
Jahre 2000 durchgeführt worden. 
Zwischen 1978 und 1985 hat sich 
das Ausbildungsniveau der Er­
werbstätigen wie folgt verändert: 
- Der Anteil der Erwerbstätigen 

mit einem Hochschul- oder 
Fachhochschulabschluß hat sich 
von 6,7% auf 8,6% erhöht. 

- Vergleichbares gilt für die Zahl 
der Erwerbstätigen mit einer 
abgeschlossenen beruflichen 
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Ausbildung. Ihr Anteil stieg von 
55,0% auf 58,0 %. 

-Demgegenüber trat bei den Er­
werbstätigen ohne abgeschlos­
sene Berufsausbildung ein er­
heblicher Rückgang der Be­
schäftigten ein. Ihr Anteil sank 
von 32,8% auf 26,5 %. 

- Der Anteil der Auszubildenden 
stieg von 5,4% auf 6,9 %. 

Für die Erwerbstätigen mit einem 
Hoch- oder Fachhochschulab­
schluß ist der "Staat'' ein wichtiger 
Arbeitgeber. Rund 46,1% waren 
hier 1985 beschäftigt. Eine ähnliche 
Bedeutung kommt dem "Produzie­
renden Gewerbe" für die Erwerbs­
tätigen mit einer abgeschlossenen 
Berufsausbildung (rund 44,6 %), 
eine noch größere für die Erwerbs­
tätigen ohne eine abgeschlossene 
Berufsausbildung (55,2 %) zu. 

Der Wandel der Qualifikations­
struktur in den einzelnen Berufsbe­
reichen war erheblich. Bei den ad­
ministrativen und technischen 
Dienstleistungstätigkeiten (Beam­
tentätigkeiten, U nternehmensdien­
ste wie Wirtschaftsprüfer, Steuer­
berater, Werbefachleute u. ä.) stieg 
der Anteil der Hoch- und Fach­
hochschulabsolventen zu Lasten 
der Erwerbstätigen mit einer mitt­
leren abgeschlossenen Berufsaus­
bildung. Durchgängig sank in die­
sen Berufen auch der Anteil der 
Erwerbstätigen ohne abgeschlos­
sene Berufsausbildung. In den Fer­
tigungsberufen vollzog sich dage­
gen eine Substitution von Unge­
lernten durch Erwerbstätige mit 
abgeschlossener Berufsausbil­
dung. In den Projektionen des 
Qualifikationsbedarfs greift die Un­
tersuchung hinsichtlich des Pro­
duktionswachstums und der Ar­
beitsproduktivitätsentwicklung auf 
die Modellrechnungen von PROG­
NOS aus dem Jahr 1985 zurück, die 
zwischenzeitlich auch überarbeitet 
worden sind. Die Qualifikations­
struktur der Zieljahre wird zum ei­
nen unter der Trendvariante 
(1978-1985) und zum anderen un­
ter der Status-qua-Annahme 1985 
berechnet. 

Unter der Voraussetzung eines mitt­
leren wirtschaftlichen Wachstums 
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(rund 2,6 % jährlich) sowie einer 
Fortsetzung der bisher bei der Be­
setzung von Arbeitsplätzen beob­
achteten Substitution zwischen den 
unterschiedlichen Ausbildungs­
niveaus wird der Bedarf an Hoch­
schulabsolventenund Absolventen 
mit einer geschlossenen berufli­
chen Ausbildung weiter steigen. 
Demgegenüber wird der Bedarf 
an Abgängern, die das Bildungs­
wesen ohne beruflichen Abschluß 
verlassen, weiter stark rückläufig 
sein. Im einzelnen gilt: 

Der zusätzliche Bedarf an Erwerbs­
tätigen mit einem Hoch- oder Fach­
hochschulabschluß dürfte bis zum 
Jahre 2000 bei rund 900 000 Perso­
nen liegen. Der Bedarf an Erwerbs­
tätigen mit einer abgeschlossenen 
Berufsausbildung steigt um rund 
2,2 Millionen Personen. Der Bedarf 
an Erwerbstätigen ohne eine abge­
schlossene Berufsausbildung wird 
demgegenüber um rund 2,7 Millio­
nen Personen zurückgehen. 

Unter Berücksichtigung der jüng­
sten, von der Bund-Länder-Kommis­
sion für Bildungsplanung und For­
schungsförderung (BLK) vorgeleg­
ten Berechnungen zum Arbeits­
kräfteangebot kommt die Studie 
bei einem Vergleich von Arbeits­
kräftebedarf und -angebot zu fol­
genden Aussagen: 

Der Arbeitskräftebedarf an Er­
werbstätigen mit einer abgeschlos­
senen mittleren Berufsausbildung 
fällt höher als das entsprechende 
Arbeitskräfteangebot aus. Der Ar­
beitskräftebedarf an Erwerbstäti­
gen ohne eine abgeschlossene Be­
rufsausbildung wird dagegen 
deutlich unter dem voraussichtli­
chen Angebot an Erwerbsperso­
nen liegen. Der Arbeitskräftebe­
darf an Erwerbstätigen mit einem 
Hoch- oder Fachhochschulab­
schluß nimmt erheblich zu, er 
reicht jedoch nicht vollständig aus, 
um alle Hochschulabsolventen am 
Arbeitsmarkt aufzunehmen. Diese 
Diskrepanz zwischen Angebot und 
Nachfrage von Hochschulabsol­
venten wird voraussichtlich zu ei­
nem stärkeren Wettbewerb und zu 
einer erhöhten, über die Trendva­
riante hinausgehenden Substitution 

bei der Besetzung von Arbeitsplät­
zen auf den mittleren Qualifika­
tionsebenen führen . Hiervon wer­
den insbesondere Erwerbstätige 
bzw. Arbeitsplatzsuchende mit ei­
ner abgeschlossenen Berufsausbil­
dung betroffen sein. 

Die Ergebnisse der Studie von 
Weißhuhn/König stehen in "Kon­
kurrenz'' zu den Arbeitskräftepro­
jektionen von PROGNOS/ IAB aus 
dem Jahre 1985/ 86, die 1988 auf­
grund des Mikrozensus bzw. der 
Volkszählung 1987 überarbeitet 
worden sind. Die Abweichung der 
Ergebnisse resultiert im wesentli­
chen aus den für die Trendprojek­
tion verwendeten unterschiedli­
chen Basis-Qualifikationsstrukturen: 
bei Weißhuhn/ König 1978-1985, 
bei PROGNOS/ IAB I 1976-1982 und 
bei PROGNOS/ IAB II 1978-1987. 
Die jüngere Projektion von IAB/ 
PROGNOS liegt näher bei der Pro­
jektion von Weißhuhn/ König als 
die ältere. Bei der älteren PROG­
NOS/ IAB-Projektion wurde eine 
schnellere Höherqualifizierung als 
in den beiden anderen Zeiträumen 
unterstellt. Sie ergibt sich aus dem 
etwas steileren Ex-post-Trend 
der Qualifikationsverschiebung 
1976-1982. 
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Neuerscheinungen aus dem BIBB 

Brigitte Schmidt-Hackenberg/lngrid Höpke/Ilse G. Lemke/ 
Klaus Pampus/Dietrich Weissker 

Neue Ausbildungsmethoden 
in der betrieblichen Berufsausbildung 
Ergebnisse aus Modellversuchen 

1989, 120 Seiten, 15,- DM 
ISBN 3-88555-377-5 
Reihe "Berichte zur beruflichen Bildung", Heft 107 

Die Neuerscheinung beleuchtet neue Ausbildungskonzepte, aus denen der Wandel der 
Ausbilderrolle sichtbar wird. Verschiedene Ausbildungsmethoden, wie z. B. Leittexte 
und Lehrlingsbaustellen, werden aus ihrem betrieblichen Entstehungsprozeß darge­
stellt. Es handelt sich um Ausbildungsmethoden aus der industriellen Metall- und Elek­
troausbildung, aus der kaufmännischen Ausbildung und aus dem Maler- und Lackierer­
Handwerk. Die Veröffentlichung liefert keine Rezepte, aber es wird gezeigt, wie andere 
Betriebe ihre Ausbildungsprobleme lösen und neuen Anforderungen begegnen. 

Die Schrift läßt sich auch als eine Sammlung von Fallbeispielen betrieblicher Modell­
versuche lesen. An Einzelfällen wird beschrieben, wie Modellversuche initiiert, organi­
siert, durchgeführt, wissenschaftlich begleitet und ausgewertet werden. 

Ein eigenes Kapitel gilt den Wegen und Formen, wie den Modellversuchsergebnissen 
mehr Resonanz verschafft werden kann; andere Kapitel befassen sich mit den substan­
tiellen wissenschaftlichen Grundlagen einzelner Ausbildungsmethoden und mit der for­
malen, äußeren Rolle von Wissenschaft und wissenschaftlicher Begleitung. 

Die Autoren der Veröffentlichung sind Mitarbeiter des Bundesinstituts, die in jahrelan­
ger Praxis Modellversuche fachlich betreut haben. 

Die Schrift wendet sich an Praktiker, Organisatoren und Leiter beruflicher Bildung in 
Betrieben und überbetrieblichen Einrichtungen; an berufspädagogische Lehrstühle, 
Studienseminare; Veranstalter und Teilnehmer von Lehrgängen zur Aus- und Weiterbil­
dung von Ausbildern. 
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